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VERORDNUNG (EU) Nr. 167/2013 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 5. Februar 2013 

über die Genehmigung und Marktüberwachung von land- und 
forstwirtschaftlichen Fahrzeugen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL I 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIM­
MUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Mit dieser Verordnung werden die Verwaltungsvorschriften und 
technischen Anforderungen für die Typgenehmigung aller neuen Fahr­
zeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen technischen Einheiten, die 
in Artikel 2 Absatz 1 genannt sind, festgelegt. 

Diese Verordnung gilt nicht für die Einzelgenehmigung von Fahrzeu­
gen. Mitgliedstaaten, die solche Einzelgenehmigungen erteilen, akzep­
tieren jedoch jede Typgenehmigung von Fahrzeugen, Systemen, Bau­
teilen und selbstständigen technischen Einheiten, die gemäß dieser Ver­
ordnung und nicht gemäß den einschlägigen nationalen Vorschriften 
erteilt wurde. 

(2) Mit dieser Verordnung werden die Vorschriften für die Markt­
überwachung von Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten festgelegt, die gemäß dieser Verordnung geneh­
migt werden müssen. Ferner werden mit dieser Verordnung die Vor­
schriften für die Marktüberwachung von Teilen und Ausrüstungen für 
diese Fahrzeuge festgelegt. 

(3) Diese Verordnung lässt die Anwendung der Vorschriften hin­
sichtlich der Straßenverkehrssicherheit unberührt. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für land- und forstwirtschaftliche Fahr­
zeuge gemäß Artikel 4, die in einer oder mehreren Stufen ausgelegt 
und gebaut werden, sowie für Systeme, Bauteile und selbstständige 
technische Einheiten sowie Teile und Ausrüstungen, die für solche Fahr­
zeuge ausgelegt und gebaut werden. 

Diese Verordnung gilt insbesondere für die nachstehenden Fahrzeuge: 

a) Zugmaschinen (Klassen T und C), 

b) Anhänger (Klasse R) und 

c) gezogene auswechselbare Geräte (Klasse S). 

▼M5 
(2) Diese Verordnung gilt nicht für auswechselbare Geräte, die in 
vollständig angehobener Stellung mitgeführt werden oder die nicht um 
eine vertikale Achse drehbar sind, wenn das Fahrzeug, mit dem sie 
verbunden sind, im öffentlichen Straßenverkehr genutzt wird. 

▼B
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(3) Für die nachstehenden Fahrzeuge hat der Hersteller die Wahl 
zwischen der Beantragung einer Genehmigung nach dieser Verordnung 
oder der Einhaltung der einschlägigen nationalen Anforderungen: 

a) Anhänger (Klasse R) und gezogene auswechselbare Geräte (Klasse 
S), 

b) Zugmaschinen auf Gleisketten (Klasse C), 

c) Zugmaschinen auf Rädern mit besonderer Zweckbestimmung (Klas­
sen T4.1 und T4.2). 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung und der in Anhang I aufgeführten Rechts­
akte — soweit dort nichts anderes bestimmt ist — bezeichnet der Aus­
druck 

1. „Typgenehmigung“ das Verfahren, nach dem eine Genehmigungs­
behörde bescheinigt, dass ein Typ eines Fahrzeugs, eines Systems, 
eines Bauteils oder einer selbstständigen technischen Einheit den 
einschlägigen Verwaltungsvorschriften und technischen Anforde­
rungen entspricht; 

2. „Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung“ eine Typgenehmigung, durch 
die eine Genehmigungsbehörde bescheinigt, dass ein unvollständi­
ger, vollständiger oder vervollständigter Fahrzeugtyp den einschlä­
gigen Verwaltungsvorschriften und technischen Anforderungen ent­
spricht; 

3. „System-Typgenehmigung“ eine Typgenehmigung, durch die eine 
Genehmigungsbehörde bescheinigt, dass ein in ein Fahrzeug eines 
bestimmten Typs eingebautes System den einschlägigen Verwal­
tungsvorschriften und technischen Anforderungen entspricht; 

4. „Bauteil-Typgenehmigung“ eine Typgenehmigung, durch die eine 
Genehmigungsbehörde bescheinigt, dass ein Bauteil unabhängig 
von einem Fahrzeug den einschlägigen Verwaltungsvorschriften 
und technischen Anforderungen entspricht; 

5. „Typgenehmigung einer selbstständigen technischen Einheit“ eine 
Typgenehmigung, durch die eine Genehmigungsbehörde beschei­
nigt, dass eine selbstständige technische Einheit in Bezug auf einen 
oder mehrere bestimmte Fahrzeugtypen den einschlägigen Verwal­
tungsvorschriften und technischen Anforderungen entspricht; 

6. „nationale Typgenehmigung“ ein Typgenehmigungsverfahren nach 
dem nationalen Recht eines Mitgliedstaats, wobei sich die Gültig­
keit einer solchen Genehmigung auf das Hoheitsgebiet dieses Mit­
gliedstaats beschränkt; 

7. „EU-Typgenehmigung“ das Verfahren, nach dem eine Genehmi­
gungsbehörde bescheinigt, dass ein Typ eines Fahrzeugs, eines Sys­
tems, eines Bauteils oder einer selbstständigen technischen Einheit 
den einschlägigen Verwaltungsvorschriften und technischen Anfor­
derungen dieser Verordnung entspricht; 

8. „Zugmaschine“ ein land- oder forstwirtschaftliches Kraftfahrzeug 
auf Rädern oder Gleisketten mit mindestens zwei Achsen und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mindestens 6 km/h, 
dessen wesentliche Funktion in der Erzeugung einer Zugkraft be­
steht und das speziell zum Ziehen, Schieben, Tragen und zum 
Antrieb von auswechselbaren Geräten für land- oder forstwirtschaft­
liche Arbeiten oder zum Ziehen von land- oder forstwirtschaftlichen 
Anhängern oder Geräten bestimmt ist; es kann für den Transport 
von Lasten im Zusammenhang mit land- oder forstwirtschaftlichen 
Arbeiten eingerichtet und/oder mit einem oder mehreren Beifahrer­
sitzen ausgestattet sein; 

▼B
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9. „Anhänger“ ein land- oder forstwirtschaftliches Fahrzeug, das im 
Wesentlichen dazu bestimmt ist, von einer Zugmaschine gezogen zu 
werden und Lasten zu befördern oder Materialien zu bearbeiten, 
und bei dem das Verhältnis zwischen der technisch zulässigen Ge­
samtmasse in beladenem Zustand und der Leermasse dieses Fahr­
zeugs mindestens 3,0 beträgt; 

10. „gezogenes auswechselbares Gerät“ ein Fahrzeug zum Einsatz in 
der Land- oder Forstwirtschaft, das dazu bestimmt ist, von einer 
Zugmaschine gezogen zu werden, und das die Funktion der Zug­
maschine verändert oder erweitert, dauerhaft mit einem Gerät aus­
gerüstet oder für die Bearbeitung von Materialien ausgelegt ist; es 
kann auch mit einer Ladeplattform ausgestattet sein, die für die 
Aufnahme der zur Ausführung der Arbeiten erforderlichen Geräte 
und Vorrichtungen sowie für die zeitweilige Lagerung der bei der 
Arbeit erzeugten oder benötigten Materialien ausgelegt und gebaut 
ist; das Verhältnis zwischen der technisch zulässigen Gesamtmasse 
in beladenem Zustand und der Leermasse dieses Fahrzeugs beträgt 
weniger als 3,0; 

11. „Fahrzeug“ eine Zugmaschine, einen Anhänger oder ein gezogenes 
auswechselbares Gerät gemäß den Begriffsbestimmungen der Num­
mern 8, 9 und 10; 

12. „Basisfahrzeug“ ein Fahrzeug, das für die erste Stufe eines Mehr­
stufen-Typgenehmigungsverfahrens verwendet wird; 

13. „unvollständiges Fahrzeug“ ein Fahrzeug, das mindestens einer wei­
teren Vervollständigungsstufe unterzogen werden muss, damit es 
den einschlägigen technischen Anforderungen dieser Verordnung 
entspricht; 

14. „vervollständigtes Fahrzeug“ ein Fahrzeug, das einem Mehrstufen- 
Typgenehmigungsverfahren unterzogen wurde und den einschlägi­
gen technischen Anforderungen dieser Verordnung entspricht; 

15. „vollständiges Fahrzeug“ ein Fahrzeug, das keiner Vervollständi­
gung bedarf, um die einschlägigen technischen Anforderungen die­
ser Verordnung zu erfüllen; 

16. „Fahrzeug aus einer auslaufenden Serie“ ein Fahrzeug aus dem 
Lagerbestand, das nicht oder nicht mehr auf dem Markt bereit­
gestellt, zugelassen oder in Betrieb genommen werden kann, weil 
neue technische Anforderungen in Kraft getreten sind, nach denen 
es nicht genehmigt wurde; 

17. „System“ eine den Anforderungen dieser Verordnung oder den An­
forderungen eines der gemäß dieser Verordnung erlassenen dele­
gierten Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte unterliegende Ge­
samtheit von Einrichtungen, die gemeinsam eine oder mehrere be­
stimmte Funktionen in einem Fahrzeug erfüllen; 

18. „Bauteil“ eine den Anforderungen dieser Verordnung oder den An­
forderungen eines der gemäß dieser Verordnung erlassenen dele­
gierten Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte unterliegende Ein­
richtung, die Bestandteil eines Fahrzeugs sein soll und für die un­
abhängig von einem Fahrzeug eine Typgenehmigung gemäß dieser 
Verordnung und den gemäß dieser Verordnung erlassenen delegier­
ten Rechtsakten oder Durchführungsrechtsakten erteilt werden kann, 
sofern die betreffenden Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte 
dies ausdrücklich vorsehen; 

▼B
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19. „selbstständige technische Einheit“ eine den Anforderungen dieser 
Verordnung oder den Anforderungen eines der gemäß dieser Ver­
ordnung erlassenen delegierten Rechtsakte oder Durchführungs­
rechtsakte unterliegende Einrichtung, die Bestandteil eines Fahr­
zeugs sein soll und für die gesondert, jedoch nur in Bezug auf 
einen oder mehrere bestimmte Fahrzeugtypen eine Typgenehmi­
gung erteilt werden kann, sofern die betreffenden Rechtsakte oder 
Durchführungsrechtsakte dies ausdrücklich vorsehen; 

20. „Teile“ Waren, die für den Bau eines Fahrzeugs verwendet werden, 
sowie Ersatzteile; 

21. „Ausrüstungen“ Waren, ausgenommen Teile, die einem Fahrzeug 
hinzugefügt oder daran angebracht werden können; 

22. „Originalteil oder -ausrüstung“ ein Teil oder eine Ausrüstung, das/ 
die nach den Spezifikationen und Produktionsnormen gefertigt wird, 
die der Fahrzeughersteller für die Fertigung von Teilen oder Aus­
rüstungen für den Bau des betreffenden Fahrzeugs vorschreibt; 
hierzu gehören Teile oder Ausrüstungen, die auf derselben Fer­
tigungsstraße gefertigt wurden wie die Teile oder Ausrüstungen 
für den Bau des Fahrzeugs; bis zum Nachweis des Gegenteils ist 
davon auszugehen, dass Teile oder Ausrüstungen Originalteile oder 
-ausrüstungen sind, wenn der Hersteller bescheinigt, dass die Teile 
oder Ausrüstungen die gleiche Qualität aufweisen wie die für den 
Bau des betreffenden Fahrzeugs verwendeten Bauteile und nach den 
Spezifikationen und Produktionsnormen des Fahrzeugherstellers ge­
fertigt wurden; 

23. „Ersatzteile“ Waren, die in ein Fahrzeug eingebaut oder an ihm 
angebracht werden und Originalteile dieses Fahrzeugs ersetzen sol­
len, wozu auch Waren wie Schmieröle zählen, die für die Nutzung 
des Fahrzeugs erforderlich sind, mit Ausnahme von Kraftstoffen; 

24. „funktionale Sicherheit“ das Fehlen eines unzumutbaren Risikos der 
Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Personen oder der 
Verletzung oder Beschädigung von Eigentum aufgrund einer Ge­
fährdung durch die Fehlfunktion mechanischer, hydraulischer, pneu­
matischer, elektrischer oder elektronischer Systeme, Bauteile oder 
selbstständiger technischer Einheiten; 

25. „Hersteller“ jede natürliche oder juristische Person, die gegenüber 
der Genehmigungsbehörde für alle Belange des Typgenehmigungs- 
oder Autorisierungsverfahrens, für die Sicherstellung der Überein­
stimmung der Produktion sowie für die Marktüberwachungsbelange 
der hergestellten Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen 
technischen Einheiten verantwortlich ist, und zwar unabhängig da­
von, ob diese natürliche oder juristische Person unmittelbar an allen 
Konstruktions- und Fertigungsstufen eines Fahrzeugs, eines Sys­
tems, eines Bauteils oder einer selbstständigen technischen Einheit, 
das/die Gegenstand des Genehmigungsverfahrens ist, beteiligt ist 
oder nicht; 

▼B



 

02013R0167 — DE — 18.04.2019 — 005.001 — 6 

26. „Bevollmächtigter des Herstellers“ eine in der Union ansässige na­
türliche oder juristische Person, die vom Hersteller ordnungsgemäß 
dazu bevollmächtigt wurde, den Hersteller in den von dieser Ver­
ordnung geregelten Angelegenheiten bei der Genehmigungsbehörde 
oder der Marktüberwachungsbehörde zu vertreten und im Namen 
des Herstellers zu handeln; 

27. „Genehmigungsbehörde“ die Behörde eines Mitgliedstaats, die die­
ser Mitgliedstaat errichtet oder benannt und der Kommission noti­
fiziert hat und die zuständig ist für alle Belange der Typgenehmi­
gung für Fahrzeuge, Systeme, Bauteile und selbstständige tech­
nische Einheiten sowie für das Autorisierungsverfahren und für 
die Ausstellung und gegebenenfalls den Entzug oder die Verweige­
rung von Genehmigungsbögen; sie fungiert ferner als Kontaktstelle 
für die Genehmigungsbehörden anderer Mitgliedstaaten, benennt 
die Technischen Dienste und sorgt dafür, dass der Hersteller seine 
Pflichten in Bezug auf die Übereinstimmung der Produktion erfüllt; 

28. „Technischer Dienst“ eine Organisation oder Stelle, die von der 
Genehmigungsbehörde eines Mitgliedstaats als Prüflabor für die 
Durchführung von Prüfungen oder als Konformitätsbewertungsstelle 
für die Durchführung der Anfangsbewertung und anderer Prüfungen 
und Kontrollen im Auftrag der Genehmigungsbehörde benannt wur­
de, wobei diese Aufgaben auch von der Genehmigungsbehörde 
selbst wahrgenommen werden können; 

29. „Selbstprüfung“ die Durchführung von Prüfungen in eigenen Räum­
lichkeiten, die Erfassung der Prüfergebnisse und die Vorlage eines 
Berichts mit Schlussfolgerungen bei der Genehmigungsbehörde 
durch einen Hersteller, der als Technischer Dienst benannt wurde, 
um die Einhaltung bestimmter Anforderungen zu beurteilen; 

30. „virtuelles Prüfverfahren“ Computersimulationen, einschließlich Be­
rechnungen, mit denen nachgewiesen wird, dass ein Fahrzeug, ein 
System, ein Bauteil oder eine selbstständige technische Einheit den 
technischen Anforderungen eines gemäß Artikel 27 Absatz 6 erlas­
senen delegierten Rechtsakts entspricht, ohne dass dabei ein Fahr­
zeug, ein System, ein Bauteil oder eine selbstständige technische 
Einheit physisch vorhanden sein muss; 

31. „Typgenehmigungsbogen “ das Dokument, mit dem die Genehmi­
gungsbehörde amtlich bescheinigt, dass für einen Typ eines Fahr­
zeugs, eines Systems, eines Bauteils oder einer selbstständigen tech­
nischen Einheit eine Genehmigung erteilt wurde; 

32. „EU-Typgenehmigungsbogen“ das Dokument gemäß dem Muster 
in dem nach dieser Verordnung erlassenen Durchführungsrechtsakt 
oder das Mitteilungsformblatt gemäß den einschlägigen UN-ECE- 
Regelungen, auf die in dieser Verordnung oder in den gemäß dieser 
Verordnung erlassenen delegierten Rechtsakten Bezug genommen 
wird; 

▼B
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33. „Übereinstimmungsbescheinigung“ das Dokument, mit dem der 
Hersteller bescheinigt, dass ein hergestelltes Fahrzeug dem geneh­
migten Fahrzeugtyp entspricht; 

34. „On-Board-Diagnosesystem“ oder „OBD-System“ ein System, das 
in der Lage ist, mithilfe rechnergespeicherter Fehlercodes den wahr­
scheinlichen Bereich von Fehlfunktionen anzuzeigen; 

35. „Reparatur- und Wartungsinformationen“ sämtliche für Diagnose, 
Instandhaltung, Inspektion, regelmäßige Überwachung, Reparatur, 
Neuprogrammierung oder Neuinitialisierung des Fahrzeugs erfor­
derlichen Informationen, die die Hersteller ihren autorisierten Händ­
lern und Reparaturbetrieben zur Verfügung stellen, einschließlich 
aller nachfolgenden Ergänzungen und Aktualisierungen dieser In­
formationen; dazu gehören auch sämtliche Informationen, die für 
den Einbau von Teilen oder Ausrüstungen in ein Fahrzeug erfor­
derlich sind; 

36. „unabhängiger Wirtschaftsakteur“ Unternehmen, die keine auto­
risierten Händler oder Reparaturbetriebe sind und die direkt oder 
indirekt an der Wartung und Reparatur von Fahrzeugen beteiligt 
sind, insbesondere Reparaturbetriebe, Hersteller oder Händler von 
Werkstattausrüstung, Werkzeugen oder Ersatzteilen, Herausgeber 
von technischen Informationen, Automobilclubs, Pannenhilfsdiens­
te, Anbieter von Inspektions- und Prüfdienstleistungen sowie Ein­
richtungen der Aus- und Weiterbildung von Mechanikern, Herstel­
lern und Reparaturkräften für Ausrüstungen von Fahrzeugen, die 
mit alternativen Kraftstoffen betrieben werden; 

37. „Neufahrzeug“ ein Fahrzeug, das noch nie zuvor zugelassen war 
oder in Betrieb genommen wurde; 

38. „Zulassung“ die behördliche Genehmigung für die unbefristete, be­
fristete oder kurzfristige Inbetriebnahme eines Fahrzeugs, auch im 
Straßenverkehr, die die Identifizierung des Fahrzeugs und die Zu­
teilung einer als amtliches Kennzeichen bezeichneten Seriennummer 
umfasst; 

39. „Inverkehrbringen“ die erstmalige Bereitstellung eines Fahrzeugs, 
eines Systems, eines Bauteils, einer selbstständigen technischen 
Einheit, eines Teils oder einer Ausrüstung in der Union; 

40. „Inbetriebnahme“ den erstmaligen bestimmungsgemäßen Einsatz ei­
nes Fahrzeugs, eines Systems, eines Bauteils, einer selbstständigen 
technischen Einheit, eines Teils oder einer Ausrüstung in der Uni­
on; 

41. „Einführer“ jede in der Union ansässige natürliche oder juristische 
Person, die ein Fahrzeug, ein System, ein Bauteil, eine selbststän­
dige technische Einheit, ein Teil oder eine Ausrüstung aus einem 
Drittstaat in Verkehr bringt; 

▼B
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42. „Händler“ jede natürliche oder juristische Person in der Lieferkette, 
mit Ausnahme des Herstellers oder des Einführers, die ein Fahr­
zeug, ein System, ein Bauteil, eine selbstständige technische Ein­
heit, ein Teil oder eine Ausrüstung auf dem Markt bereitstellt; 

43. „Wirtschaftsakteur“ den Hersteller, den Bevollmächtigten des Her­
stellers, den Einführer oder den Händler; 

44. „Marktüberwachung“ die von den nationales Behörden durch­
geführten Tätigkeiten und von ihnen getroffenen Maßnahmen, 
durch die sichergestellt werden soll, dass auf dem Markt bereit­
gestellte Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständige tech­
nische Einheiten den Anforderungen der einschlägigen Harmonisie­
rungsvorschriften der Union entsprechen und keine Gefährdung für 
die Gesundheit, Sicherheit oder andere im öffentlichen Interesse 
schützenswerte Aspekte darstellen; 

45. „Marktüberwachungsbehörde“ eine Behörde eines Mitgliedstaats, 
die für die Durchführung der Marktüberwachung in dessen Hoheits­
gebiet zuständig ist; 

46. „nationale Behörde“ eine Genehmigungsbehörde oder jede andere 
Behörde, die in Bezug auf Fahrzeuge, Systeme, Bauteile, selbst­
ständige technische Einheiten, Teile oder Ausrüstungen an der 
Marktüberwachung, der Grenzkontrolle oder der Zulassung in ei­
nem Mitgliedstaat beteiligt oder dafür zuständig ist; 

47. „Bereitstellung auf dem Markt“ die entgeltliche oder unentgeltliche 
Abgabe eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils, einer selbstständigen 
technischen Einheit, eines Teils oder einer Ausrüstung zum Vertrieb 
oder zur Verwendung auf dem Markt im Rahmen einer Geschäfts­
tätigkeit; 

48. „Fahrzeugtyp“ eine Gruppe von Fahrzeugen, einschließlich Varian­
ten und Versionen der gleichen Klasse, die sich zumindest in fol­
genden wesentlichen Merkmalen nicht unterscheiden: 

— Klasse, 

— Hersteller, 

— Typbezeichnung durch den Hersteller, 

— wesentliche Bau- und Konstruktionsmerkmale, 

— Rahmen: in Blockbauweise/mit Längsträgern/mit Gelenk (im 
Sinne von klar erkennbaren und erheblichen Unterschieden), 

— für Klasse T: Achsen (Anzahl) oder für Klasse C: Achsen/Gleis­
ketten (Anzahl), 

— bei in mehreren Stufen gefertigten Fahrzeugen Hersteller und 
Typ des Fahrzeugs der vorangegangenen Stufe; 

49. „Variante“ Fahrzeuge des gleichen Typs, die sich zumindest in 
folgender Hinsicht nicht unterscheiden: 

▼B
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a) für Zugmaschinen: 

— Aufbaukonzept oder Art des Aufbaus, 

— Vervollständigungsstufe, 

— Motor (Verbrennungsmotor/Hybridantrieb/Elektromotor/Hy­
brid-Elektroantrieb), 

— Funktionsprinzip, 

— Zahl und Anordnung der Zylinder, 

— Motorleistung: Unterschiede von nicht mehr als 30 % (die 
höchste Leistung beträgt maximal das 1,3-fache der niedrigs­
ten Leistung), 

— Hubraum: Unterschiede von nicht mehr als 20 % (der 
höchste Wert beträgt maximal das 1,2-fache des niedrigsten 
Wertes), 

— Antriebsachsen (Zahl, Anordnung, Verbindung untereinan­
der), 

— gelenkte Achsen (Zahl und Anordnung), 

— Gesamtmasse in beladenem Zustand (Abweichung von 
höchstens 10 %), 

— Art der Kraftübertragung, 

— Umsturzschutzvorrichtung, 

— gebremste Achsen (Zahl); 

b) für Anhänger oder gezogene auswechselbare Geräte: 

— gelenkte Achsen (Anzahl, Anordnung und Verbindung unter­
einander), 

— Gesamtmasse in beladenem Zustand (Abweichung von 
höchstens 10 %), 

— gebremste Achsen (Anzahl); 

50. „Hybridfahrzeug“ ein Kraftfahrzeug mit mindestens zwei verschie­
denen (bordeigenen) Energiewandlern und zwei verschiedenen 
(bordeigenen) Energiespeichersystemen zum Zwecke des Fahrzeug­
antriebs; 

51. „Hybrid-Elektrofahrzeug“ ein Fahrzeug, das für seinen Antrieb 
Energie aus folgenden energie-/leistungsspeichernden Quellen im 
Fahrzeug bezieht: 

a) einem Betriebskraftstoff, 

b) einer Batterie, einem Kondensator, einem Schwungrad/Generator 
oder einem anderen elektrischen Energiespeichersystem. 

Diese Begriffsbestimmung schließt auch Fahrzeuge ein, die Energie 
aus Betriebskraftstoffen lediglich zum Zwecke der Wiederaufladung 
des elektrischen Energiespeichersystems nutzen; 

▼B
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52. „Fahrzeug mit reinem Elektroantrieb“ ein Fahrzeug, das durch ein 
System angetrieben wird, das aus einer oder mehreren Speicher­
einrichtungen für elektrische Energie, einem oder mehreren Strom­
richtern und einem oder mehreren Elektromotoren besteht, die ge­
speicherte elektrische Energie in mechanische Energie umwandeln, 
die den Rädern für den Antrieb des Fahrzeugs zugeführt wird; 

53. „Version einer Variante“ Fahrzeuge, die aus einer Kombination von 
Merkmalen bestehen, welche in den in Artikel 24 Absatz 10 ge­
nannten Beschreibungsunterlagen aufgeführt sind. 

Verweise in dieser Verordnung auf Anforderungen, Verfahren oder Vor­
kehrungen, die in dieser Verordnung festgelegt sind, sind als Verweise 
auf solche Anforderungen, Verfahren oder Vorkehrungen zu lesen, die 
in dieser Verordnung und in den gemäß dieser Verordnung erlassenen 
delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten festgelegt sind. 

Artikel 4 

Fahrzeugklassen 

Im Sinne dieser Verordnung gelten die nachstehenden Fahrzeugklassen: 

1. „Klasse T“: alle Zugmaschinen auf Rädern; jeder Klasse von Zug­
maschinen auf Rädern gemäß den Nummern 2 bis 8 wird je nach 
ihrer Auslegungsgeschwindigkeit am Ende ein Index „a“ oder „b“ 
hinzugefügt: 

a) „a“ für Zugmaschinen auf Rädern mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von höchstens 40 km/h; 

b) „b“ für Zugmaschinen auf Rädern mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit über 40 km/h; 

▼M5 
2. „Klasse T1“: Zugmaschinen auf Rädern mit einer Spurweite der 

dem Fahrer am nächsten liegenden Achse von mindestens 
1 150 mm, einer Leermasse in fahrbereitem Zustand von mehr als 
600 kg und einer Bodenfreiheit bis 1 000 mm; bei Zugmaschinen 
mit umkehrbarem Fahrerplatz (Sitz und Lenkrad umkehrbar) ist die 
dem Fahrer am nächsten liegende Achse die Achse mit dem größ­
ten Reifendurchmesser; 

3. „Klasse T2“: Zugmaschinen auf Rädern mit einer Mindestspurweite 
von weniger als 1 150 mm, einer Leermasse in fahrbereitem Zu­
stand von mehr als 600 kg, einer Bodenfreiheit bis 600 mm; wenn 
der Quotient aus der Höhe des Schwerpunkts der Zugmaschine 
(bestimmt nach der ISO-Norm 789-6:1982 und gemessen über 
dem Boden) und der mittleren Mindestspurweite der Achsen 
mehr als 0,90 beträgt, ist die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 
auf 30 km/h begrenzt; 

▼B 
4. „Klasse T3“: Zugmaschinen auf Rädern mit einer Leermasse in 

fahrbereitem Zustand bis 600 kg; 

5. „Klasse T4“: Zugmaschinen auf Rädern mit besonderer Zweck­
bestimmung; 

6. „Klasse T4.1“ (Stelzradzugmaschinen): Zugmaschinen, die für den 
Einsatz in hohen Reihenkulturen, z. B. Rebkulturen, ausgelegt sind. 
Sie sind durch ein überhöhtes Fahrgestell oder einen überhöhten 
Fahrgestellteil gekennzeichnet, so dass sie parallel zu den Pflanzen­
reihen über diese hinweg fahren und dabei eine oder mehrere Rei­
hen zwischen ihre Räder nehmen können. Sie sind zur Beförderung 
oder zum Antrieb von Geräten konzipiert, die vorn, zwischen den 

▼B
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Achsen, hinten oder auf einer Plattform angebracht sind. Befindet 
sich die Zugmaschine in Arbeitsposition, ist die Bodenfreiheit, ge­
messen in der Vertikalen der Pflanzenreihen, größer als 1 000 mm. 
Beträgt der Quotient aus der Höhe des Schwerpunkts der Zug­
maschine über dem Boden (bei normaler Bereifung) und der mitt­
leren Mindestspurweite der Achsen mehr als 0,90, so ist die bau­
artbedingte Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h begrenzt; 

7. „Klasse T4.2“ (überbreite Zugmaschinen): Zugmaschinen, die 
durch ihre großen Abmessungen gekennzeichnet und speziell zur 
Bearbeitung großer landwirtschaftlicher Flächen bestimmt sind; 

8. „Klasse T4.3“ (Zugmaschinen mit geringer Bodenfreiheit): Zug­
maschinen mit Vierradantrieb, deren auswechselbare Geräte für 
den Einsatz in der Land- und Forstwirtschaft bestimmt sind, mit 
einem Tragrahmen, einer oder mehreren Zapfwellen, einer tech­
nisch zulässigen Masse von höchstens 10 t und einem Verhältnis 
technisch zulässige Masse/maximale Leermasse in fahrbereitem Zu­
stand unter 2,5 sowie mit einem Schwerpunkt (bei normaler Be­
reifung) von weniger als 850 mm über dem Boden. 

9. „Klasse C“: Zugmaschinen auf Gleisketten, die über die Gleisketten 
oder über eine Kombination von Rädern und Gleisketten angetrie­
ben werden (Definition der Unterklassen analog zu der Klasse T); 

10. „Klasse R“: Anhänger; jeder Klasse von Anhängern gemäß den 
Nummern 11 bis 14 wird je nach ihrer Auslegungsgeschwindigkeit 
am Ende ein Index „a“ oder „b“ hinzugefügt: 

a) „a“ für Anhänger mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindig­
keit von höchstens 40 km/h; 

b) „b“ für Anhänger mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindig­
keit über 40 km/h; 

11. „Klasse R1“: Anhänger, bei denen die Summe der technisch zu­
lässigen Massen je Achse bis zu 1 500 kg beträgt; 

12. „Klasse R2“: Anhänger, bei denen die Summe der technisch zu­
lässigen Massen je Achse mehr als 1 500 kg und bis zu 3 500 kg 
beträgt; 

13. „Klasse R3“: Anhänger, bei denen die Summe der technisch zu­
lässigen Massen je Achse mehr als 3 500 kg und bis zu 21 000 kg 
beträgt; 

14. „Klasse R4“: Anhänger, bei denen die Summe der technisch zu­
lässigen Massen je Achse mehr als 21 000 kg beträgt; 

▼B
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15. „Klasse S“: gezogene auswechselbare Geräte. 

Jeder Klasse von gezogenen auswechselbaren Geräten wird je nach 
ihrer Auslegungsgeschwindigkeit am Ende ein Index „a“ oder „b“ 
hinzugefügt: 

a) „a“ für gezogene auswechselbare Geräte mit einer bauartbeding­
ten Höchstgeschwindigkeit von höchstens 40 km/h, 

b) „b“ für gezogene auswechselbare Geräte mit einer bauartbeding­
ten Höchstgeschwindigkeit über 40 km/h; 

16. „Klasse S1“: gezogene auswechselbare Geräte, bei denen die 
Summe der technisch zulässigen Massen je Achse bis zu 3 500 kg 
beträgt; 

17. „Klasse S2“: gezogene auswechselbare Geräte, bei denen die 
Summe der technisch zulässigen Massen je Achse über 3 500 kg 
beträgt; 

KAPITEL II 

ALLGEMEINE PFLICHTEN 

Artikel 5 

Pflichten der Mitgliedstaaten 

(1) Die Mitgliedstaaten errichten oder benennen die Genehmigungs­
behörden, die für Genehmigungsangelegenheiten zuständig sind, sowie 
die Marktüberwachungsbehörden, die für Marktüberwachungsangele­
genheiten zuständig sind, gemäß dieser Verordnung. Die Mitgliedstaaten 
notifizieren der Kommission die Errichtung und Benennung solcher 
Behörden. 

Bei der Notifizierung sind Name und Anschrift einschließlich der elek­
tronischen Anschrift sowie der Zuständigkeitsbereich der Genehmi­
gungs- und Marktüberwachungsbehörden anzugeben. Die Kommission 
veröffentlicht die Liste der Genehmigungsbehörden mit den dazugehöri­
gen Angaben auf ihrer Internetseite. 

(2) Die Mitgliedstaaten gestatten das Inverkehrbringen, die Zulassung 
oder die Inbetriebnahme von Fahrzeugen, Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten nur, wenn diese den Anforderungen dieser Ver­
ordnung entsprechen. 

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen, die Zulassung 
oder die Inbetriebnahme von Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen oder 
selbstständigen technischen Einheiten nicht unter Verweis auf die von 
dieser Verordnung erfassten Aspekte des Baus oder der Wirkungsweise 
untersagen, beschränken oder behindern, wenn diese den Anforderungen 
dieser Verordnung entsprechen. 

(4) Die Mitgliedstaaten organisieren und führen die Marktüber­
wachung und die Kontrolle von in den Markt eingeführten Fahrzeugen, 
Systemen, Bauteilen oder selbstständigen technischen Einheiten gemäß 
Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 durch. 

Artikel 6 

Pflichten der Genehmigungsbehörden 

(1) Die Genehmigungsbehörden stellen sicher, dass Hersteller, die 
eine Typgenehmigung beantragen, ihre Pflichten gemäß dieser Verord­
nung erfüllen. 

▼B
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(2) Die Genehmigungsbehörden erteilen eine Genehmigung nur für 
solche Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständige technische Ein­
heiten, die den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen. 

Artikel 7 

Marktüberwachungsmaßnahmen 

(1) Die Marktüberwachungsbehörden führen in Bezug auf typgeneh­
migte Fahrzeuge, Systeme, Bauteile und selbstständige technische Ein­
heiten unter Berücksichtigung der anerkannten Grundsätze der Risiko­
bewertung sowie von Beschwerden und sonstigen Informationen in an­
gemessenem Umfang geeignete Kontrollen der Unterlagen durch. 

Die Marktüberwachungsbehörden können Wirtschaftsakteure dazu auf­
fordern, diese Unterlagen und Informationen zur Verfügung zu stellen, 
soweit dies für die Ausführung ihrer Tätigkeit als notwendig erachtet 
wird. 

Wenn Wirtschaftakteure Übereinstimmungsbescheinigungen vorlegen, 
tragen die Marktüberwachungsbehörden diesen Bescheinigungen gebüh­
rend Rechnung. 

(2) Für andere als die in Absatz 1 genannten Teile und Ausrüstungen 
gilt Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 ohne Ein­
schränkung. 

Artikel 8 

Pflichten der Hersteller 

(1) Beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetriebnahme ihrer Fahr­
zeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen technischen Einheiten 
gewährleisten die Hersteller, dass diese gemäß den Anforderungen die­
ser Verordnung und der gemäß dieser Verordnung erlassenen delegier­
ten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte hergestellt und genehmigt 
wurden. 

(2) Im Falle einer Mehrstufen-Typgenehmigung ist jeder Hersteller 
für die Genehmigung und die Übereinstimmung der Produktion der 
Systeme, Bauteile oder selbstständigen technischen Einheiten, die er 
auf seiner Fahrzeug-Fertigungsstufe hinzufügt, verantwortlich. Verändert 
ein Hersteller Bauteile oder Systeme, die auf früheren Fertigungsstufen 
bereits genehmigt wurden, so ist er für die Genehmigung und die Über­
einstimmung der Produktion der veränderten Bauteile und Systeme ver­
antwortlich. 

(3) Verändert ein Hersteller das unvollständige Fahrzeug so, dass 
dieses in eine andere Fahrzeugklasse eingestuft wird und somit andere 
Rechtsvorschriften als jene für die früheren Fertigungsstufen gelten, so 
ist er auch für die Übereinstimmung mit den Anforderungen verantwort­
lich, die für die Fahrzeugklasse, in die das veränderte Fahrzeug einge­
stuft wird, gelten. 

▼B
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(4) Für die Zwecke der Genehmigung von Fahrzeugen, Systemen, 
Bauteilen oder selbstständigen technischen Einheiten, die unter diese 
Verordnung fallen, benennt ein außerhalb der Union ansässiger Herstel­
ler einen in der Union ansässigen Bevollmächtigten, der ihn bei der 
Genehmigungsbehörde vertritt. 

(5) Ein außerhalb der Union ansässiger Hersteller benennt außerdem 
für die Zwecke der Marktüberwachung einen einzigen in der Union 
ansässigen Bevollmächtigten, wobei es sich um den in Absatz 4 ge­
nannten oder einen weiteren Bevollmächtigten handeln kann. 

(6) Der Hersteller ist gegenüber der Genehmigungsbehörde für alle 
Belange des Genehmigungsverfahrens und für die Sicherstellung der 
Übereinstimmung der Produktion verantwortlich, und zwar auch dann, 
wenn er nicht an allen Stufen der Herstellung des Fahrzeugs, des Sys­
tems, des Bauteils oder der selbstständigen technischen Einheit unmittel­
bar beteiligt ist. 

(7) Gemäß dieser Verordnung und den gemäß dieser Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten stellt 
der Hersteller durch geeignete Verfahren sicher, dass bei Serienfertigung 
stets Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ gewährleistet ist. 
Änderungen an der Konstruktion eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils 
oder einer selbstständigen technischen Einheit oder an deren Merkmalen 
sowie Änderungen der Anforderungen, auf die bei Erklärung der Über­
einstimmung eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder einer selbststän­
digen technischen Einheit verwiesen wird, werden gemäß VI berück­
sichtigt. 

(8) Zusätzlich zu den gesetzlich vorgeschriebenen Schildern und den 
Typgenehmigungszeichen, die gemäß Artikel 34 an seinen Fahrzeugen, 
Bauteilen oder selbstständigen technischen Einheiten angebracht wer­
den, gibt der Hersteller seinen Namen, seinen eingetragenen Handels­
namen oder seine eingetragene Handelsmarke und seine Kontakt­
anschrift in der Union entweder auf dem auf dem Markt bereitgestellten 
Fahrzeug, Bauteil oder der selbstständigen technischen Einheit selbst 
oder, wenn dies nicht möglich ist, auf der Verpackung oder in den 
dem Bauteil oder der selbstständigen technischen Einheit beigefügten 
Unterlagen an. 

(9) Solange sich ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbststän­
dige technische Einheit in seiner Verantwortung befindet, stellt der Her­
steller sicher, dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Über­
einstimmung mit den Anforderungen dieser Verordnung nicht beein­
trächtigen. 

Artikel 9 

Pflichten der Hersteller hinsichtlich der Produkte, die nicht den 
Anforderungen entsprechen oder ein erhebliches Risiko darstellen 

(1) Ein Hersteller, der der Auffassung ist oder Grund zu der An­
nahme hat, dass sein Fahrzeug, System, Bauteil oder seine selbststän­
dige technische Einheit beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetrieb­
nahme nicht dieser Verordnung oder den gemäß dieser Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten ent­
spricht, ergreift unverzüglich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, 
um die Übereinstimmung dieses Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder die­
ser selbstständigen technischen Einheit herzustellen, es/sie gegebenen­
falls vom Markt zu nehmen oder zurückzurufen. 

▼B
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Der Hersteller teilt dies unverzüglich der Genehmigungsbehörde mit, die 
die Genehmigung erteilt hat, und macht dabei ausführliche Angaben, 
insbesondere über die fehlende Übereinstimmung und die ergriffenen 
Korrekturmaßnahmen. 

(2) Wenn das Fahrzeug, das System, das Bauteil, die selbstständige 
technische Einheit, das Teil oder die Ausrüstung ein erhebliches Risiko 
darstellt, unterrichtet der Hersteller unverzüglich die Genehmigungs- 
und Marktüberwachungsbehörden der Mitgliedstaaten, in denen das 
Fahrzeug, das System, das Bauteil, die selbstständige technische Einheit, 
das Teil oder die Ausrüstung auf dem Markt bereitgestellt oder in 
Betrieb genommen wurde, davon und macht dabei ausführliche Anga­
ben, insbesondere über die fehlende Übereinstimmung und die ergriffe­
nen Korrekturmaßnahmen. 

(3) Der Hersteller hält die in Artikel 24 Absatz 10 genannten Be­
schreibungsunterlagen und der Fahrzeughersteller zusätzlich eine Kopie 
der in Artikel 33 genannten Übereinstimmungsbescheinigungen zehn 
Jahre lang nach dem Inverkehrbringen eines Fahrzeugs und fünf Jahre 
nach dem Inverkehrbringen eines Systems, Bauteils oder einer selbst­
ständigen technischen Einheit für die Genehmigungsbehörden zur Ein­
sichtnahme bereit. 

(4) Der Hersteller händigt der nationalen Behörde auf deren begrün­
detes Verlangen über die Genehmigungsbehörde eine Kopie des EU- 
Typgenehmigungsbogens oder der in Artikel 46 Absätze 1 und 2 ge­
nannten Genehmigung in einer für diese Behörde leicht zu verstehenden 
Sprache aus, aus der die Übereinstimmung des Fahrzeugs, Systems, 
Bauteils oder der selbstständigen technischen Einheit hervorgeht. Der 
Hersteller kooperiert mit der nationalen Behörde bei allen Maßnahmen 
gemäß Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 zur Abwendung 
von Risiken, die mit seinen Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen oder 
selbstständigen technischen Einheiten, die in Verkehr gebracht, zugelas­
sen oder in Betrieb genommen wurden, verbunden sind. 

Artikel 10 

Pflichten der Bevollmächtigten des Herstellers für die 
Marktüberwachung 

Der Bevollmächtigte des Herstellers für die Marktüberwachung nimmt 
die Aufgaben wahr, die der Hersteller in der entsprechenden Vollmacht 
festgelegt hat. Gemäß dieser Vollmacht kann der Bevollmächtigte min­
destens folgende Aufgaben wahrnehmen: 

a) Er hat Zugang zu der in Artikel 22 genannten Beschreibungsmappe 
und den in Artikel 33 genannten Übereinstimmungsbescheinigungen, 
damit sie zehn Jahre lang nach dem Inverkehrbringen eines Fahr­
zeugs und fünf Jahre nach dem Inverkehrbringen eines Systems, 
Bauteils oder einer selbstständigen technischen Einheit für die Ge­
nehmigungsbehörden zur Einsichtnahme bereitgestellt werden kön­
nen. 

b) Auf begründetes Verlangen einer Genehmigungsbehörde händigt er 
alle erforderlichen Informationen und Unterlagen zum Nachweis der 
Übereinstimmung der Produktion eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils 
oder einer selbstständigen technischen Einheit an diese Behörde aus. 

▼B
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c) Auf Verlangen der Genehmigungs- oder Marktüberwachungsbehör­
den kooperiert er bei allen Maßnahmen zur Abwendung der erheb­
lichen Risiken, die mit Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen, selbststän­
digen technischen Einheiten, Teilen oder Ausrüstungen verbunden 
sind, die zu ihrem Aufgabenbereich gehören. 

Artikel 11 

Pflichten der Einführer 

(1) Der Einführer bringt nur konforme Fahrzeuge, Systeme, Bauteile 
oder selbstständige technische Einheiten, die entweder eine EU-Typge­
nehmigung erhalten haben oder die Anforderungen für eine nationale 
Genehmigung erfüllen, oder Teile oder Ausrüstungen, die in vollem 
Umfang den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 ent­
sprechen, in Verkehr. 

(2) Vor dem Inverkehrbringen eines typgenehmigten Fahrzeugs, Sys­
tems, Bauteils oder einer typgenehmigten selbstständigen technischen 
Einheit stellt der Einführer sicher, dass Beschreibungsunterlagen gemäß 
Artikel 24 Absatz 10 vorhanden sind und dass das System, Bauteil oder 
die selbstständige technische Einheit das vorgeschriebene Typgenehmi­
gungszeichen trägt und mit Artikel 8 Absatz 8 in Einklang steht. Im Fall 
eines Fahrzeugs überprüft der Einführer, ob das Fahrzeug mit der vor­
geschriebenen Übereinstimmungsbescheinigung versehen ist. 

(3) Ist ein Einführer der Auffassung oder hat er Grund zu der An­
nahme, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil, eine selbstständige tech­
nische Einheit, ein Teil oder eine Ausrüstung nicht den Anforderungen 
dieser Verordnung entspricht und insbesondere nicht mit der entspre­
chenden Typgenehmigung übereinstimmt, darf er dieses Fahrzeug, Sys­
tem, Bauteil oder diese selbstständige technische Einheit nicht in Ver­
kehr bringen, seine bzw. ihre Inbetriebnahme nicht erlauben oder es 
bzw. sie nicht zulassen, bevor die Übereinstimmung hergestellt ist. Ist 
er außerdem der Auffassung oder hat er Grund zu der Annahme, dass 
das Fahrzeug, System, Bauteil, die selbstständige technische Einheit, das 
Teil oder die Ausrüstung ein erhebliches Risiko darstellt, unterrichtet er 
den Hersteller sowie die Marktüberwachungsbehörden davon. Bei typ­
genehmigten Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen oder selbstständigen 
technischen Einheiten unterrichtet er auch die Genehmigungsbehörde, 
die die Genehmigung erteilt hat. 

(4) Der Einführer gibt seinen Namen, seinen eingetragenen Handels­
namen oder seine eingetragene Handelsmarke und seine Kontakt­
anschrift auf dem Fahrzeug, System, Bauteil, der selbstständigen tech­
nischen Einheit, dem Teil oder der Ausrüstung selbst oder, wenn dies 
nicht möglich ist, auf der Verpackung oder in den dem System, Bauteil, 
der selbstständigen technischen Einheit, dem Teil oder der Ausrüstung 
beigefügten Unterlagen an. 

(5) Der Einführer stellt sicher, dass dem Fahrzeug, System, Bauteil 
oder der selbstständigen technischen Einheit die gemäß Artikel 51 er­
forderlichen Anleitungen und Informationen in der Amtssprache oder 
den Amtssprachen der betreffenden Mitgliedstaaten beigefügt sind. 

▼B
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(6) Solange sich ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbststän­
dige technische Einheit in seiner Verantwortung befindet, stellt der Ein­
führer sicher, dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Über­
einstimmung mit den Anforderungen dieser Verordnung nicht beein­
trächtigen. 

(7) Sofern er dies angesichts des mit einem Fahrzeug, System, Bau­
teil, einer selbstständigen technischen Einheit, einem Teil oder einer 
Ausrüstung verbundenen erheblichen Risikos für angemessen hält, prüft 
der Einführer zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit der Ver­
braucher etwaige Beschwerden und Rückrufe und führt gegebenenfalls 
ein Register der Beschwerden und Rückrufe betreffend Fahrzeuge, Sys­
teme, Bauteile, selbstständige technische Einheiten, Teile oder Ausrüs­
tungen und hält die Händler über diese Überwachung auf dem Laufen­
den. 

Artikel 12 

Pflichten der Einführer in Bezug auf die Produkte, die nicht den 
Anforderungen entsprechen oder ein erhebliches Risiko darstellen 

(1) Ein Einführer, der der Auffassung ist oder Grund zu der An­
nahme hat, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbstständige 
technische Einheit, das/die er in Verkehr gebracht hat, nicht dieser Ver­
ordnung entspricht, ergreift unverzüglich die erforderlichen Korrektur­
maßnahmen, um die Übereinstimmung dieses Fahrzeugs, Systems, Bau­
teils oder dieser selbstständigen technischen Einheit herzustellen oder 
es/sie gegebenenfalls zurückzunehmen oder zurückzurufen. 

(2) Der Einführer unterrichtet, wenn mit einem Fahrzeug, System, 
Bauteil, einer selbstständigen technischen Einheit, einem Teil oder einer 
Ausrüstung ein erhebliches Risiko verbunden ist, unverzüglich den Her­
steller und die Genehmigungs- und Marktüberwachungsbehörden der 
Mitgliedstaaten, in denen er es/sie auf dem Markt bereitgestellt hat. 
Der Einführer unterrichtet diese auch über die getroffenen Maßnahmen 
und macht dabei ausführliche Angaben, insbesondere über das erheb­
liche Risiko und die vom Hersteller getroffenen Korrekturmaßnahmen. 

▼M5 
(3) Der Einführer hält zehn Jahre lang nach dem Inverkehrbringen 
eines Fahrzeugs und fünf Jahre lang nach dem Inverkehrbringen eines 
Systems, eines Bauteils oder einer selbstständigen technischen Einheit 
eine Kopie des EU-Typgenehmigungsbogens für die Genehmigungs- 
und Marktüberwachungsbehörden bereit und stellt sicher, dass diesen 
Behörden die in Artikel 24 Absatz 10 genannten Beschreibungsunterla­
gen auf Verlangen vorgelegt werden können. 

▼B 
(4) Der Einführer händigt einer nationalen Behörde auf deren begrün­
detes Verlangen alle Informationen und Unterlagen in einer für die 
betreffende Behörde leicht zu verständlichen Sprache aus, die für den 
Nachweis der Übereinstimmung des Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder 
der selbstständigen technischen Einheit erforderlich sind. Der Einführer 
kooperiert mit dieser Behörde auf deren Verlangen bei allen Maßnah­
men zur Abwendung von Risiken, die mit Fahrzeugen, Systemen, Bau­
teilen, selbstständigen technischen Einheiten, Teilen oder Ausrüstungen 
verbunden sind, die er in Verkehr gebracht hat. 

▼B
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Artikel 13 

Pflichten der Händler 

(1) Der Händler beachtet die Vorschriften dieser Verordnung mit der 
gebührenden Sorgfalt, wenn er ein Fahrzeug, System, Bauteil, eine 
selbstständige technische Einheit, ein Teil oder eine Ausrüstung auf 
dem Markt bereitstellt. 

(2) Bevor ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbstständige 
technische Einheit auf dem Markt bereitgestellt, es/sie zugelassen oder 
in Betrieb genommen wird, überprüft der Händler, ob das Fahrzeug, 
System, Bauteil oder die selbstständige technische Einheit mit der ge­
setzlich vorgeschriebenen Kennzeichnung oder dem Typgenehmigungs­
zeichen versehen ist, ob die vorgeschriebenen Unterlagen, die Ge­
brauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen in der Amtssprache 
oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats beigefügt sind, in dem das 
Fahrzeug, System, Bauteil oder die selbstständige technische Einheit auf 
dem Markt bereitgestellt werden soll, und ob der Einführer und der 
Hersteller die Anforderungen von Artikel 11 Absätze 2 und 4 und 
von Artikel 34 Absätze 1 und 2 erfüllt haben. 

(3) Solange sich ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbststän­
dige technische Einheit in seiner Verantwortung befindet, stellt der 
Händler sicher, dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die 
Übereinstimmung mit den Anforderungen dieser Verordnung nicht be­
einträchtigen. 

Artikel 14 

Pflichten der Händler in Bezug auf die Produkte, die nicht den 
Anforderungen entsprechen oder ein erhebliches Risiko darstellen 

(1) Ist ein Händler der Auffassung oder hat er Grund zu der An­
nahme, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbstständige 
technische Einheit nicht mit den Anforderungen dieser Verordnung 
übereinstimmt, darf er dieses Fahrzeug, System, Bauteil oder diese 
selbstständige technische Einheit nicht auf dem Markt bereitstellen, zu­
lassen oder in Betrieb nehmen, bis die Übereinstimmung hergestellt ist. 

(2) Ein Händler, der der Auffassung ist oder Grund zu der Annahme 
hat, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbstständige tech­
nische Einheit, das/die er auf dem Markt bereitgestellt oder zugelassen 
hat oder für dessen/deren Inbetriebnahme er verantwortlich ist, nicht 
dieser Verordnung entspricht, informiert den Hersteller oder den Bevoll­
mächtigten des Herstellers, um sicherzustellen, dass die erforderlichen 
Korrekturmaßnahmen gemäß Artikel 9 Absatz 1 oder Artikel 12 Absatz 
1 getroffen werden, um die Übereinstimmung dieses Fahrzeugs, Sys­
tems, Bauteils oder dieser selbstständigen technischen Einheit herzustel­
len oder es/sie gegebenenfalls zurückzurufen. 

(3) Wenn mit dem Fahrzeug, System, Bauteil, der selbstständigen 
technischen Einheit, dem Teil oder der Ausrüstung ein erhebliches Ri­
siko verbunden ist, unterrichtet der Händler unverzüglich den Hersteller, 
den Einführer sowie die Genehmigungs- und Marktüberwachungsbehör­
den der Mitgliedstaaten, in denen er es/sie auf dem Markt bereitgestellt 
hat. Der Händler unterrichtet diese ferner über die getroffenen Maß­
nahmen und macht dabei ausführliche Angaben, insbesondere über 
das erhebliche Risiko und die vom Hersteller getroffenen Korrekturmaß­
nahmen. 

▼B
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(4) Der Händler stellt auf begründetes Verlangen einer nationalen 
Behörde sicher, dass der Hersteller der nationalen Behörde die in Ar­
tikel 9 Absatz 4 genannten Informationen vorlegt oder dass der Einfüh­
rer der nationalen Behörde die in Artikel 12 Absatz 3 genannten Infor­
mationen vorlegt. Er kooperiert mit dieser Behörde auf deren Verlangen 
bei allen Maßnahmen gemäß Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 
765/2008 zur Abwendung von Risiken, die mit dem Fahrzeug, System, 
Bauteil, der selbstständigen technischen Einheit, dem Teil oder der Aus­
rüstung verbunden sind, die er auf dem Markt bereitgestellt hat. 

Artikel 15 

Fälle, in denen die Pflichten des Herstellers auch für Einführer und 
Händler gelten 

Ein Einführer oder Händler gilt als Hersteller für die Zwecke dieser 
Verordnung und unterliegt den Pflichten der Hersteller gemäß Artikel 8 
bis Artikel 10, wenn er ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbst­
ständige technische Einheit unter seinem eigenen Namen oder seiner 
eigenen Marke auf dem Markt bereitstellt, zulässt oder für dessen/deren 
Inbetriebnahme verantwortlich ist oder ein Fahrzeug, System, Bauteil 
oder eine selbstständige technische Einheit so verändert, dass die Über­
einstimmung mit den geltenden Anforderungen beeinträchtigt werden 
kann. 

Artikel 16 

Identifizierung der Wirtschaftsakteure 

Die Wirtschaftsakteure nennen den Genehmigungs- und Marktüber­
wachungsbehörden auf Verlangen für einen Zeitraum von fünf Jahren 

a) die Wirtschaftsakteure, von denen sie ein Fahrzeug, System, Bauteil, 
eine selbstständige technische Einheit, ein Teil oder eine Ausrüstung 
bezogen haben; 

b) die Wirtschaftsakteure, an die sie ein Fahrzeug, System, Bauteil, eine 
selbstständige technische Einheit, ein Teil oder eine Ausrüstung ge­
liefert haben. 

KAPITEL III 

MATERIELLE ANFORDERUNGEN 

Artikel 17 

Anforderungen für die funktionale Sicherheit von Fahrzeugen 

(1) Der Hersteller stellt sicher, dass die von ihm hergestellten Fahr­
zeuge so ausgelegt, gefertigt und zusammengebaut sind, dass die Ver­
letzungsgefahr für Fahrzeuginsassen und andere Personen, die sich in 
der Nähe des Fahrzeugs aufhalten, möglichst gering ist. 

(2) Der Hersteller stellt sicher, dass die von ihm hergestellten Fahr­
zeuge, Systeme, Bauteile und selbstständigen technischen Einheiten den 
einschlägigen Anforderungen dieser Verordnung entsprechen, unter an­
derem den Anforderungen für: 

▼B
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a) die Festigkeit der Fahrzeugstruktur, 

b) Fahrerassistenzsysteme, insbesondere hinsichtlich Lenk- und Brems­
anlagen, einschließlich verbesserter Bremssysteme und elektroni­
scher Stabilitätskontrollsysteme, 

c) Systeme, die dem Fahrer die Sicht auf die Straße ermöglichen und 
ihn über den Zustand des Fahrzeugs und die Beschaffenheit des 
Fahrzeugumfelds informieren, einschließlich Glasscheiben, Spiegel 
und Fahrerinformationssysteme, 

d) Beleuchtungseinrichtungen, 

e) Insassenschutzsysteme einschließlich Innenausstattung, Kopfstützen, 
Sicherheitsgurte und Fahrzeugtüren, 

f) die Fahrzeugaußenseite und Zubehörteile, 

g) elektromagnetische Verträglichkeit, 

h) Vorrichtungen für Schallzeichen, 

i) Heizungsanlagen, 

j) Sicherungen gegen unbefugte Benutzung, 

k) Fahrzeug-Identifizierungssysteme, 

l) Massen und Abmessungen, 

m) die elektrische Sicherheit, einschließlich statischer Elektrizität, 

n) den hinteren Unterfahrschutz, 

o) seitliche Schutzvorrichtungen, 

p) Ladeflächen, 

q) Abschleppeinrichtungen, 

r) Reifen, 

s) Spritzschutzsysteme, 

t) Rückwärtsgang, 

u) Gleisketten, 

v) mechanische Verbindungseinrichtungen, einschließlich Schutz vor 
Montagefehlern. 

(3) Bauteile von Fahrzeugen unterliegen nicht der Richtlinie 
2006/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De­
zember 2006 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten betreffend elektrische Betriebsmittel zur Verwendung innerhalb be­
stimmter Spannungsgrenzen ( 1 ), wenn die mit ihnen verbundenen Ge­
fahren elektrischer Natur von den gemäß dieser Verordnung erlassenen 
delegierten Rechtsakten oder Durchführungsrechtsakten erfasst werden. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 374 vom 27.12.2006, S. 10.
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(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Anforderungen gelten für 
Fahrzeuge und für Systeme, Bauteile und selbstständige technische Ein­
heiten für diese Fahrzeuge, soweit sie gemäß Anhang I Anwendung 
finden. 

(5) Um die Erreichung eines hohen Niveaus der funktionalen Sicher­
heit zu gewährleisten, wird der Kommission die Befugnis übertragen, 
gemäß Artikel 71 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen die detail­
lierten technischen Anforderungen — gegebenenfalls einschließlich 
Prüfverfahren und Grenzwerten — für die in Absatz 2 dieses Artikels 
aufgeführten Gegenstände festgelegt werden. Die ersten entsprechenden 
delegierten Rechtsakte werden bis zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

Diese detaillierten Anforderungen müssen geeignet sein, das Maß an 
funktionaler Sicherheit gemäß den in Artikel 76 Absatz 1 und Artikel 77 
genannten Richtlinien anzuheben oder zumindest aufrechtzuerhalten, 
und sie gewährleisten Folgendes: 

a) Fahrzeuge mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 
über 40 km/h erfüllen ein gleiches Maß an funktionaler Sicherheit 
im Hinblick auf Bremsleistung und gegebenenfalls Antiblockiersys­
teme wie Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger; 

b) der maximale Kontaktdruck der Reifen oder Gleisketten auf hartem 
Straßenbelag beträgt nicht mehr als 0,8 MPa. 

Artikel 18 

Anforderungen für die Sicherheit am Arbeitsplatz 

(1) Der Hersteller stellt sicher, dass die von ihm hergestellten Fahr­
zeuge so ausgelegt, gefertigt und zusammengebaut sind, dass die Ver­
letzungsgefahr für Personen, die an oder mit dem Fahrzeug arbeiten, 
möglichst gering ist. 

(2) Der Hersteller stellt sicher, dass die von ihm hergestellten Fahr­
zeuge, Systeme, Bauteile und selbstständigen technischen Einheiten den 
einschlägigen Anforderungen dieser Verordnung entsprechen, unter an­
derem den Anforderungen für: 

a) Überrollschutzstrukturen (Roll-Over Protection Structures — 
„ROPS“), 

b) Strukturen zum Schutz gegen herabfallende Gegenstände (Falling 
Objects Protective Structures — „FOPS“), 

c) Beifahrersitze, 

d) die Exposition des Fahrers gegenüber dem Geräuschpegel, 

e) den Fahrersitz, 

f) den Betätigungsraum und den Zugang zum Fahrerplatz, einschließ­
lich des Schutzes vor Ausrutschen, Stolpern oder Stürzen, 

g) die Zapfwellen, 

h) den Schutz von Antriebselementen, 

i) die Verankerungen der Sicherheitsgurte, 

j) Sicherheitsgurte, 

▼B
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k) den Schutz des Fahrers gegen das Eindringen von Gegenständen 
(Operator Protection Structures — „OPS“), 

l) den Schutz des Fahrers vor gefährlichen Stoffen, 

m) den Schutz vor Berührung von Teilen oder Materialien, die extreme 
Temperaturen aufweisen, 

n) die Betriebsanleitung, 

o) Bedienungselemente einschließlich der Sicherheit und Zuverlässig­
keit der Kontrollsysteme, Notstoppvorrichtungen und selbsttätigen 
Abstellvorrichtungen, 

p) den Schutz vor anderen als den unter den Buchstaben a, b, g und k 
genannten mechanischen Gefahren, einschließlich des Schutzes vor 
rauen Oberflächen, scharfen Kanten und Ecken, Reißen von mit 
Flüssigkeit gefüllten Leitungen und unkontrollierter Bewegung des 
Fahrzeugs, 

q) Betrieb und Wartung einschließlich der sicheren Reinigung des 
Fahrzeugs, 

r) trennende und nichttrennende Schutzeinrichtungen, 

s) Hinweise, Warnungen und Kennzeichnungen, 

t) Materialien und Produkte, 

u) Batterien. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Anforderungen gelten für 
Fahrzeuge und für Systeme, Bauteile und selbstständige technische Ein­
heiten für diese Fahrzeuge, soweit sie gemäß Anhang I Anwendung 
finden. 

(4) Um ein hohes Niveau der Sicherheit am Arbeitsplatz zu gewähr­
leisten, wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 71 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen die detaillierten technischen 
Anforderungen — gegebenenfalls einschließlich Prüfverfahren und 
Grenzwerten — für die in Absatz 2 aufgeführten Gegenstände festgelegt 
werden. Die ersten entsprechenden delegierten Rechtsakte werden bis 
zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

Diese detaillierten technischen Anforderungen müssen geeignet sein, das 
Niveau der Sicherheit am Arbeitsplatz gemäß den in Artikel 76 Absatz 
1 und Artikel 77 genannten Richtlinien anzuheben oder zumindest auf­
rechtzuerhalten, und ergonomische Aspekte (einschließlich des Schutzes 
vor vorhersehbarer unsachgemäßer Benutzung, Bedienbarkeit von Kon­
trollsystemen, Zugänglichkeit von Steuerelementen zur Vermeidung ei­
nes unbeabsichtigten Auslösens, Anpassung der Schnittstelle Mensch/ 
Fahrzeug an die voraussehbaren Eigenschaften des Fahrers, Vibrationen 
und Eingreifen des Bedienpersonals), die Stabilität und den Brandschutz 
berücksichtigen. 

Artikel 19 

Anforderungen für die Umweltverträglichkeit 

(1) Der Hersteller stellt sicher, dass die von ihm hergestellten Fahr­
zeuge so ausgelegt, gefertigt und zusammengebaut sind, dass ihre Aus­
wirkungen auf die Umwelt möglichst gering sind. 

▼B
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(2) Der Hersteller stellt sicher, dass die von ihm hergestellten Fahr­
zeuge, Systeme, Bauteile und selbstständigen technischen Einheiten den 
einschlägigen Anforderungen dieser Verordnung entsprechen, unter an­
derem den Anforderungen für: 

a) Schadstoffemissionen, 

b) den äußeren Geräuschpegel. 

▼M2 
(3) Es gelten die in der Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) für nicht für den Straßenverkehr 
bestimmte mobile Maschinen und Geräte festgelegten Vorschriften hin­
sichtlich Motorenklassen, Emissionsgrenzwerten, Prüfzyklen, Emissions- 
Dauerhaltbarkeitsperioden, Abgasemissionen, der Überwachung des 
Emissionsverhaltens im Betrieb und Durchführung von Messungen 
und Prüfungen sowie die Übergangsvorschriften und die Vorschriften 
für die frühzeitige Erteilung der EU-Typgenehmigung und das frühzei­
tige Inverkehrbringen von Motoren der Stufe V und die aufgrund der 
genannten Verordnung erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchfüh­
rungsrechtsakte. 

Für die Zwecke des Inverkehrbringens, der Zulassung oder der In­
betriebnahme von Zugmaschinen der Klassen T2, T4.1 und C2 werden 
die Motoren des Leistungsbereichs 56-130 kW, die die Anforderungen 
der Stufe IIIB erfüllen, als Übergangsmotoren im Sinne der Verordnung 
(EU) 2016/1628 Artikel 3 Nummer 32 angesehen. 

▼B 
(4) Die Grenzwerte für den äußeren Geräuschpegel dürfen nicht hö­
her sein als 

a) 89 dB(A) für Zugmaschinen mit einer Leermasse in fahrbereitem 
Zustand über 1 500 kg; 

b) 85 dB(A) für Zugmaschinen mit einer Leermasse in fahrbereitem 
Zustand bis zu 1 500 kg. 

Sie werden nach den Prüfverfahren gemessen, die in den in Absatz 6 
genannten delegierten Rechtsakten festgelegt sind. 

(5) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Anforderungen gelten für 
Fahrzeuge und für Systeme, Bauteile und selbstständige technische Ein­
heiten für diese Fahrzeuge, soweit sie gemäß Anhang I Anwendung 
finden. 

(6) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 71 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen die detaillierten technischen 
Anforderungen für den äußeren Geräuschpegel einschließlich Prüfver­
fahren und für den Einbau von in Bezug auf ihre Schadstoffemissionen 
genehmigten Motoren in ein Fahrzeug sowie die damit einhergehenden 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. September 2016 über die Anforderungen in Bezug auf die Emis­
sionsgrenzwerte für gasförmige Schadstoffe und luftverunreinigende Partikel 
und die Typgenehmigung für Verbrennungsmotoren für nicht für den Stra­
ßenverkehr bestimmte mobile Maschinen und Geräte, zur Änderung der Ver­
ordnungen (EU) Nr. 1024/2012 und (EU) Nr. 167/2013 und zur Änderung 
und Aufhebung der Richtlinie 97/68/EG (ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 53).
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Flexibilitätsvorschriften festgelegt werden, damit eine hohe Umweltver­
träglichkeit erreicht wird. Die ersten entsprechenden delegierten Rechts­
akte werden bis zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

Diese spezifischen technischen Anforderungen müssen geeignet sein, 
die Umweltverträglichkeit gemäß den in Artikel 76 Absatz 1 und gege­
benenfalls Artikel 77 genannten Richtlinien anzuheben oder zumindest 
aufrechtzuerhalten. 

▼M2 
Abweichend von dem Grundsatz gemäß Unterabsatz 2 wird der Kom­
mission die Befugnis übertragen, bis zum 31. Dezember 2016 die De­
legierte Verordnung (EU) 2015/96 der Kommission ( 1 ) so zu ändern, 
dass 

a) die für die Zwecke der EU-Typgenehmigung für Zugmaschinen der 
Klassen T2, T4.1 und C2 in Artikel 11 Absatz 4 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2015/96 festgelegte Aufschubfrist vier Jahre be­
trägt und 

b) die gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2015/96 Anhang V 
Nummer 1.1.1 erlaubte Flexibilität im Rahmen des Flexibilitätssys­
tems nach Artikel 14 der genannten Delegierten Verordnung auf 
150 % für Zugmaschinen der Klassen T2, T4.1 und C2 erhöht wird. 

▼B 

KAPITEL IV 

EU-TYPGENEHMIGUNGSVERFAHREN 

Artikel 20 

Verfahren für die EU-Typgenehmigung 

(1) Bei der Beantragung einer Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung 
kann der Hersteller zwischen den folgenden Verfahren wählen: 

a) Mehrphasen-Typgenehmigung, 

b) Einphasen-Typgenehmigung, 

c) gemischte Typgenehmigung. 

Zusätzlich kann der Hersteller die Mehrstufen-Typgenehmigung wählen. 

Für die Typgenehmigung von Systemen, Bauteilen oder selbstständigen 
technischen Einheiten kann nur das Verfahren der Einphasen-Typgeneh­
migung angewandt werden. 

▼B 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2015/96 der Kommission vom 1. Oktober 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 des Europäischen Par­
laments und des Rates in Bezug auf die Anforderungen an die Umweltver­
träglichkeit und die Leistung der Antriebseinheit von land- und forstwirt­
schaftlichen Fahrzeugen (ABl. L 16 vom 23.1.2015, S. 1).
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(2) Bei der Mehrphasen-Typgenehmigung werden schrittweise für 
sämtliche zum Fahrzeug gehörigen Systeme, Bauteile und selbstständi­
gen technischen Einheiten die EU-Typgenehmigungen erteilt, was 
schließlich zur Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung führt. 

(3) Bei der Einphasen-Typgenehmigung wird das gesamte Fahrzeug 
in einem einzigen Vorgang genehmigt. 

(4) Die gemischte Typgenehmigung ist ein Mehrphasen-Typgenehmi­
gungsverfahren, bei dem die Genehmigungen für ein System oder meh­
rere Systeme in der Schlussphase des Genehmigungsverfahrens für das 
gesamte Fahrzeug erteilt werden, ohne dass für diese Systeme EU-Typ­
genehmigungsbögen ausgestellt werden müssen. 

(5) Beim Mehrstufen-Typgenehmigungsverfahren bescheinigen eine 
oder mehrere Genehmigungsbehörden, dass — je nach Fertigungsstand 
— ein Typ eines unvollständigen oder vervollständigten Fahrzeugs den 
einschlägigen Verwaltungsvorschriften und technischen Anforderungen 
dieser Verordnung entspricht. 

Eine Mehrstufen-Typgenehmigung wird für einen Typ eines unvollstän­
digen oder vervollständigten Fahrzeugs erteilt, der mit den Angaben in 
der Beschreibungsmappe gemäß Artikel 22 übereinstimmt und, abhän­
gig vom Fertigungsstand des Fahrzeugs, den technischen Anforderungen 
der in Anhang I aufgeführten einschlägigen Rechtsakte entspricht. 

(6) Die Typgenehmigung für die letzte Fertigungsstufe wird erst er­
teilt, nachdem die Genehmigungsbehörde festgestellt hat, dass der in der 
letzten Fertigungsstufe genehmigte Fahrzeugtyp zu diesem Zeitpunkt 
alle geltenden technischen Anforderungen erfüllt. Dies umfasst eine 
Dokumentenkontrolle aller Anforderungen, die von einer in einem 
mehrstufigen Verfahren erteilten Typgenehmigung für ein unvollständi­
ges Fahrzeug abgedeckt werden, auch wenn diese für eine andere Fahr­
zeug(unter)klasse erteilt wird. 

(7) Die Wahl des Genehmigungsverfahrens berührt nicht die gelten­
den materiellen Anforderungen, die der genehmigte Fahrzeugtyp zu dem 
Zeitpunkt erfüllen muss, an dem die Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung 
erteilt wird. 

(8) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 71 
in Bezug auf die detaillierten Vorkehrungen für die Typgenehmigungs­
verfahren delegierte Rechtsakte zu erlassen. Die ersten entsprechenden 
delegierten Rechtsakte werden bis zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

Artikel 21 

Antrag auf Typgenehmigung 

(1) Der Hersteller reicht den Antrag auf Typgenehmigung bei der 
Genehmigungsbehörde ein. 

▼B
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(2) Für ein und denselben Typ eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils 
oder einer selbstständigen technischen Einheit kann nur ein einziger 
Antrag in nur einem einzigen Mitgliedstaat eingereicht werden. 

(3) Für jeden zu genehmigenden Typ ist ein gesonderter Antrag ein­
zureichen. 

Artikel 22 

Beschreibungsmappe 

(1) Der Antragsteller legt der Genehmigungsbehörde eine Beschrei­
bungsmappe vor. 

(2) Die Beschreibungsmappe enthält folgende Unterlagen: 

a) einen Beschreibungsbogen; 

b) alle Daten, Zeichnungen, Fotos und sonstigen Informationen; 

c) für Fahrzeuge die Angabe des oder der gewählten Verfahren nach 
Artikel 20 Absatz 1; 

d) alle zusätzlichen Informationen, die von der Genehmigungsbehörde 
im Rahmen des Antragverfahrens angefordert werden. 

(3) Die Beschreibungsmappe kann in Papierform oder in einem vom 
Technischen Dienst und von der Genehmigungsbehörde akzeptierten 
elektronischen Format vorgelegt werden. 

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten 
Muster für den Beschreibungsbogen und die Beschreibungsmappe fest. 
Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 69 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren erlassen. Die ersten entsprechenden Durch­
führungsrechtsakte werden bis zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

Artikel 23 

Besondere Anforderungen für die Informationen, die für den 
Antrag auf Typgenehmigung gemäß den verschiedenen Verfahren 

beizubringen sind 

(1) Ein Antrag auf Mehrphasen-Typgenehmigung umfasst eine Be­
schreibungsmappe gemäß Artikel 22 sowie sämtliche Typgenehmi­
gungsbögen, die gemäß den in Anhang I aufgeführten jeweils anwend­
baren Rechtsakten erforderlich sind. 

Im Falle der Typgenehmigung eines Systems, Bauteils oder einer selbst­
ständigen technischen Einheit gemäß den in Anhang I aufgeführten 
anwendbaren Rechtsakten hat die Genehmigungsbehörde Zugang zu 
der zugehörigen Beschreibungsmappe, bis die Genehmigung entweder 
erteilt oder verweigert worden ist. 

(2) Ein Antrag auf Einphasen-Typgenehmigung umfasst eine Be­
schreibungsmappe gemäß Artikel 22, die die einschlägigen Angaben 
gemäß den gemäß dieser Verordnung erlassenen Durchführungsrechts­
akten in Bezug auf diese jeweils anwendbaren Rechtsakte enthält. 

▼B
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(3) Im Falle eines gemischten Typgenehmigungsverfahrens liegen der 
Beschreibungsmappe ein oder mehrere Typgenehmigungsbögen bei, die 
gemäß den in Anhang I aufgeführten jeweils anwendbaren Rechtsakten 
erforderlich sind, und sie enthält, wenn kein Typgenehmigungsbogen 
vorgelegt wird, die einschlägigen Angaben gemäß den gemäß dieser 
Verordnung erlassenen Durchführungsrechtsakten in Bezug auf diese 
jeweils anwendbaren Rechtsakte. 

(4) Unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 sind für die Mehrstufen- 
Typgenehmigung folgende Angaben vorzulegen: 

a) in der ersten Stufe diejenigen Teile der Beschreibungsmappe und 
diejenigen EU-Typgenehmigungsbögen, die den Fertigungsstand 
des Basisfahrzeugs betreffen; 

b) in der zweiten und jeder weiteren Stufe diejenigen Teile der Be­
schreibungsmappe und diejenigen EU-Typgenehmigungsbögen, die 
die jeweilige Baustufe betreffen, sowie eine Kopie des EU-Typge­
nehmigungsbogens für das Fahrzeug, der für die vorangegangene 
Baustufe ausgestellt wurde, sowie umfassende Angaben zu allen 
Änderungen oder Ergänzungen, die vom Hersteller am Fahrzeug 
vorgenommen wurden. 

Die Angaben nach Unterabsatz 1 Buchstaben a oder b können gemäß 
Absatz 3 zur Verfügung gestellt werden. 

(5) Die Genehmigungsbehörde kann vom Hersteller unter Angabe 
von Gründen zusätzliche Informationen anfordern, die für eine Entschei­
dung über die erforderlichen Prüfungen notwendig sind oder die die 
Durchführung dieser Prüfungen erleichtern. 

KAPITEL V 

DURCHFÜHRUNG DER EU-TYPGENEHMIGUNGSVERFAHREN 

Artikel 24 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Genehmigungsbehörden erteilen eine EU-Typgenehmigung 
erst, nachdem sie die in Artikel 28 genannten Vorkehrungen zur Sicher­
stellung der Übereinstimmung der Produktion überprüft und sich ver­
gewissert haben, dass der Typ eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder 
einer selbstständigen technischen Einheit den geltenden Anforderungen 
entspricht. 

(2) EU-Typgenehmigungen werden gemäß diesem Kapitel erteilt. 

(3) Stellt eine Genehmigungsbehörde fest, dass ein Typ eines Fahr­
zeugs, Systems, Bauteils oder einer selbstständigen technischen Einheit 
zwar den erforderlichen Bestimmungen entspricht, aber dennoch ein 
erhebliches Risiko für die Sicherheit darstellt oder die Umwelt oder 
die öffentliche Gesundheit ernsthaft gefährden kann oder ein erhebliches 
Risiko für die Sicherheit am Arbeitsplatz darstellt, so kann sie die Er­
teilung der EU-Typgenehmigung verweigern. In diesem Fall übermittelt 

▼B
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sie den Genehmigungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission unverzüglich ausführliche Unterlagen mit einer Begrün­
dung ihrer Entscheidung und Belegen für ihre Feststellungen. 

(4) Die EU-Typgenehmigungsbögen werden gemäß einem harmoni­
sierten System nummeriert, das von der Kommission im Wege von 
Durchführungsrechtsakten festgelegt wird. Diese Durchführungsrechts­
akte werden gemäß dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren 
erlassen. Die ersten entsprechenden Durchführungsrechtsakte werden bis 
zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

(5) Die Genehmigungsbehörde übermittelt innerhalb eines Monats 
nach Ausstellung eines EU-Typgenehmigungsbogens den Genehmi­
gungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten für jeden Fahrzeugtyp, für 
den sie eine Genehmigung erteilt hat, mittels eines gemeinsamen siche­
ren elektronischen Austauschsystems eine Kopie des EU-Typgenehmi­
gungsbogens einschließlich seiner Anlagen. Die Kopie kann auch die 
Form einer sicheren elektronischen Datei haben. 

(6) Die Genehmigungsbehörde unterrichtet die Genehmigungsbehör­
den der anderen Mitgliedstaaten unverzüglich über jede Verweigerung 
und jeden Entzug einer Fahrzeug-Typgenehmigung sowie über die 
Gründe hierfür. 

(7) Die Genehmigungsbehörde übermittelt den Genehmigungsbehör­
den der anderen Mitgliedstaaten alle drei Monate eine Liste der EU- 
Typgenehmigungen für Systeme, Bauteile oder selbstständige technische 
Einheiten, die sie im vorangegangenen Dreimonatszeitraum erteilt, ge­
ändert, verweigert oder entzogen hat. 

(8) Die Genehmigungsbehörde, die eine EU-Typgenehmigung erteilt 
hat, übermittelt auf Verlangen einer Genehmigungsbehörde eines ande­
ren Mitgliedstaats dieser mittels eines gemeinsamen sicheren elektroni­
schen Austauschsystems innerhalb eines Monats nach Eingang des Er­
suchens eine Kopie des angeforderten EU-Typgenehmigungsbogens mit 
den zugehörigen Anlagen. Die Kopie kann auch die Form einer sicheren 
elektronischen Datei haben. 

(9) Die Genehmigungsbehörde übermittelt die in den Absätzen 5 bis 
8 genannten Angaben ebenfalls der Kommission, wenn diese dies ver­
langt. 

(10) Die Genehmigungsbehörde stellt Beschreibungsunterlagen zu­
sammen, die aus der Beschreibungsmappe sowie den Prüfberichten 
und allen weiteren vom Technischen Dienst oder der Genehmigungs­
behörde im Zuge der Wahrnehmung ihrer Aufgaben der Beschreibungs­
mappe hinzugefügten Unterlagen bestehen. Die Beschreibungsunterla­
gen umfassen ein Inhaltsverzeichnis, das den Inhalt der Beschreibungs­
unterlagen mit geeigneter Seitennummerierung oder mit einer anderen 
Kennzeichnung angibt, die das Auffinden aller Seiten und das Erkennen 
des Formats aller Unterlagen zweifelsfrei ermöglicht; dieses Dokument 
ist so zu gestalten, dass die aufeinander folgenden Schritte des EU- 
Typgenehmigungsverfahrens, insbesondere das Datum von Revisionen 
und Aktualisierungen, festgehalten werden. Die Genehmigungsbehörde 
hält die Informationen aus den Beschreibungsunterlagen nach dem Ende 
der Gültigkeit der betreffenden Genehmigung zehn Jahre lang bereit. 

▼B
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Artikel 25 

Besondere Bestimmungen für den EU-Typgenehmigungsbogen 

(1) Der EU-Typgenehmigungsbogen enthält Folgendes in Form von 
Anlagen: 

a) die Beschreibungsunterlagen nach Artikel 24 Absatz 10, 

▼M5 
b) die Anlage mit den Prüfergebnissen; 

▼B 
c) Name(n), Unterschriftsprobe(n) und Dienststellung(en) der zur Un­

terzeichnung von Übereinstimmungsbescheinigungen berechtigten 
Person(en), 

d) im Falle einer EU-Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung ein ausgefülltes 
Exemplar der Übereinstimmungsbescheinigung. 

(2) Der EU-Typgenehmigungsbogen wird auf der Grundlage des 
Musters ausgestellt, das von der Kommission im Wege von Durchfüh­
rungsrechtsakten festgelegt wird. Diese Durchführungsrechtsakte werden 
gemäß dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 
Die ersten entsprechenden Durchführungsrechtsakte werden bis zum 
31. Dezember 2014 erlassen. 

(3) Für jeden Fahrzeugtyp 

a) füllt die Genehmigungsbehörde alle zutreffenden Abschnitte des EU- 
Typgenehmigungsbogens, einschließlich der Anlage mit den Prüf­
ergebnissen, aus; 

b) erstellt die Genehmigungsbehörde das Inhaltsverzeichnis zu den Be­
schreibungsunterlagen; 

c) stellt die Genehmigungsbehörde dem Antragsteller den ausgefüllten 
Typgenehmigungsbogen und seine Anlagen unverzüglich aus. 

Die Kommission legt das Muster für die unter Buchstabe a genannte 
Anlage mit den Prüfergebnissen im Wege von Durchführungsrechts­
akten fest. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Arti­
kel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. Die ersten entspre­
chenden Durchführungsrechtsakte werden bis zum 31. Dezember 2014 
erlassen. 

(4) Im Falle einer EU-Typgenehmigung, die gemäß Artikel 35 mit 
einer Beschränkung ihrer Gültigkeit oder mit Ausnahmen von gewissen 
Bestimmungen dieser Verordnung oder der gemäß dieser Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte verbun­
den ist, sind diese Beschränkungen oder Ausnahmen im EU-Typgeneh­
migungsbogen anzugeben. 

(5) Wählt der Hersteller das gemischte Typgenehmigungsverfahren, 
so trägt die Genehmigungsbehörde in den Beschreibungsunterlagen die 
Angaben zu den gemäß den in Artikel 27 Absatz 1 genannten Durch­
führungsrechtsakten erstellten Prüfberichten ein, zu denen keine EU- 
Typgenehmigungsbögen vorliegen. 

▼B
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(6) Wählt der Hersteller das Einphasen-Typgenehmigungsverfahren, 
so erstellt die Genehmigungsbehörde eine Aufstellung der geltenden 
Anforderungen oder Rechtsakte und fügt sie dem EU-Typgenehmi­
gungsbogen bei. Die Kommission legt das Muster für eine solche Auf­
stellung im Wege von Durchführungsrechtsakten fest. Diese Durchfüh­
rungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten 
Prüfverfahren erlassen. Die ersten entsprechenden Durchführungsrechts­
akte werden bis zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

Artikel 26 

Besondere Bestimmungen für Systeme, Bauteile und selbstständige 
technische Einheiten 

(1) Die EU-Typgenehmigung wird für ein System erteilt, das mit den 
Angaben in der Beschreibungsmappe übereinstimmt und den tech­
nischen Anforderungen der in Anhang I aufgeführten einschlägigen 
Rechtsakte entspricht. 

(2) Die EU-Typgenehmigung in Bezug auf ein Bauteil oder eine 
selbstständige technische Einheit wird für ein Bauteil oder eine selbst­
ständige technische Einheit erteilt, das/die mit den Angaben in der Be­
schreibungsmappe übereinstimmt und den technischen Anforderungen 
der in Anhang I aufgeführten einschlägigen Rechtsakte entspricht. 

(3) Werden Bauteile oder selbstständige technische Einheiten — 
auch solche, die zur Reparatur oder Wartung eines Fahrzeugs bestimmt 
sind — zugleich von einer System-Typgenehmigung in Bezug auf ein 
Fahrzeug erfasst, so ist für sie keine zusätzliche Genehmigung für ein 
Bauteil oder eine selbstständige technische Einheit erforderlich, sofern 
dies in den in Anhang I aufgeführten einschlägigen Rechtsakten nicht 
ausdrücklich vorgesehen ist. 

(4) Wenn ein Bauteil oder eine selbstständige technische Einheit nur 
in Verbindung mit anderen Teilen des Fahrzeugs seine/ihre Funktion 
erfüllen kann oder nur in Verbindung mit anderen Teilen des Fahrzeugs 
ein besonderes Merkmal aufweist und daher die Einhaltung der Anfor­
derungen nur dann geprüft werden kann, wenn das Bauteil oder die 
selbstständige technische Einheit in Verbindung mit diesen anderen 
Fahrzeugteilen betrieben wird, muss der Geltungsbereich der EU-Typ­
genehmigung für das Bauteil oder die selbstständige technische Einheit 
entsprechend eingeschränkt werden. 

In diesem Fall muss der EU-Typgenehmigungsbogen Angaben zu et­
waigen Beschränkungen für die Verwendung des Bauteils oder der 
selbstständigen technischen Einheit und zu besonderen Einbauvorschrif­
ten enthalten. 

Stattet der Fahrzeughersteller das Fahrzeug mit einem solchen Bauteil 
oder einer solchen selbstständigen technischen Einheit aus, so wird die 
Einhaltung etwaiger Verwendungsbeschränkungen oder Einbauvor­
schriften anlässlich der Erteilung der Genehmigung für das Fahrzeug 
geprüft. 

Artikel 27 

Für die EU-Typgenehmigung erforderliche Prüfungen 

(1) Die Einhaltung der technischen Vorschriften dieser Verordnung 
und der in Anhang I aufgeführten Rechtsakte wird durch geeignete 
Prüfungen nachgewiesen, die von den benannten Technischen Diensten 
durchgeführt werden. 

▼B
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Die Prüfverfahren gemäß Unterabsatz 1 sowie die für die Durchführung 
der Prüfungen vorgeschriebenen Spezialausrüstungen und -werkzeuge 
werden in den in Anhang I aufgeführten einschlägigen Rechtsakten 
beschrieben. 

Die Form des Prüfberichts entspricht den allgemeinen Anforderungen, 
die von der Kommission im Wege von Durchführungsrechtsakten fest­
gelegt werden. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in 
Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. Die ersten ent­
sprechenden Durchführungsrechtsakte werden bis zum 31. Dezember 
2014 erlassen. 

(2) Der Hersteller stellt der Genehmigungsbehörde die Zahl von 
Fahrzeugen, Bauteilen oder selbstständigen technischen Einheiten zur 
Verfügung, die gemäß den in Anhang I aufgeführten einschlägigen 
Rechtsakten für die Durchführung der vorgeschriebenen Prüfungen not­
wendig sind. 

(3) Die erforderlichen Prüfungen werden an Fahrzeugen, Bauteilen 
und selbstständigen technischen Einheiten durchgeführt, die für den 
Typ, für den eine Genehmigung erteilt werden soll, repräsentativ sind. 

Der Hersteller kann jedoch mit Zustimmung der Genehmigungsbehörde 
ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbstständige technische Ein­
heit wählen, das/die zwar nicht für den Typ, für den eine Genehmigung 
erteilt werden soll, repräsentativ ist, aber im Hinblick auf das geforderte 
Leistungsniveau eine Reihe der ungünstigsten Eigenschaften aufweist. 
Zur Erleichterung der Entscheidung im Auswahlprozess können virtuelle 
Prüfverfahren angewandt werden. 

(4) Mit Zustimmung der Genehmigungsbehörde können auf Antrag 
des Herstellers virtuelle Prüfverfahren als Alternative zu den in Absatz 1 
genannten Prüfverfahren in Bezug auf jene Anforderungen angewandt 
werden, die in den gemäß Absatz 6 erlassenen delegierten Rechtsakten 
festgelegt werden. 

(5) Virtuelle Prüfverfahren erfüllen die Bedingungen der gemäß Ab­
satz 6 erlassenen delegierten Rechtsakte. 

(6) Um sicherzustellen, dass die Ergebnisse virtueller Prüfungen ge­
nauso aussagekräftig sind wie die Ergebnisse physischer Prüfungen, 
wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 71 in 
Bezug auf die Anforderungen, hinsichtlich derer virtuelle Prüfungen 
angewandt werden können, und die Bedingungen, unter denen solche 
virtuellen Prüfungen durchzuführen sind, delegierte Rechtsakte zu erlas­
sen. Beim Erlass dieser delegierten Rechtsakte legt die Kommission 
gegebenenfalls die in Anhang XVI der Richtlinie 2007/46/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaf­
fung eines Rahmens für die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbststän­
digen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) ( 1 ) 
vorgesehenen Anforderungen und Verfahren zugrunde. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1.
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Artikel 28 

Übereinstimmung der Produktion 

(1) Die Genehmigungsbehörde, die eine EU-Typgenehmigung erteilt, 
ergreift die notwendigen Maßnahmen, um — erforderlichenfalls in Zu­
sammenarbeit mit den Genehmigungsbehörden der anderen Mitglied­
staaten — zu überprüfen, ob geeignete Vorkehrungen getroffen wurden, 
um sicherzustellen, dass die hergestellten Fahrzeuge, Systeme, Bauteile 
oder selbstständigen technischen Einheiten mit dem genehmigten Typ 
übereinstimmen. 

(2) Die Genehmigungsbehörde, die eine EU-Gesamtfahrzeug-Typge­
nehmigung erteilt, ergreift die notwendigen Maßnahmen, um zu über­
prüfen, dass die durch den Hersteller ausgestellten Übereinstimmungs­
bescheinigungen Artikel 33 entsprechen. Zu diesem Zweck überprüft 
die Genehmigungsbehörde, dass eine ausreichende Zahl von Mustern 
von Übereinstimmungsbescheinigungen Artikel 33 entspricht und dass 
der Hersteller angemessene Vorkehrungen getroffen hat, um sicher­
zustellen, dass die Daten in den Übereinstimmungsbescheinigungen 
richtig sind. 

(3) Die Genehmigungsbehörde, die eine EU-Typgenehmigung erteilt 
hat, ergreift bezüglich dieser Genehmigung die notwendigen Maßnah­
men, um — erforderlichenfalls in Zusammenarbeit mit den Genehmi­
gungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten — zu überprüfen, ob die 
Vorkehrungen nach den Absätzen 1 und 2 weiterhin angemessen sind, 
damit die hergestellten Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständi­
gen technischen Einheiten weiterhin mit dem genehmigten Typ über­
einstimmen und die Übereinstimmungsbescheinigungen Artikel 33 wei­
terhin entsprechen. 

(4) Um sich zu vergewissern, dass die Fahrzeuge, Systeme, Bauteile 
oder selbstständigen technischen Einheiten dem genehmigten Typ ent­
sprechen, kann die Genehmigungsbehörde, die die EU-Typgenehmigung 
erteilt hat, an Proben, die in den Betriebsstätten des Herstellers ein­
schließlich seiner Fertigungsstätten entnommen wurden, jede Kontrolle 
oder Prüfung durchführen, die für die EU-Typgenehmigung erforderlich 
ist. 

(5) Stellt eine Genehmigungsbehörde, die eine EU-Typgenehmigung 
erteilt hat, fest, dass die in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorkeh­
rungen nicht angewandt werden, erheblich von den festgelegten Vor­
kehrungen und Kontrollplänen abweichen, nicht mehr angewandt oder 
nicht mehr als geeignet betrachtet werden, obwohl die Produktion nicht 
eingestellt wurde, so ergreift sie die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass das Verfahren zur Gewährleistung der Übereinstim­
mung der Produktion ordnungsgemäß eingehalten wird, oder sie entzieht 
die Typgenehmigung. 

(6) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 71 
in Bezug auf die detaillierten Vorkehrungen bezüglich der Übereinstim­
mung der Produktion delegierte Rechtsakte zu erlassen. Die ersten ent­
sprechenden delegierten Rechtsakte werden bis zum 31. Dezember 2014 
erlassen. 

KAPITEL VI 

ÄNDERUNG VON EU-TYPGENEHMIGUNGEN 

Artikel 29 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Der Hersteller unterrichtet die Genehmigungsbehörde, die die 
EU-Typgenehmigung erteilt hat, unverzüglich über jede Änderung der 
Angaben in den Beschreibungsunterlagen. 
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Diese Genehmigungsbehörde entscheidet, welches der in Artikel 30 
festgelegten Verfahren anzuwenden ist. 

Sofern erforderlich, kann die Genehmigungsbehörde nach Konsultation 
des Herstellers entscheiden, dass eine neue EU-Typgenehmigung zu 
erteilen ist. 

(2) Ein Antrag auf Änderung einer EU-Typgenehmigung wird aus­
schließlich bei der Genehmigungsbehörde eingereicht, die die ursprüng­
liche EU-Typgenehmigung erteilt hat. 

(3) Stellt die Genehmigungsbehörde fest, dass für eine Änderung 
Kontrollen oder Prüfungen wiederholt werden müssen, so unterrichtet 
sie den Hersteller entsprechend. 

Die in Artikel 30 genannten Verfahren gelten erst, nachdem die Geneh­
migungsbehörde auf der Grundlage dieser Kontrollen oder Prüfungen zu 
dem Schluss gelangt ist, dass die Anforderungen für die EU-Typgeneh­
migung weiterhin erfüllt sind. 

Artikel 30 

Revisionen und Erweiterungen von EU-Typgenehmigungen 

(1) Ändern sich Angaben in den Beschreibungsunterlagen, ohne dass 
Kontrollen oder Prüfungen wiederholt werden müssen, so wird die Än­
derung als „Revision“ bezeichnet. 

In diesen Fällen gibt die Genehmigungsbehörde, soweit erforderlich, die 
revidierten Seiten der Beschreibungsunterlagen heraus, auf denen die 
Art der Änderung und das Datum der Neuausgabe leicht ersichtlich 
sind. Eine konsolidierte, aktualisierte Fassung der Beschreibungsunter­
lagen mit einer ausführlichen Beschreibung der Änderungen erfüllt diese 
Anforderung. 

(2) Eine Änderung wird als „Erweiterung“ bezeichnet, wenn sich in 
den Beschreibungsunterlagen vermerkte Angaben geändert haben und 
wenn 

a) weitere Kontrollen oder Prüfungen erforderlich sind; 

b) Angaben im EU-Typgenehmigungsbogen, außer in den zugehörigen 
Anlagen, geändert wurden; 

c) neue Anforderungen aufgrund eines der in Anhang I aufgeführten 
Rechtsakte auf den genehmigten Fahrzeugtyp oder das genehmigte 
System oder Bauteil oder die genehmigte selbstständige technische 
Einheit Anwendung finden. 

Im Fall einer Erweiterung stellt die Genehmigungsbehörde einen aktua­
lisierten EU-Typgenehmigungsbogen mit einer Erweiterungsnummer 
aus, die gegenüber der fortlaufenden Nummer der letzten Erweiterung 
um eins erhöht wurde. Der Grund für die Erweiterung und das Datum 
der Neuausstellung müssen auf diesem Genehmigungsbogen leicht er­
sichtlich sein. 
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(3) Anlässlich der Herausgabe geänderter Seiten oder einer konsoli­
dierten, aktualisierten Fassung ist das Inhaltsverzeichnis zu den Be­
schreibungsunterlagen, das dem Genehmigungsbogen als Anlage bei­
gefügt ist, ebenfalls so zu ändern, dass daraus das Datum der jüngsten 
Erweiterung oder Revision oder das Datum der jüngsten Konsolidierung 
der aktualisierten Fassung ersichtlich ist. 

(4) Sind die neuen, in Absatz 2 Buchstabe c genannten Anforderun­
gen unter technischen Gesichtspunkten für den Fahrzeugtyp nicht von 
Belang oder betreffen sie eine andere Fahrzeugklasse als die, zu der das 
Fahrzeug gehört, so ist keine Änderung der Typgenehmigung für das 
Fahrzeug erforderlich. 

Artikel 31 

Herausgabe und Bekanntgabe von Änderungen 

(1) Bei Erweiterung einer Typgenehmigung werden alle betroffenen 
Teile des EU-Typgenehmigungsbogens, seiner Anlagen und des Inhalts­
verzeichnisses zu den Beschreibungsunterlagen aktualisiert. Der aktua­
lisierte Genehmigungsbogen und seine Anlagen werden dem Antrag­
steller unverzüglich ausgestellt. 

(2) Im Falle einer Revision stellt die Genehmigungsbehörde dem 
Antragsteller unverzüglich die revidierten Dokumente oder die konsoli­
dierte, aktualisierte Fassung, gegebenenfalls einschließlich des geänder­
ten Inhaltsverzeichnisses zu den Beschreibungsunterlagen, aus. 

(3) Die Genehmigungsbehörde unterrichtet die Genehmigungsbehör­
den der anderen Mitgliedstaaten nach den in Artikel 24 genannten Ver­
fahren von allen an EU-Typgenehmigungen vorgenommenen Änderun­
gen. 

KAPITEL VII 

GÜLTIGKEIT EINER EU-TYPGENEHMIGUNG 

Artikel 32 

Erlöschen der Gültigkeit 

(1) EU-Typgenehmigungen werden für eine unbegrenzte Dauer aus­
gestellt. 

(2) Eine EU-Typgenehmigung für Fahrzeuge verliert ihre Gültigkeit 
in jedem der folgenden Fälle: 

a) wenn neue Anforderungen, die für den genehmigten Fahrzeugtyp 
gelten, für die Bereitstellung auf dem Markt, die Zulassung oder 
die Inbetriebnahme von Fahrzeugen verbindlich werden und eine 
entsprechende Aktualisierung der Typgenehmigung nicht möglich 
ist, 

b) wenn die Produktion des genehmigten Fahrzeugs freiwillig endgültig 
eingestellt wird, 

c) wenn die Gültigkeitsdauer der Genehmigung aufgrund einer Be­
schränkung gemäß Artikel 35 Absatz 6 befristet ist, 

d) wenn die Genehmigung gemäß Artikel 28 Absatz 5, Artikel 44 Ab­
satz 1 oder Artikel 47 Absatz 4 entzogen wurde. 
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(3) Wird nur eine Variante innerhalb eines Typs oder nur eine Ver­
sion innerhalb einer Variante ungültig, so wird die EU-Typgenehmigung 
für das fragliche Fahrzeug nur für die betroffene Variante oder Version 
ungültig. 

(4) Wird die Produktion eines bestimmten Fahrzeugtyps endgültig 
eingestellt, muss der Hersteller die Genehmigungsbehörde, die die 
EU-Typgenehmigung für dieses Fahrzeug erteilt hat, davon in Kenntnis 
setzen. 

Innerhalb eines Monats nach Erhalt einer Mitteilung nach Unterabsatz 1 
unterrichtet die Genehmigungsbehörde, die die EU-Typgenehmigung für 
das Fahrzeug erteilt hat, die Genehmigungsbehörden der anderen Mit­
gliedstaaten entsprechend. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 4 setzt der Hersteller die Genehmi­
gungsbehörde, die die EU-Typgenehmigung erteilt hat, davon in Kennt­
nis, wenn eine EU-Typgenehmigung für Fahrzeuge ungültig wird. 

Die Genehmigungsbehörde, die die EU-Typgenehmigung erteilt hat, 
teilt den Genehmigungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten unverzüg­
lich alle sachdienlichen Angaben mit, damit gegebenenfalls Artikel 39 
angewandt werden kann. 

Die Mitteilung nach Unterabsatz 2 enthält insbesondere das Herstel­
lungsdatum und die Fahrzeug-Identifizierungsnummer des letzten her­
gestellten Fahrzeugs. 

KAPITEL VIII 

ÜBEREINSTIMMUNGSBESCHEINIGUNG UND KENNZEICHNUNGEN 

Artikel 33 

Übereinstimmungsbescheinigung 

(1) Der Hersteller in seiner Eigenschaft als Inhaber einer EU-Typge­
nehmigung für ein Fahrzeug legt jedem vollständigen, unvollständigen 
oder vervollständigten Fahrzeug, das in Übereinstimmung mit dem ge­
nehmigten Fahrzeugtyp hergestellt wurde, eine Übereinstimmungs­
bescheinigung in Papierform bei. 

Eine solche Bescheinigung wird dem Käufer kostenlos zusammen mit 
dem Fahrzeug ausgehändigt. Ihre Aushändigung darf nicht von einer 
ausdrücklichen Aufforderung oder von der Vorlage zusätzlicher Infor­
mationen beim Hersteller abhängig gemacht werden. 

Der Fahrzeughersteller stellt dem Fahrzeughalter in den zehn Jahren 
nach dem Fertigungsdatum des Fahrzeugs auf Antrag gegen Entgelt 
ein Duplikat der Übereinstimmungsbescheinigung aus, wobei dieses 
Entgelt die Kosten der Ausstellung nicht übersteigen darf. Jedes Du­
plikat ist auf der Vorderseite deutlich sichtbar mit dem Vermerk „Du­
plikat“ zu kennzeichnen. 
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(2) Der Hersteller verwendet das Muster für eine Übereinstimmungs­
bescheinigung, das die Kommission im Wege von Durchführungsrech­
takten festlegt. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in 
Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. Die Übereinstim­
mungsbescheinigung muss fälschungssicher sein. Zu diesem Zweck ist 
in den Durchführungsrechtakten festzulegen, dass das für die Beschei­
nigung verwendete Papier durch verschiedene drucktechnische Siche­
rungen geschützt sein muss. Die ersten entsprechenden Durchführungs­
rechtsakte werden bis zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

(3) Die Übereinstimmungsbescheinigung ist in mindestens einer der 
Amtssprachen der Union abzufassen. Jeder Mitgliedstaat kann verlan­
gen, dass die Übereinstimmungsbescheinigung in seine Amtssprache(n) 
übersetzt wird. 

(4) Die zur Unterzeichnung von Übereinstimmungsbescheinigungen 
berechtigte(n) Person(en) gehört/gehören der Organisation des Herstel­
lers an und ist/sind von der Unternehmensleitung ordnungsgemäß er­
mächtigt, für den Hersteller die volle rechtliche Verantwortung bezüg­
lich Konstruktion und Bau eines Fahrzeugs oder bezüglich der Über­
einstimmung der Produktion des Fahrzeugs zu übernehmen. 

(5) Die Übereinstimmungsbescheinigung ist vollständig auszufüllen 
und darf hinsichtlich der Nutzung des Fahrzeugs keine anderen als 
die in dieser Verordnung oder einem der gemäß dieser Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakte vorgesehenen Beschränkungen enthal­
ten. 

(6) Im Falle eines unvollständigen oder vervollständigten Fahrzeugs 
trägt der Hersteller nur diejenigen Angaben in die Übereinstimmungs­
bescheinigung ein, die in der betreffenden Genehmigungsstufe zu er­
gänzen oder zu ändern sind, und fügt dieser Bescheinigung gegebenen­
falls alle Übereinstimmungsbescheinigungen der vorangegangenen Ge­
nehmigungsstufen bei. 

(7) Die Übereinstimmungsbescheinigung für Fahrzeuge, die nach Ar­
tikel 35 Absatz 2 genehmigt wurden, muss in ihrem Titel folgenden 
Zusatz tragen: „Für vollständige/vervollständigte Fahrzeuge, die nach 
Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 5. Februar 2013 über die Genehmigung und 
Marktüberwachung von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen typ­
genehmigt wurden (vorläufige Genehmigung)“. 

(8) Die in den in Absatz 2 genannten Durchführungsrechtsakten fest­
gelegte Übereinstimmungsbescheinigung muss für Fahrzeuge, die nach 
Artikel 37 typgenehmigt wurden, in ihrem Titel folgenden Zusatz tra­
gen: „Für vollständige/vervollständigte Fahrzeuge, die als Kleinserien­
fahrzeuge typgenehmigt wurden“; in der Nähe dieses Zusatzes ist das 
Herstellungsjahr gefolgt von einer fortlaufenden Nummer anzubringen, 
die zwischen 1 und der in Anhang II genannten höchstzulässigen Stück­
zahl liegt und angibt, um das wievielte zulässige Fahrzeug der im 
betreffenden Jahr gefertigten Serie es sich handelt. 

(9) Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Hersteller der Zulassungs­
stelle jedes Mitgliedstaats die Übereinstimmungsbescheinigung auch in 
elektronischer Form übermitteln. 
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Artikel 34 

Gesetzlich vorgeschriebenes Schild mit der entsprechenden 
Kennzeichnung für Fahrzeuge und Typgenehmigungszeichen für 

Bauteile oder selbstständige technische Einheiten 

(1) Der Hersteller eines Fahrzeugs versieht jedes in Übereinstimmung 
mit dem genehmigten Typ hergestellte Fahrzeug mit dem gesetzlich 
vorgeschriebenen Schild mit der entsprechenden Kennzeichnung, die 
gemäß dem nach Absatz 3 erlassenen einschlägigen Durchführungs­
rechtsakt erforderlich ist. 

(2) Der Hersteller eines Bauteils oder einer selbstständigen tech­
nischen Einheit versieht alle in Übereinstimmung mit dem genehmigten 
Typ hergestellten Bauteile oder selbstständigen technischen Einheiten, 
auch wenn sie Bestandteil von Systemen sind, mit dem Typgenehmi­
gungszeichen, das nach dem gemäß dieser Verordnung erlassenen ein­
schlägigen Durchführungsrechtsakt oder der einschlägigen UN-ECE-Re­
gelung oder dem einschlägigen OECD-Kodex vorgeschrieben ist. 

Ist kein Typgenehmigungszeichen erforderlich, so bringt der Hersteller 
mindestens seinen Firmennamen oder sein Firmenzeichen, die Typen­
nummer oder eine Identifizierungsnummer an. 

(3) Das gesetzlich vorgeschriebene Schild und das EU-Typgenehmi­
gungszeichen müssen dem Muster entsprechen, das von der Kommis­
sion im Wege von Durchführungsrechtsakten festgelegt wird. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 69 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen. Die ersten entsprechenden Durchfüh­
rungsrechtsakte werden bis zum 31. Dezember 2014 erlassen. 

KAPITEL IX 

AUSNAHMEN FÜR NEUE TECHNIKEN ODER NEUE KONZEPTE 

Artikel 35 

Ausnahmen für neue Techniken oder neue Konzepte 

(1) Der Hersteller kann eine EU-Typgenehmigung für den Typ eines 
Fahrzeugs, eines Systems, eines Bauteils oder einer selbstständigen tech­
nischen Einheit beantragen, bei dem neue Techniken oder neue Kon­
zepte verwirklicht sind, die mit einem oder mehreren der in Anhang I 
aufgeführten Rechtsakte unvereinbar sind. 

(2) Die Genehmigungsbehörde erteilt die EU-Typgenehmigung nach 
Absatz 1, wenn alle nachstehenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) in dem Antrag wird dargelegt, weshalb die in dem System, dem 
Bauteil oder der selbstständigen technischen Einheit verwirklichten 
Techniken oder Konzepte mit einem oder mehreren der in Anhang I 
aufgeführten Rechtsakte unvereinbar sind; 

b) in dem Antrag werden die Auswirkungen der neuen Technik auf die 
Sicherheit und den Umweltschutz sowie die Maßnahmen beschrie­
ben, durch die sichergestellt wird, dass Sicherheit und Umweltschutz 
mindestens in dem gleichen Maße gewährleistet sind wie durch die 
Anforderungen, von denen eine Ausnahme beantragt wird; 

c) es werden eine Beschreibung der durchgeführten Prüfungen sowie 
deren Ergebnisse vorgelegt, die nachweisen, dass die Bedingung 
gemäß Buchstabe b erfüllt ist. 
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(3) Für Ausnahmen von einer solchen EU-Typgenehmigung für neue 
Techniken oder neue Konzepte ist eine Autorisierung der Kommission 
erforderlich. Diese Autorisierung wird im Wege eines Durchführungs­
rechtsakts erteilt. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in 
Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

(4) Solange die Kommission nicht über die Autorisierung entschie­
den hat, kann die Genehmigungsbehörde bereits die EU-Typgenehmi­
gung erteilen, die jedoch vorläufig ist, nur in dem Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaats gültig ist und für einen Fahrzeugtyp gilt, der unter die 
beantragte Ausnahme fällt. Die Genehmigungsbehörde setzt die Kom­
mission und die anderen Mitgliedstaaten umgehend davon in Kenntnis 
und übermittelt ihnen gleichzeitig die in Absatz 2 genannten Unterlagen. 

Der vorläufige Charakter und die räumlich begrenzte Gültigkeit sind aus 
dem Kopf des Typgenehmigungsbogens und aus dem Kopf der Über­
einstimmungsbescheinigung ersichtlich. Die Kommission kann zur Be­
reitstellung harmonisierter Muster für den Typgenehmigungsbogen und 
die Übereinstimmungsbescheinigung für die Zwecke dieses Absatzes 
Durchführungsrechtsakte erlassen. Diese Durchführungsrechtsakte wer­
den gemäß dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlas­
sen. 

(5) Andere Genehmigungsbehörden können beschließen, die in Ab­
satz 4 genannte vorläufige Genehmigung in ihrem Hoheitsgebiet schrift­
lich anzuerkennen. 

(6) Gegebenenfalls wird in der in Absatz 3 genannten Autorisierung 
der Kommission angegeben, ob sie in irgendeiner Weise beschränkt ist. 
Die Gültigkeitsdauer der Typgenehmigung beträgt in jedem Fall min­
destens 36 Monate. 

(7) Beschließt die Kommission, die Autorisierung zu verweigern, so 
teilt die Genehmigungsbehörde dem Inhaber der vorläufigen Typgeneh­
migung nach Absatz 3 unverzüglich mit, dass die vorläufige Genehmi­
gung sechs Monate nach dem Tag des Beschlusses der Kommission 
über die Verweigerung aufgehoben wird. 

Fahrzeuge, die in Übereinstimmung mit der vorläufigen Genehmigung 
vor deren Ungültigwerden hergestellt wurden, dürfen jedoch in jedem 
Mitgliedstaat, der die vorläufige Genehmigung anerkannt hat, in Ver­
kehr gebracht, zugelassen oder in Betrieb genommen werden. 

Artikel 36 

Anschließende Anpassung der delegierten Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte 

(1) Autorisiert die Kommission die Genehmigung einer Ausnahme 
gemäß Artikel 35, so unternimmt sie unverzüglich die notwendigen 
Schritte, um die betreffenden delegierten Rechtsakte oder Durchfüh­
rungsrechtsakte an den technischen Fortschritt anzupassen. 

Betrifft die Ausnahme nach Artikel 35 eine UN-ECE-Regelung, so 
unterbreitet die Kommission einen Vorschlag zur Änderung der betref­
fenden UN-ECE-Regelung gemäß dem Verfahren des Geänderten Über­
einkommens von 1958. 
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(2) Sobald die einschlägigen Rechtsakte geändert sind, werden alle 
Beschränkungen in dem Beschluss der Kommission zur Autorisierung 
der Ausnahme aufgehoben. 

Wurden die notwendigen Schritte zur Anpassung der delegierten 
Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte nicht unternommen, so kann 
die Kommission auf Antrag des Mitgliedstaats, der die Genehmigung 
erteilt hat, im Wege eines Beschlusses in Form eines nach dem in 
Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassenen Durchführungs­
rechtsakts den Mitgliedstaat autorisieren, die Gültigkeitsdauer der Typ­
genehmigung zu verlängern. 

KAPITEL X 

KLEINSERIENFAHRZEUGE 

Artikel 37 

Nationale Kleinserien-Typgenehmigung 

(1) Der Hersteller kann eine nationale Kleinserien-Typgenehmigung 
für einen Fahrzeugtyp im Rahmen der in Anhang II festgelegten jähr­
lichen Mengen beantragen. Diese festgelegten Mengen gelten für die 
Bereitstellung auf dem Markt, die Zulassung oder die Inbetriebnahme 
von Fahrzeugen des genehmigten Typs auf dem Markt eines jeden Mit­
gliedstaats in einem bestimmten Jahr. 

Bei der nationalen Kleinserien-Typgenehmigung kann die Genehmi­
gungsbehörde aus begründetem Anlass von der Anwendung einer 
oder mehrerer der Bestimmungen dieser Verordnung und einer oder 
mehrerer der Bestimmungen eines oder mehrerer der in Anhang I auf­
geführten Rechtsakte absehen, sofern sie alternative Anforderungen fest­
legt. 

(2) Die alternativen Anforderungen nach Absatz 1 müssen so weit, 
wie es praktisch machbar ist, das gleiche Maß an funktionaler Sicher­
heit, Umweltschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz gewährleisten wie 
die einschlägigen Rechtsakte, die in Anhang I aufgeführt sind. 

(3) Im Hinblick auf die nationale Typgenehmigung von Fahrzeugen 
nach diesem Artikel werden Systeme, Bauteile oder selbstständige tech­
nische Einheiten, die gemäß den in Anhang I aufgeführten Rechtsakten 
typgenehmigt wurden, akzeptiert. 

(4) Der Typgenehmigungsbogen für Fahrzeuge, die gemäß diesem 
Artikel typgenehmigt wurden, wird gemäß dem in Artikel 25 Absatz 
2 genannten Muster abgefasst, darf in seinem Kopf aber nicht die Be­
zeichnung „EU-Typgenehmigungsbogen für Fahrzeuge“ tragen und 
muss Angaben dazu enthalten, inwieweit nach Absatz 1 von der An­
wendung von Vorschriften abgesehen wurde. Typgenehmigungsbögen 
sind gemäß dem in Artikel 24 Absatz 4 genannten harmonisierten Sys­
tem zu nummerieren. 

(5) Die nationale Kleinserien-Typgenehmigung gilt nur für das Ho­
heitsgebiet des Mitgliedstaats, dessen Genehmigungsbehörde sie erteilt 
hat. 
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(6) Auf Antrag des Herstellers wird jedoch den Genehmigungsbehör­
den der vom Hersteller angegebenen Mitgliedstaaten per Einschreiben 
oder E-Mail eine Kopie des Typgenehmigungsbogens und der zugehö­
rigen Anlagen übermittelt. 

(7) Die Genehmigungsbehörden der vom Hersteller angegebenen 
Mitgliedstaaten entscheiden binnen drei Monaten nach Eingang des 
Antrags nach Absatz 6, ob sie die Typgenehmigung anerkennen. Sie 
teilen der Genehmigungsbehörde, die die nationale Kleinserien-Typge­
nehmigung erteilt hat, ihre Entscheidung förmlich mit. 

(8) Die Genehmigungsbehörden der Mitgliedstaaten akzeptieren die 
nationale Typgenehmigung, sofern sie keinen begründeten Anlass zu der 
Annahme haben, dass die nationalen technischen Anforderungen, nach 
denen das Fahrzeug genehmigt wurde, ihren eigenen Anforderungen 
nicht gleichwertig sind. 

(9) Auf Ersuchen eines Antragstellers, der ein Fahrzeug mit einer 
nationalen Kleinserien-Typgenehmigung in einem anderen Mitgliedstaat 
in Verkehr bringen oder zulassen will, übermittelt die Genehmigungs­
behörde, die die nationale Kleinserien-Typgenehmigung erteilt hat, der 
nationalen Behörde des anderen Mitgliedstaats eine Kopie des Typge­
nehmigungsbogens einschließlich der Beschreibungsunterlagen. Die Ab­
sätze 7 und 8 finden Anwendung. 

KAPITEL XI 

BEREITSTELLUNG AUF DEM MARKT, ZULASSUNG ODER 
INBETRIEBNAHME 

Artikel 38 

Bereitstellung auf dem Markt, Zulassung oder Inbetriebnahme von 
Fahrzeugen 

(1) Unbeschadet der Artikel 41 und 44 dürfen Fahrzeuge, für die die 
EU-Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung vorgeschrieben ist oder für die 
der Hersteller eine solche Typgenehmigung gemäß dieser Verordnung 
erhalten hat, nur dann auf dem Markt bereitgestellt, zugelassen oder in 
Betrieb genommen werden, wenn sie mit einer gültigen Übereinstim­
mungsbescheinigung nach Artikel 33 versehen sind. 

Die Bereitstellung auf dem Markt oder die Inbetriebnahme unvollstän­
diger Fahrzeuge ist zulässig, die für die Fahrzeugzulassung zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten können für solche Fahrzeuge jedoch die 
Zulassung verweigern und ihre Benutzung im Straßenverkehr untersa­
gen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Fahrzeuge, die zur Verwendung durch die 
Streitkräfte, den Katastrophenschutz, die Feuerwehr und die für die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräfte be­
stimmt sind, oder für Fahrzeuge, die gemäß Artikel 37 genehmigt wer­
den. 
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Artikel 39 

Bereitstellung auf dem Markt, Zulassung oder Inbetriebnahme von 
Fahrzeugen einer auslaufenden Serie 

(1) Innerhalb der in den Absätzen 2 und 4 festgelegten höchstzuläs­
sigen Stückzahlen und Frist für auslaufende Serien dürfen Fahrzeuge, 
die einem Fahrzeugtyp entsprechen, dessen EU-Typgenehmigung gemäß 
Artikel 32 nicht mehr gültig ist, auf dem Markt bereitgestellt, zugelassen 
oder in Betrieb genommen werden. 

▼M5 
Unterabsatz 1 gilt nur für Fahrzeuge, die sich im Gebiet der Union 
befinden und für die zum Zeitpunkt ihrer Herstellung eine gültige 
EU-Typgenehmigung bestand, die aber weder zugelassen noch in Be­
trieb genommen wurden, bevor diese EU-Typgenehmigung ungültig 
wurde. 

▼B 
(2) Absatz 1 gilt bei vollständigen Fahrzeugen für einen Zeitraum 
von 24 Monaten, bei vervollständigten Fahrzeugen für einen Zeitraum 
von 30 Monaten, ab dem Tag des Ungültigwerdens der EU-Typgeneh­
migung. 

(3) Ein Hersteller, der Absatz 1 in Anspruch nehmen will, muss dies 
bei der nationalen Behörde eines jeden Mitgliedstaats beantragen, in 
dem solche Fahrzeuge auf dem Markt bereitgestellt, zugelassen oder 
in Betrieb genommen werden sollen. In diesem Antrag ist darzulegen, 
aus welchen technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Fahrzeuge 
den neuen Anforderungen für die Typgenehmigung nicht entsprechen 
können. 

Die betroffene nationale Behörde entscheidet innerhalb von drei Mona­
ten nach Eingang des Antrags, ob und für welche Stückzahl sie die 
Zulassung dieser Fahrzeuge in ihrem Hoheitsgebiet gestattet. 

(4) Die Zahl der Fahrzeuge einer auslaufenden Serie darf 10 % der 
Zahl der in den zwei vorangegangenen Jahren zugelassenen Fahrzeuge 
oder die Zahl von 20 Fahrzeugen pro Mitgliedstaat nicht überschreiten, 
wobei die höhere Zahl maßgeblich ist. 

(5) Ein eigener Vermerk, aus dem hervorgeht, dass es sich um ein 
Fahrzeug einer auslaufenden Serie handelt, ist auf der Übereinstim­
mungsbescheinigung der gemäß diesem Verfahren in Betrieb genom­
menen Fahrzeuge anzubringen. 

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Zahl der Fahrzeuge, 
die nach dem Verfahren dieses Artikels auf dem Markt bereitgestellt, 
zugelassen oder in Betrieb genommen werden sollen, wirksam über­
wacht wird. 

(7) Dieser Artikel ist nur anwendbar, wenn die Produktion aufgrund 
des Erlöschens der Gültigkeit der Typgenehmigung in dem in Artikel 32 
Absatz 2 Buchstabe a genannten Fall eingestellt wurde. 
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Artikel 40 

Bereitstellung auf dem Markt oder Inbetriebnahme von Bauteilen 
und selbstständigen technischen Einheiten 

(1) Bauteile oder selbstständige technische Einheiten dürfen nur dann 
auf dem Markt bereitgestellt oder in Betrieb genommen werden, wenn 
sie den Anforderungen der in Anhang I aufgeführten einschlägigen 
Rechtsakte entsprechen und ordnungsgemäß gemäß Artikel 34 gekenn­
zeichnet sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Bauteile oder selbstständige technische 
Einheiten, die speziell für Neufahrzeuge gebaut oder ausgelegt sind, 
die nicht unter diese Verordnung fallen. 

(3) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten die Bereit­
stellung auf dem Markt oder die Inbetriebnahme von Bauteilen oder 
selbstständigen technischen Einheiten gestatten, die gemäß Artikel 35 
von der Anwendung einer oder mehrerer Bestimmungen dieser Verord­
nung ausgenommen wurden oder für den Einbau in Fahrzeuge bestimmt 
sind, für die eine Genehmigung gemäß Artikel 37 erteilt wurde, die 
diese Bauteile oder selbstständigen technischen Einheiten selbst betrifft. 

(4) Abweichend von Absatz 1 und soweit in dieser Verordnung oder 
in einem der gemäß dieser Verordnung erlassenen delegierten Rechts­
akte nichts anderes bestimmt ist, können die Mitgliedstaaten die Bereit­
stellung auf dem Markt oder die Inbetriebnahme von Bauteilen oder 
selbstständigen technischen Einheiten gestatten, die für den Einbau in 
Fahrzeuge bestimmt sind, für die zum Zeitpunkt ihrer Bereitstellung auf 
dem Markt oder ihrer Inbetriebnahme weder nach dieser Verordnung 
noch nach der Richtlinie 2003/37/EG eine Typgenehmigung erforderlich 
war. 

KAPITEL XII 

SCHUTZKLAUSELN 

Artikel 41 

Verfahren zur Behandlung von Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen 
und selbstständigen technischen Einheiten, mit denen ein 

erhebliches Risiko verbunden ist, auf nationaler Ebene 

(1) Sind die Marktüberwachungsbehörden eines Mitgliedstaats gemäß 
Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 tätig geworden oder 
haben sie hinreichenden Grund zu der Annahme, dass ein/eine von 
dieser Verordnung erfasste(s) Fahrzeug, System, Bauteil oder selbststän­
dige technische Einheit die Gesundheit oder Sicherheit von Menschen 
oder andere im öffentlichen Interesse schützenswerte Aspekte, die unter 
diese Verordnung fallen, erheblich gefährdet, so beurteilt die Genehmi­
gungsbehörde, die die Genehmigung erteilt hat, ob das/die betreffende 
Fahrzeug, System, Bauteil oder selbstständige technische Einheit alle in 
dieser Verordnung festgelegten Anforderungen erfüllt. Die betroffenen 
Wirtschaftsakteure arbeiten uneingeschränkt mit den Genehmigungs- 
und/oder Marktüberwachungsbehörden zusammen. 
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Gelangt die Genehmigungsbehörde, die die Genehmigung erteilt hat, im 
Verlauf dieser Beurteilung zu dem Ergebnis, dass das Fahrzeug, System, 
Bauteil oder die selbstständige technische Einheit nicht die Anforderun­
gen dieser Verordnung erfüllt, so fordert sie unverzüglich den betroffe­
nen Wirtschaftsakteur dazu auf, innerhalb einer der Art des Risikos 
angemessenen Frist alle geeigneten Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, 
um die Übereinstimmung des Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder der 
selbstständigen technischen Einheit mit diesen Anforderungen herzustel­
len, es/sie vom Markt zu nehmen oder zurückzurufen. 

Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 gilt für die in Unter­
absatz 2 dieses Absatzes genannten Maßnahmen. 

(2) Sind die Genehmigungsbehörden der Auffassung, dass sich die 
Nichtübereinstimmung nicht auf das Hoheitsgebiet ihres Mitgliedstaats 
beschränkt, so unterrichten sie die Kommission und die übrigen Mit­
gliedstaaten über die Ergebnisse der Beurteilung und die Maßnahmen, 
zu denen sie den Wirtschaftsakteur aufgefordert haben. 

(3) Der Wirtschaftsakteur gewährleistet, dass sich alle geeigneten 
Korrekturmaßnahmen, die er ergreift, auf sämtliche nichtübereinstim­
menden Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen technischen 
Einheiten erstrecken, die er in der Union in Verkehr gebracht oder 
zugelassen hat oder für deren Inbetriebnahme er verantwortlich ist. 

(4) Ergreift der betreffende Wirtschaftsakteur innerhalb der in Absatz 
1 Unterabsatz 2 genannten Frist keine angemessenen Korrekturmaßnah­
men, so treffen die nationalen Behörden alle geeigneten Maßnahmen, 
um die Bereitstellung auf dem Markt, die Zulassung oder die Inbetrieb­
nahme der nichtübereinstimmenden Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder 
selbstständigen technischen Einheiten auf ihrem nationalen Markt zu 
untersagen oder einzuschränken, sie vom Markt zu nehmen oder zurück­
zurufen. 

(5) Die nationalen Behörden unterrichten die Kommission und die 
übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich von den in Absatz 4 vorgesehenen 
Maßnahmen. 

Aus den Informationen gehen alle verfügbaren Angaben hervor, ins­
besondere die Daten für die Identifizierung des/der nichtübereinstim­
menden Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder selbstständigen technischen 
Einheit, seine/ihre Herkunft, die Art der behaupteten Nichtübereinstim­
mung und des Risikos sowie die Art und Dauer der ergriffenen natio­
nalen Maßnahmen und die Argumente des betroffenen Wirtschafts­
akteurs. Die Genehmigungsbehörden geben insbesondere an, ob die 
Nichtübereinstimmung auf eine der folgenden Ursachen zurückzuführen 
ist: 

a) das Fahrzeug, System, Bauteil oder die selbstständige technische 
Einheit erfüllt Anforderungen hinsichtlich der Gesundheit oder Si­
cherheit von Menschen, des Umweltschutzes oder anderer im öffent­
lichen Interesse schützenswerter Aspekte gemäß dieser Verordnung 
nicht; 

b) die in Anhang I aufgeführten einschlägigen Rechtsakte weisen Män­
gel auf. 
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(6) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission und die übrigen 
Mitgliedstaaten innerhalb eines Monats über alle erlassenen Maßnahmen 
und jede weitere ihnen vorliegende Information zur Nichtübereinstim­
mung des Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder der selbstständigen tech­
nischen Einheit sowie, falls sie der gemeldeten nationalen Maßnahme 
nicht zustimmen, über ihre Einwände. 

(7) Erhebt ein anderer Mitgliedstaat oder die Kommission innerhalb 
eines Monats nach Erhalt der in Absatz 6 genannten Informationen 
einen Einwand gegen eine Maßnahme eines Mitgliedstaats, so unterzieht 
die Kommission diese Maßnahme einer Bewertung nach Artikel 42. 

(8) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass unverzüglich geeignete 
beschränkende Maßnahmen hinsichtlich des/der betreffenden Fahrzeugs, 
Systems, Bauteils oder selbstständigen technischen Einheit getroffen 
werden, wie etwa die Rücknahme des Fahrzeugs, Systems, Bauteils 
oder der selbstständigen technischen Einheit von ihrem Markt. 

Artikel 42 

Schutzklauselverfahren der Union 

(1) Wurden im Zuge des Verfahrens gemäß Artikel 41 Absätze 3 und 
4 Einwände gegen eine Maßnahme eines Mitgliedstaats erhoben oder ist 
die Kommission der Auffassung, dass eine nationale Maßnahme nicht 
mit dem Unionsrecht vereinbar ist, so nimmt die Kommission nach 
Konsultation der Mitgliedstaaten und des/der betroffenen Wirtschafts­
akteurs/-akteure unverzüglich eine Beurteilung der nationalen Maß­
nahme vor. Anhand der Ergebnisse dieser Beurteilung fasst die Kom­
mission gemäß dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren 
einen Beschluss darüber, ob sie die nationale Maßnahme als gerecht­
fertigt betrachtet oder nicht. 

Die Kommission teilt ihren Beschluss allen Mitgliedstaaten und dem/ 
den betroffenen Wirtschaftsakteur(en) mit. 

(2) Hält die Kommission die nationale Maßnahme für gerechtfertigt, 
so ergreifen alle Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um zu 
gewährleisten, dass das/die nichtübereinstimmende Fahrzeug, System, 
Bauteil oder selbstständige technische Einheit vom Markt genommen 
wird, und unterrichten die Kommission darüber. Hält sie die nationale 
Maßnahme nicht für gerechtfertigt, so muss der betreffende Mitglied­
staat die Maßnahme gemäß dem Beschluss nach Absatz 1 zurückneh­
men oder anpassen. 

(3) Wird die nationale Maßnahme als gerechtfertigt betrachtet und 
mit Mängeln dieser Verordnung oder der gemäß dieser Verordnung 
erlassenen delegierten Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte begrün­
det, so schlägt die Kommission geeignete Maßnahmen wie folgt vor: 

a) Handelt es sich um gemäß dieser Verordnung erlassene delegierte 
Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte, schlägt die Kommission 
die notwendigen Änderungen an dem betreffenden Rechtsakt vor; 
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b) handelt es sich um UN-ECE-Regelungen, schlägt die Kommission 
gemäß dem nach dem Geänderten Übereinkommen von 1958 gel­
tenden Verfahren die erforderlichen Abänderungsentwürfe zu den 
betreffenden UN-ECE-Regelungen vor. 

Artikel 43 

Übereinstimmende Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständige 
technische Einheiten, die ein erhebliches Risiko darstellen 

(1) Stellt ein Mitgliedstaat nach einer Beurteilung gemäß Artikel 41 
Absatz 1 fest, dass Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständige 
technische Einheiten ein erhebliches Risiko für die Sicherheit von Men­
schen darstellen oder die Umwelt oder die öffentliche Gesundheit ernst­
haft gefährden, obwohl sie den für sie geltenden Anforderungen ent­
sprechen oder ordnungsgemäß gekennzeichnet sind, so fordert er den 
betroffenen Wirtschaftsakteur auf, alle geeigneten Maßnahmen zu er­
greifen, um dafür zu sorgen, dass das betreffende Fahrzeug, System, 
Bauteil oder die selbstständige technische Einheit beim Inverkehrbrin­
gen, bei der Zulassung oder nach der Inbetriebnahme kein solches Ri­
siko mehr darstellt oder dass es/sie innerhalb einer der Art des Risikos 
angemessenen, vertretbaren Frist vom Markt genommen oder zurück­
gerufen wird. Der Mitgliedstaat kann die Zulassung solcher Fahrzeuge 
verweigern, solange der Hersteller nicht alle geeigneten Maßnahmen 
ergriffen hat. 

(2) Im Falle von Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen oder selbstständi­
gen technischen Einheiten nach Absatz 1 gewährleistet der Wirtschafts­
akteur, dass hinsichtlich aller derartigen Fahrzeuge, Systeme, Bauteile 
oder selbstständigen technischen Einheiten, die in der Union in Verkehr 
gebracht, zugelassen oder in Betrieb genommen wurden, Korrekturmaß­
nahmen ergriffen werden. 

(3) Der Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 unterrichtet die Kommission 
und die übrigen Mitgliedstaaten innerhalb eines Monats über alle ver­
fügbaren Angaben, insbesondere über die für die Identifizierung des 
betreffenden Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder der betreffenden selbst­
ständigen technischen Einheit erforderlichen Daten, die Herkunft und 
die Lieferkette des Fahrzeugs, Systems, Bauteils oder der selbstständi­
gen technischen Einheit, die Art des Risikos sowie die Art und Dauer 
der ergriffenen nationalen Maßnahmen. 

(4) Die Kommission konsultiert unverzüglich die Mitgliedstaaten und 
den/die betroffenen Wirtschaftsakteur/-e sowie insbesondere die Geneh­
migungsbehörde, die die Typgenehmigung erteilt hat, und nimmt eine 
Beurteilung der ergriffenen nationalen Maßnahmen vor. Anhand der 
Ergebnisse dieser Beurteilung entscheidet die Kommission, ob sie die 
in Absatz 1 genannte nationalen Maßnahmen als gerechtfertigt betrach­
tet oder nicht, und schlägt, soweit erforderlich, geeignete Maßnahmen 
vor. 

(5) Die Kommission richtet ihren Beschluss an alle Mitgliedstaaten 
und teilt ihn diesen und dem/den betroffenen Wirtschaftsakteur(en) un­
verzüglich mit. 
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Artikel 44 

Nicht mit dem genehmigten Typ übereinstimmende Fahrzeuge, 
Systeme, Bauteile und selbstständige technische Einheiten 

(1) Stimmen neue Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständige 
technische Einheiten, die mit einer Übereinstimmungsbescheinigung 
oder einem Genehmigungszeichen versehen sind, nicht mit dem geneh­
migten Typ überein, so ergreift die Genehmigungsbehörde, die die EU- 
Typgenehmigung erteilt hat, die notwendigen Maßnahmen, einschließ­
lich eines Entzugs der Typgenehmigung, um sicherzustellen, dass die 
hergestellten Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen tech­
nischen Einheiten mit dem jeweils genehmigten Typ in Übereinstim­
mung gebracht werden. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 gelten Abweichungen von den 
Angaben im EU-Typgenehmigungsbogen oder in den Beschreibungs­
unterlagen als Nichtübereinstimmung mit dem genehmigten Typ. 

(3) Weist eine Genehmigungsbehörde nach, dass neue Fahrzeuge, 
Bauteile oder selbstständige technische Einheiten, die mit einer Über­
einstimmungsbescheinigung oder einem Genehmigungszeichen aus ei­
nem anderen Mitgliedstaat versehen sind, nicht mit dem genehmigten 
Typ übereinstimmen, so kann sie die Genehmigungsbehörde, die die 
EU-Typgenehmigung erteilt hat, auffordern, sich zu vergewissern, 
dass die hergestellten Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen 
technischen Einheiten weiterhin mit dem jeweils genehmigten Typ über­
einstimmen. Bei Erhalt einer derartigen Aufforderung ergreift die Ge­
nehmigungsbehörde, die die EU-Typgenehmigung erteilt hat, möglichst 
bald, spätestens aber innerhalb von drei Monaten ab dem Datum der 
Aufforderung die hierzu notwendigen Maßnahmen. 

(4) Die Genehmigungsbehörde fordert die Genehmigungsbehörde, 
die die EU-Typgenehmigung für ein System, ein Bauteil, eine selbst­
ständige technische Einheit oder ein unvollständiges Fahrzeug erteilt 
hat, in folgenden Fällen auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um sicherzustellen, dass die hergestellten Fahrzeuge wieder mit dem 
genehmigten Typ in Übereinstimmung gebracht werden: 

a) im Falle einer EU-Typgenehmigung für ein Fahrzeug, wenn die 
Nichtübereinstimmung eines Fahrzeugs ausschließlich auf die Nicht­
übereinstimmung eines Systems, eines Bauteils oder einer selbststän­
digen technischen Einheit zurückzuführen ist; 

b) im Falle einer Mehrstufen-Typgenehmigung, wenn die Nichtüberein­
stimmung eines vervollständigten Fahrzeugs ausschließlich auf die 
Nichtübereinstimmung eines Systems, eines Bauteils oder einer 
selbstständigen technischen Einheit, das/die Bestandteil des unvoll­
ständigen Fahrzeugs ist, oder auf die Nichtübereinstimmung des un­
vollständigen Fahrzeugs selbst zurückzuführen ist. 

(5) Bei Erhalt einer derartigen Aufforderung ergreift die betroffene 
Genehmigungsbehörde möglichst bald, spätestens aber innerhalb von 
drei Monaten ab dem Datum der Aufforderung die hierzu notwendigen 
Maßnahmen, erforderlichenfalls unter Mitwirkung der auffordernden 
Genehmigungsbehörde. 
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(6) Wird eine Nichtübereinstimmung festgestellt, so ergreift die Ge­
nehmigungsbehörde des Mitgliedstaats, der die EU-Typgenehmigung für 
das System, das Bauteil, die selbstständige technische Einheit oder für 
das unvollständige Fahrzeug erteilt hat, die in Absatz 1 genannten Maß­
nahmen. 

Die Genehmigungsbehörden unterrichten einander innerhalb eines Mo­
nats von jedem Entzug einer EU-Typgenehmigung und den Gründen 
hierfür. 

(7) Bestreitet die Genehmigungsbehörde, die die EU-Typgenehmi­
gung erteilt hat, die ihr gemeldete Nichtübereinstimmung, so bemühen 
sich die betroffenen Mitgliedstaaten um die Beilegung des Streitfalls. 
Die Kommission wird laufend davon unterrichtet und führt erforderli­
chenfalls geeignete Konsultationen durch, um eine Lösung herbeizufüh­
ren. 

Artikel 45 

Inverkehrbringen und Inbetriebnahme von Teilen oder 
Ausrüstungen, von denen ein erhebliches Risiko für das 

einwandfreie Funktionieren wesentlicher Systeme ausgehen kann 

(1) Teile oder Ausrüstungen, von denen ein erhebliches Risiko für 
das einwandfreie Funktionieren von Systemen ausgehen kann, die für 
die Sicherheit des Fahrzeugs oder für seine Umweltverträglichkeit von 
wesentlicher Bedeutung sind, dürfen nicht in Verkehr gebracht, zuge­
lassen oder in Betrieb genommen werden und müssen verboten werden, 
es sei denn, für sie wurde von einer Genehmigungsbehörde eine Auto­
risierung gemäß Artikel 46 Absätze 1, 2 und 4 erteilt. 

(2) Damit die einheitliche Anwendung von Absatz 1 gewährleistet 
wird, kann die Kommission Durchführungsrechtsakte im Hinblick auf 
die Erstellung einer Liste derartiger Teile oder Ausrüstungen erlassen, 
wobei sie sich auf die verfügbaren Informationen und insbesondere auf 
die von den Mitgliedstaaten zu den nachstehenden Aspekten gemachten 
Angaben stützt: 

a) Vorhandensein eines erheblichen Risikos für die Sicherheit oder die 
Umweltverträglichkeit von Fahrzeugen, die mit den betreffenden 
Teilen oder Ausrüstungen ausgestattet sind, und 

b) mögliche Auswirkungen, die eine eventuelle Autorisierungspflicht 
für Teile oder Ausrüstungen aufgrund dieses Artikels für Verbrau­
cher und Hersteller im Zubehör- und Ersatzteilmarkt hätte. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 69 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Originalteile oder -ausrüs­
tungen und auf Teile oder Ausrüstungen, die gemäß einem der in An­
hang I aufgeführten Rechtsakte typgenehmigt wurden, es sei denn, dass 
sich die Genehmigung auf andere als die in Absatz 1 erfassten Aspekte 
bezieht. 

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 71 
delegierte Rechtsakte in Bezug auf die Anforderungen zu erlassen, die 
die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Teile und Ausrüstungen er­
füllen müssen. 
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(5) Diese Anforderungen können auf die in Anhang I aufgeführten 
Rechtsakte gegründet sein oder in einem Vergleich zwischen den Teilen 
oder Ausrüstungen und der Umweltverträglichkeit und dem Sicherheits­
niveau des Originalfahrzeugs bzw. dessen Teilen bestehen. In beiden 
Fällen muss mit den Anforderungen sichergestellt werden, dass die Teile 
oder Ausrüstungen das Funktionieren der Systeme, die für die Sicherheit 
des Fahrzeugs oder seine Umweltverträglichkeit von wesentlicher Be­
deutung sind, nicht beeinträchtigen. 

Artikel 46 

Teile oder Ausrüstungen, von denen ein erhebliches Risiko für das 
einwandfreie Funktionieren wesentlicher Systeme ausgehen kann — 

weitere Anforderungen 

(1) Für die Zwecke des Artikels 45 Absatz 1 reicht der Hersteller von 
Teilen oder Ausrüstungen bei der Genehmigungsbehörde einen Antrag 
ein, dem ein von einem benannten Technischen Dienst erstellter Prüfbe­
richt beigefügt ist, mit dem bescheinigt wird, dass die Teile oder Aus­
rüstungen, für die eine Autorisierung beantragt wird, die in Artikel 45 
Absatz 4 genannten Anforderungen erfüllen. Der Hersteller darf je Typ 
und Teil nur einen einzigen Antrag bei nur einer einzigen Genehmi­
gungsbehörde einreichen. 

Die Genehmigungsbehörde, die eine Autorisierung erteilt hat, übermit­
telt auf Ersuchen der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats 
mittels eines gemeinsamen sicheren elektronischen Austauschsystems 
innerhalb eines Monats nach Eingang des Ersuchens eine Kopie der 
angeforderten Bescheinigung der Autorisierung mit den zugehörigen 
Anlagen. Diese Kopie kann auch die Form einer sicheren elektronischen 
Datei haben. 

(2) Der Antrag muss Angaben zum Hersteller der Teile oder Aus­
rüstungen, Angaben zum Typ, die Identifizierungs- und Teilnummern 
der Teile oder Ausrüstungen, den Namen des Fahrzeugherstellers, die 
Typbezeichnung des Fahrzeugs und gegebenenfalls das Baujahr oder 
alle sonstigen Informationen enthalten, die die Identifizierung des Fahr­
zeugs ermöglichen, das mit den Teilen oder Ausrüstungen ausgestattet 
werden soll. 

Ist die Genehmigungsbehörde unter Berücksichtigung des Prüfberichts 
und weiterer Nachweise zu der Überzeugung gelangt, dass die betref­
fenden Teile oder Ausrüstungen den in Artikel 45 Absatz 4 genannten 
Anforderungen entsprechen, so autorisiert sie das Inverkehrbringen der 
Teile oder Ausrüstungen und ihre Inbetriebnahme vorbehaltlich des Ab­
satzes 4 Unterabsatz 2 dieses Artikels. 

Die Genehmigungsbehörde stellt dem Hersteller unverzüglich eine ent­
sprechende Bescheinigung aus. 

(3) Die Kommission kann zur Festlegung eines Musters und eines 
Nummerierungssystems für die Bescheinigung nach Absatz 2 Unter­
absatz 3 Durchführungsrechtsakte erlassen. Diese Durchführungsrechts­
akte werden gemäß dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren 
erlassen. 
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(4) Der Hersteller teilt der Genehmigungsbehörde, die die Autorisie­
rung erteilt hat, unverzüglich jede Änderung mit, die sich auf die Be­
dingungen auswirkt, unter denen die Autorisierung erteilt wurde. Die 
Genehmigungsbehörde entscheidet dann, ob die Autorisierung geändert 
oder neu ausgestellt werden muss und ob weitere Prüfungen erforderlich 
sind. 

Der Hersteller ist dafür verantwortlich, dass die Teile oder Ausrüstungen 
jederzeit unter den Bedingungen hergestellt werden, aufgrund deren die 
Autorisierung erteilt wurde. 

(5) Vor der Erteilung jeder Autorisierung prüft die Genehmigungs­
behörde, ob zufriedenstellende Vorkehrungen getroffen wurden und 
Verfahren bestehen, die eine wirksame Kontrolle der Übereinstimmung 
der Produktion gewährleisten. 

Stellt die Genehmigungsbehörde fest, dass die Bedingungen für die 
Erteilung der Autorisierung nicht mehr erfüllt sind, fordert sie den Her­
steller auf, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustel­
len, dass die Teile und Ausrüstungen wieder in Übereinstimmung ge­
bracht werden. Erforderlichenfalls entzieht sie die Autorisierung. 

(6) Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen Genehmigungsbehör­
den verschiedener Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der in Absatz 
2 Unterabsatz 2 genannten Autorisierung werden der Kommission zur 
Kenntnis gebracht. Nach Anhörung der Genehmigungsbehörden ergreift 
die Kommission geeignete Maßnahmen zur Beilegung der Meinungs­
verschiedenheiten, was erforderlichenfalls auch die Aufforderung zum 
Entzug der Autorisierung einschließen kann. 

(7) Solange die in Artikel 45 Absatz 2 genannte Liste nicht erstellt 
ist, dürfen die Mitgliedstaaten ihre nationalen Bestimmungen über Teile 
oder Ausrüstungen beibehalten, die das einwandfreie Funktionieren von 
Systemen, die für die Sicherheit des Fahrzeugs oder seine Umweltver­
träglichkeit von wesentlicher Bedeutung sind, beinträchtigen können. 

Artikel 47 

Rückruf von Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen oder selbstständigen 
technischen Einheiten 

(1) Muss ein Hersteller, dem eine EU-Gesamtfahrzeug-Typgenehmi­
gung erteilt wurde, in Verkehr gebrachte oder zugelassene Fahrzeuge 
oder solche, für deren Inbetriebnahme er verantwortlich war, gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 765/2008 zurückrufen, weil von einem System, 
einem Bauteil oder einer selbstständigen technischen Einheit, mit denen 
diese Fahrzeuge ausgerüstet sind, ein erhebliches Risiko für die Sicher­
heit, die öffentliche Gesundheit oder die Umwelt ausgeht, unabhängig 
davon, ob sie nach dieser Verordnung ordnungsgemäß genehmigt sind, 
oder weil von einem Teil, für das keine besonderen Anforderungen im 
Typgenehmigungsrecht bestehen, ein erhebliches Risiko für die Sicher­
heit, die öffentliche Gesundheit oder die Umwelt ausgeht, so teilt dieser 
Hersteller dies unverzüglich der Genehmigungsbehörde mit, die die 
Genehmigung für die Fahrzeuge erteilt hat. 
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(2) Muss ein Hersteller von Systemen, Bauteilen oder selbstständigen 
technischen Einheiten, dem eine EU-Typgenehmigung erteilt wurde, in 
Verkehr gebrachte Systeme, Bauteile oder selbstständige technische Ein­
heiten oder solche, für deren Inbetriebnahme er verantwortlich war, 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 zurückrufen, weil von ihnen 
ein erhebliches Risiko für die Sicherheit, die Sicherheit am Arbeitsplatz, 
die öffentliche Gesundheit oder die Umwelt ausgeht, unabhängig davon, 
ob sie nach dieser Verordnung ordnungsgemäß genehmigt sind, so teilt 
der Hersteller dies unverzüglich der Genehmigungsbehörde mit, die die 
Genehmigung dafür erteilt hat. 

(3) Der Hersteller muss der Genehmigungsbehörde Abhilfemaßnah­
men vorschlagen, die geeignet sind, das in den Absätzen 1 und 2 
genannte erhebliche Risiko zu beseitigen. Die Genehmigungsbehörde 
unterrichtet die Genehmigungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten un­
verzüglich von den vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen. 

Die Genehmigungsbehörden stellen sicher, dass diese Abhilfemaßnah­
men in ihren jeweiligen Mitgliedstaaten wirksam umgesetzt werden. 

(4) Ist die betreffende Genehmigungsbehörde der Ansicht, dass die 
Abhilfemaßnahmen nicht ausreichen oder zu langsam umgesetzt wer­
den, so teilt sie dies unverzüglich der Genehmigungsbehörde mit, die 
die EU-Typgenehmigung erteilt hat. 

Daraufhin informiert die Genehmigungsbehörde, die die EU-Typgeneh­
migung erteilt hat, den Hersteller. Wenn der Hersteller keine wirksamen 
Abhilfemaßnahmen vorschlägt und durchführt, ergreift die Genehmi­
gungsbehörde, die die EU-Typgenehmigung erteilt hat, alle erforderli­
chen Schutzmaßnahmen bis hin zum Entzug der EU-Typgenehmigung. 
Im Falle des Entzugs der EU-Typgenehmigung setzt die Genehmigungs­
behörde innerhalb eines Monats nach diesem Entzug per Einschreiben 
oder mit gleichwertigen elektronischen Mitteln den Hersteller, die Ge­
nehmigungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten und die Kommission 
davon in Kenntnis. 

Artikel 48 

Bekanntgabe von Entscheidungen und Rechtsbehelfe 

(1) Jede Entscheidung aufgrund dieser Verordnung und jede Ent­
scheidung, durch die eine EU-Typgenehmigung verweigert oder entzo­
gen, die Zulassung verweigert, das Inverkehrbringen, die Zulassung 
oder die Inbetriebnahme eines Fahrzeugs verboten oder beschränkt 
oder die Rücknahme eines Fahrzeugs vom Markt gefordert wird, ist 
genau zu begründen. 

(2) Jede Entscheidung ist den Beteiligten unter Angabe der in dem 
betreffenden Mitgliedstaat nach geltendem Recht vorgesehenen Rechts­
behelfe und der Rechtsbehelfsfristen bekannt zu geben. 
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KAPITEL XIII 

INTERNATIONALE REGELUNGEN 

Artikel 49 

Für die EU-Typgenehmigung erforderliche UN-ECE-Regelungen 

(1) UN-ECE-Regelungen oder deren Änderungen, denen die Union 
zugestimmt hat oder denen die Union beigetreten ist und die in Anhang 
I dieser Verordnung oder in den gemäß dieser Verordnung erlassenen 
delegierten Rechtsakten aufgeführt sind, sind Bestandteil der Anforde­
rungen für die EU-Typgenehmigung für Fahrzeuge. 

(2) Die Genehmigungsbehörden der Mitgliedstaaten erkennen die 
nach den in Absatz 1 genannten UN-ECE-Regelungen erteilten Geneh­
migungen und gegebenenfalls die einschlägigen Genehmigungszeichen 
anstelle der Genehmigungen und Genehmigungszeichen an, die gemäß 
dieser Verordnung und den gemäß dieser Verordnung erlassenen dele­
gierten Rechtsakten erteilt wurden. 

(3) Hat die Union für die Zwecke der EU-Typgenehmigung für Fahr­
zeuge einer UN-ECE-Regelung oder Änderungen daran zugestimmt, so 
erlässt die Kommission gemäß Artikel 71 einen delegierten Rechtsakt, 
um die UN-ECE-Regelung oder die Änderungen daran verbindlich zu 
machen und Anhang I dieser Verordnung oder den gemäß dieser Ver­
ordnung erlassenen delegierten Rechtsakt entsprechend zu ändern. 

In diesem delegierten Rechtsakt werden auch die Zeitpunkte angegeben, 
ab denen die UN-ECE-Regelung oder die Änderungen daran verbindlich 
gelten, und erforderlichenfalls Übergangsbestimmungen festgelegt. 

Die Kommission erlässt gesonderte delegierte Rechtsakte im Hinblick 
auf die verbindliche Anwendung von UN-ECE-Regelungen. 

Artikel 50 

Anerkennung der OECD-Prüfberichte für die Zwecke der EU- 
Typgenehmigung 

(1) Wird in dieser Verordnung auf OECD-Kodizes Bezug genom­
men, so beruht die EU-Typgenehmigung vorbehaltlich der sonstigen 
Anforderungen dieser Verordnung auf dem vollständigen Prüfbericht, 
der auf der Grundlage der OECD-Normenkodizes alternativ zu den 
gemäß dieser Verordnung oder den gemäß dieser Verordnung erlassenen 
delegierten Rechtsakten erstellten Prüfberichten ausgestellt wurde. 

(2) Damit der in Absatz 1 genannte OECD-Prüfbericht für die Zwe­
cke einer EU-Typgenehmigung anerkannt werden kann, muss er gemäß 
Anhang 1 des Beschlusses des OECD-Rates vom Februar 2012 zur 
Änderung der OECD-Normenkodizes für die amtliche Prüfung land- 
und forstwirtschaftlicher Zugmaschinen, in der jeweils aktuellen Fas­
sung, genehmigt worden sein. 
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KAPITEL XIV 

TECHNISCHE INFORMATIONEN 

Artikel 51 

Für Nutzer bestimmte Informationen 

(1) Technische Informationen des Herstellers in Bezug auf Angaben, 
die in dieser Verordnung oder in den gemäß dieser Verordnung erlas­
senen delegierten Rechtsakten oder Durchführungsrechtsakten vorgese­
hen sind, dürfen nicht von den Angaben abweichen, die von der Ge­
nehmigungsbehörde genehmigt worden sind. 

(2) Wenn ein gemäß dieser Verordnung erlassener delegierter Rechts­
akt oder Durchführungsrechtsakt dies vorsieht, stellt der Hersteller den 
Nutzern alle relevanten Informationen und erforderlichen Anweisungen 
zur Verfügung, aus denen alle mit einem Fahrzeug, System, Bauteil 
oder einer selbstständigen technischen Einheit verbundenen besonderen 
Nutzungsbedingungen oder Nutzungseinschränkungen zu ersehen sind. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Informationen sind in der Amtsspra­
che oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats abzufassen, in dem das 
Fahrzeug in Verkehr gebracht, zugelassen oder in Betrieb genommen 
wird. Sie sind in Abstimmung mit der Genehmigungsbehörde in die 
Betriebsanleitung aufzunehmen. 

Artikel 52 

Für Hersteller von Bauteilen oder selbstständigen technischen 
Einheiten bestimmte Informationen 

(1) Der Fahrzeughersteller muss den Herstellern von Bauteilen oder 
selbstständigen technischen Einheiten alle Angaben, gegebenenfalls 
auch Zeichnungen, zur Verfügung stellen, die in den gemäß dieser Ver­
ordnung erlassenen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechts­
akten genannt sind und für die EU-Typgenehmigung von Bauteilen oder 
selbstständigen technischen Einheiten oder für den Erhalt einer Auto­
risierung nach Artikel 45 benötigt werden. 

Der Fahrzeughersteller kann Hersteller von Bauteilen oder selbstständi­
gen technischen Einheiten vertraglich zur Geheimhaltung von Informa­
tionen verpflichten, die nicht öffentlich zugänglich sind, einschließlich 
der Informationen, die Rechte des geistigen Eigentums betreffen. 

(2) Ist ein Hersteller von Bauteilen oder selbstständigen technischen 
Einheiten Inhaber eines EU-Typgenehmigungsbogens, in dem nach Ar­
tikel 26 Absatz 4 auf Nutzungseinschränkungen und/oder besondere 
Einbauvorschriften hingewiesen wird, so stellt er dem Fahrzeughersteller 
alle diesbezüglichen Informationen zur Verfügung. 

Wenn ein gemäß dieser Verordnung erlassener delegierter Rechtsakt 
dies vorsieht, fügt der Hersteller von Bauteilen oder selbstständigen 
technischen Einheiten den von ihm hergestellten Bauteilen oder selbst­
ständigen technischen Einheiten Hinweise auf Nutzungseinschränkungen 
und/oder besondere Einbauvorschriften bei. 
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KAPITEL XV 

ZUGANG ZU REPARATUR- UND WARTUNGSINFORMATIONEN 

Artikel 53 

Pflichten der Hersteller 

(1) Der Hersteller gewährt autorisierten Händlern, Reparaturbetrieben 
und unabhängigen Wirtschaftsakteuren über Internetseiten unter Ver­
wendung eines standardisierten Formats diskriminierungsfreien Zugang 
zu Reparatur- und Wartungsinformationen auf leicht und unverzüglich 
zugängliche Weise. Diese Pflicht gilt nicht für Fahrzeuge, die als Klein­
serienfahrzeug genehmigt wurden. 

Software, die für das einwandfreie Funktionieren von Sicherheits- und 
Umweltschutzüberwachungssystemen entscheidend ist, kann gegen un­
befugte Eingriffe geschützt werden. Diese Systeme, bei denen Eingriffe 
für die Reparatur und Wartung erforderlich sind bzw. die autorisierten 
Händlern oder Reparaturbetrieben zugänglich sind, sind jedoch auch 
unabhängigen Wirtschaftsakteuren auf diskriminierungsfreie Weise zu­
gänglich zu machen. 

(2) Solange die Kommission kein standardisiertes Format für die 
Bereitstellung der in Absatz 1 genannten Informationen angenommen 
hat, sind diese durchgängig so verfügbar zu machen, dass sie von un­
abhängigen Wirtschaftsakteuren mit zumutbarem Aufwand verarbeitet 
werden können. 

Der Hersteller gewährt autorisierten Händlern, Reparaturbetrieben und 
unabhängigen Wirtschaftsakteuren diskriminierungsfreien Zugang zu 
Weiterbildungsmaterial und einschlägigen Arbeitsgeräten. Ein solcher 
Zugang umfasst gegebenenfalls geeignete Schulungen in Bezug auf 
das Herunterladen der Software, die Handhabung der Fehlercodes des 
Diagnosesystems und den Einsatz der Arbeitsgeräte. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 umfassen die dort genannten Infor­
mationen mindestens folgende Elemente: 

a) Zugmaschinentyp und -modell, 

b) eine eindeutige Fahrzeug-Identifizierungsnummer, 

c) Servicehandbücher mit Reparatur- und Wartungsaufzeichnungen so­
wie Serviceplänen, 

d) technische Anleitungen und technische Kundendienst-Rundschrei­
ben, 

e) Informationen über Bauteile und Diagnose (z. B. untere und obere 
Grenzwerte für Messungen), 

f) Schaltpläne, 

g) die Fehlercodes des Diagnosesystems einschließlich herstellerspezi­
fischer Codes, 

h) alle Informationen, die für die Installation neuer oder aktualisierter 
Software auf neuen Fahrzeugen oder neuen Fahrzeugtypen erforder­
lich sind (zum Beispiel Softwareteilenummer), 
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i) Informationen über Spezialwerkzeuge und -geräte und mithilfe her­
stellerspezifischer Einrichtungen übermittelte Informationen, 

j) Informationen über Datenspeicherung, Prüfdaten und alle anderen 
technischen Informationen (wie etwa bidirektionale Kontrolldaten, 
wenn sie für die eingesetzte Technologie relevant sind), 

k) Standard-Arbeitseinheiten oder -Zeiträume für Reparatur- und War­
tungsarbeiten, wenn sie den autorisierten Händlern und Reparatur­
betrieben des Herstellers direkt oder durch einen Dritten bereitgestellt 
werden. 

(4) Autorisierte Händler oder Reparaturbetriebe, die zum Vertriebs­
netz eines Fahrzeugherstellers gehören, gelten im Sinne dieser Verord­
nung insoweit als unabhängige Wirtschaftsakteure, als sie Wartungs- 
und Reparaturarbeiten an Fahrzeugen ausführen, die nicht von dem 
Hersteller stammen, zu dessen Vertriebsnetz sie gehören. 

(5) Reparatur- und Wartungsinformationen müssen außer während 
der Wartung des Informationssystems jederzeit zur Verfügung stehen. 

(6) Für die Zwecke der Herstellung und Instandhaltung von OBD- 
kompatiblen Ersatzteilen oder für die Instandhaltung benötigten Teilen 
und Diagnose- und Prüfgeräten stellt der Fahrzeughersteller allen inte­
ressierten Herstellern oder Reparaturbetrieben von Bauteilen und Diag­
nose- und Prüfgeräten diskriminierungsfrei die einschlägigen OBD- so­
wie Reparatur- und Wartungsinformationen zur Verfügung. 

(7) Für die Zwecke der Entwicklung und Herstellung von Fahrzeug­
ausrüstungen für mit alternativen Kraftstoffen betriebene Fahrzeuge 
stellt der Fahrzeughersteller den betroffenen Herstellern, Einbaubetrie­
ben und Reparaturbetrieben von Ausrüstungen für mit alternativen 
Kraftstoffen betriebene Fahrzeuge die einschlägigen OBD- sowie Re­
paratur- und Wartungsinformationen diskriminierungsfrei zur Ver­
fügung. 

(8) Beantragt ein Hersteller für ein Fahrzeug die EU-Typgenehmi­
gung oder die nationale Typgenehmigung, so muss er der Genehmi­
gungsbehörde die Einhaltung dieser Verordnung bezüglich der nach 
diesem Artikel erforderlichen Informationen nachweisen. 

Stehen diese Informationen nicht zur Verfügung oder entsprechen sie 
nicht dieser Verordnung und den gemäß dieser Verordnung erlassenen 
delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten, wenn eine EU- 
Typgenehmigung oder eine nationale Typgenehmigung beantragt wird, 
so stellt der Hersteller die fehlenden Informationen innerhalb von sechs 
Monaten nach Erteilung der Genehmigung zur Verfügung. 
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Die Kommission kann einen Durchführungsrechtsakt erlassen, um ein 
Muster einer Bescheinigung über den Zugang zu OBD- sowie Repara­
tur- und Wartungsinformationen festzulegen, mit der der Hersteller ge­
genüber der Genehmigungsbehörde die Einhaltung der entsprechenden 
Bestimmungen nachweist. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß 
dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

(9) Wird die Einhaltung dieser Verordnung innerhalb der in Absatz 8 
Unterabsatz 2 genannten Frist nicht nachgewiesen, so trifft die Geneh­
migungsbehörde geeignete Maßnahmen, um für die Einhaltung dieser 
Verordnung zu sorgen. 

(10) Der Hersteller macht Änderungen und Ergänzungen seiner Re­
paratur- und Wartungsinformationen auf seinen Internetseiten zum sel­
ben Zeitpunkt zugänglich, zu dem er sie seinen autorisierten Reparatur­
betrieben zur Verfügung stellt. 

(11) Werden Reparatur- und Wartungsaufzeichnungen über ein Fahr­
zeug in einer zentralen Datenbank des Fahrzeugherstellers oder in einer 
für diesen unterhaltenen zentralen Datenbank gespeichert, haben un­
abhängige Reparaturbetriebe unentgeltlichen Zugang zu derartigen Auf­
zeichnungen und haben die Möglichkeit, Informationen über von ihnen 
durchgeführte Reparatur- und Wartungsarbeiten einzugeben. 

(12) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Arti­
kel 71 delegierte Rechtsakte in Bezug auf die ausführlichen Anforde­
rungen für den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen zu 
erlassen, insbesondere technische Spezifikationen darüber, wie Fahr­
zeugreparatur- und Wartungsinformationen bereitzustellen sind. 

(13) Die Kommission passt im Wege der in Absatz 12 genannten 
delegierten Rechtsakte die in diesem Artikel festgelegten Informations­
anforderungen an, einschließlich der technischen Spezifikationen darü­
ber, wie die Informationen bereitzustellen sind, damit diese Anforderun­
gen insbesondere in Bezug auf den besonderen Fall, in dem das Pro­
duktionsvolumen des betreffenden Fahrzeugtyps eines Herstellers gering 
ist, verhältnismäßig sind, wobei den höchstzulässigen Stückzahlen für 
Kleinserien gemäß Anhang II Rechnung zu tragen ist. In hinreichend 
begründeten Fällen kann diese Anpassung dazu führen, dass eine Aus­
nahmeregelung von der Anforderung, die Informationen in einem stan­
dardisierten Format bereitzustellen, gewährt wird. Durch eine mögliche 
Anpassung oder Ausnahmeregelung muss in jedem Fall sichergestellt 
werden, dass die Ziele dieses Artikels erreicht werden können. 

Artikel 54 

Pflichten bei mehreren Typgenehmigungsinhabern 

Bei der Mehrphasen-Typgenehmigung, der gemischten Typgenehmi­
gung und der Mehrstufen-Typgenehmigung ist der für die jeweilige 
Typgenehmigung verantwortliche Hersteller auch für die Übermittlung 
der Reparaturinformationen betreffend das jeweilige System, das jewei­
lige Bauteil oder die jeweilige selbstständige technische Einheit oder die 
jeweilige Stufe sowohl an den Endhersteller als auch an unabhängige 
Wirtschaftsakteure verantwortlich. 
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Der Endhersteller ist für die Bereitstellung von Informationen über das 
gesamte Fahrzeug an unabhängige Wirtschaftsakteure verantwortlich. 

Artikel 55 

Gebühren für den Zugang zu Reparatur- und 
Wartungsinformationen 

(1) Der Hersteller kann für den Zugang zu den unter diese Verord­
nung fallenden Reparatur- und Wartungsinformationen, Arbeitsgeräten 
und Schulungen eine angemessene und verhältnismäßige Gebühr erhe­
ben. Eine Gebühr gilt als nicht angemessen oder verhältnismäßig, wenn 
der Umfang der Nutzung dieser Informationen durch den unabhängigen 
Wirtschaftsakteur nicht berücksichtigt wird und sie daher eine abschre­
ckende Wirkung zeigt. 

(2) Der Hersteller bietet den Zugang zu Reparatur- und Wartungs­
informationen für einen Tag, einen Monat oder ein Jahr an, wobei die 
Gebühr nach der gewährten Dauer des Zugangs gestaffelt ist. 

Artikel 56 

Forum für Fragen des Zugangs zu Fahrzeuginformationen 

Der Tätigkeitsbereich des durch Artikel 13 Absatz 9 der Verordnung 
(EG) Nr. 692/2008 der Kommission vom 18. Juli 2008 zur Durchfüh­
rung und Änderung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates über die Typgenehmigung von Kraft­
fahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraft­
wagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang 
zu Reparatur- und Wartungsinformationen für Fahrzeuge ( 1 ) eingerich­
teten Forums für Fragen des Zugangs zu Fahrzeuginformationen wird 
auf die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallenden Fahr­
zeuge ausgedehnt. 

Anhand von Nachweisen für eine absichtliche oder unbeabsichtigte 
missbräuchliche Verwendung von OBD- sowie Reparatur- und War­
tungsinformationen berät das in Absatz 1 genannte Forum die Kommis­
sion im Hinblick auf Maßnahmen zur Verhinderung einer derartigen 
missbräuchlichen Verwendung. 

KAPITEL XVI 

BENENNUNG UND NOTIFIZIERUNG VON TECHNISCHEN DIENSTEN 

Artikel 57 

Anforderungen für Technische Dienste 

(1) Die benennenden Genehmigungsbehörden stellen sicher, dass ein 
Technischer Dienst vor seiner Benennung nach Artikel 59 die Anforde­
rungen der Absätze 2 bis 9 dieses Artikels erfüllt. 
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(2) Unbeschadet des Artikels 60 Absatz 1 wird ein Technischer 
Dienst nach dem nationalen Recht eines Mitgliedstaats gegründet und 
ist mit Rechtspersönlichkeit ausgestattet. 

(3) Bei einem Technischen Dienst muss es sich um einen unabhän­
gigen Dritten handeln, der mit dem Prozess des Entwurfs und der Her­
stellung, Lieferung oder Wartung eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils 
oder einer selbstständigen technischen Einheit, das/die er bewertet, in 
keinerlei Verbindung steht. 

Eine Stelle, die einem Wirtschaftsverband oder einem Fachverband an­
gehört und die Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen tech­
nischen Einheiten bewertet, prüft oder kontrolliert, an deren Entwurf, 
Herstellung, Bereitstellung, Montage, Gebrauch oder Wartung Unter­
nehmen beteiligt sind, die von diesem Verband vertreten werden, 
kann unter der Bedingung, dass ihre Unabhängigkeit sowie die Abwe­
senheit jedweder Interessenskonflikte nachgewiesen ist, als Stelle gelten, 
die die Anforderungen von Unterabsatz 1 erfüllt. 

(4) Ein Technischer Dienst, seine oberste Leitungsebene und die Mit­
arbeiter, die für die Erfüllung von Tätigkeiten, für die sie gemäß Ar­
tikel 59 Absatz 1 benannt sind, zuständig sind, dürfen nicht Konstruk­
teur, Hersteller, Lieferant oder Wartungsbetrieb der von ihnen zu be­
wertenden Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen tech­
nischen Einheiten sein oder an diesen Tätigkeiten beteiligte Parteien 
vertreten. Dies schließt nicht die Verwendung von in Absatz 3 dieses 
Artikels genannten und bereits einer Bewertung unterzogenen Fahrzeu­
gen, Systemen, Bauteilen oder selbstständigen technischen Einheiten, 
die für die Tätigkeit des Technischen Dienstes nötig sind, oder die 
Verwendung solcher Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen 
technischen Einheiten zum persönlichen Gebrauch aus. 

Ein Technischer Dienst gewährleistet, dass die Tätigkeiten seiner 
Zweigunternehmen oder Unterauftragnehmer die Vertraulichkeit, Objek­
tivität oder Unparteilichkeit der Tätigkeitskategorien, für die er benannt 
wurde, nicht beeinträchtigen. 

(5) Technische Dienste und ihre Mitarbeiter führen die Tätigkeits­
kategorien, für die sie benannt wurden, mit der größtmöglichen beruf­
lichen Sorgfalt und der vorauszusetzenden fachlichen Kompetenz in 
dem betreffenden Bereich durch; sie dürfen keinerlei Einflussnahme, 
insbesondere finanzieller Art, ausgesetzt sein, die sich auf ihre Beur­
teilung oder die Ergebnisse ihrer Bewertungsarbeit auswirken könnte, 
vor allem keiner Einflussnahme, die von Personen oder Personengrup­
pen ausgeht, die ein Interesse am Ergebnis dieser Tätigkeiten haben. 

(6) Ein Technischer Dienst muss in der Lage sein, alle Tätigkeits­
kategorien, für die er gemäß Artikel 59 Absatz 1 benannt wurde, durch­
zuführen, indem er zur Zufriedenheit der benennenden Genehmigungs­
behörde nachweist, dass er über Folgendes verfügt: 

a) entsprechend qualifizierte und ausgebildete Mitarbeiter mit der er­
forderlichen Fachkenntnis sowie ausreichender einschlägiger Erfah­
rung, um die Aufgaben zu erfüllen; 
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b) Beschreibungen der Verfahren, die für die Tätigkeitskategorien, für 
die er benannt werden soll, maßgeblich sind, um die Transparenz 
und die Wiederholbarkeit dieser Verfahren sicherzustellen; 

c) Verfahren zur Durchführung der Tätigkeitskategorien, für die er be­
nannt werden soll, unter gebührender Berücksichtigung des Grads an 
Komplexität der jeweiligen Technik, die bei Fahrzeugen, Systemen, 
Bauteilen oder selbstständigen technischen Einheiten zur Anwen­
dung kommt, und der Tatsache, dass es sich bei dem Produktions­
prozess um eine Massenfertigung oder Serienproduktion handelt; und 

d) erforderliche Mittel zur angemessenen Durchführung der Aufgaben, 
die mit den Tätigkeitskategorien, für die er benannt werden soll, 
verbunden sind, und Zugang zu allen benötigten Ausrüstungen 
oder Einrichtungen. 

Zudem muss er gegenüber der benennenden Genehmigungsbehörde 
nachweisen, dass er die in den gemäß Artikel 61 erlassenen delegierten 
Rechtsakten aufgeführten Normen einhält, die für die Tätigkeitskatego­
rien, für die er benannt wird, relevant sind. 

(7) Die Unparteilichkeit der Technischen Dienste, ihrer obersten Lei­
tungsebene und ihres Bewertungspersonals wird garantiert. Sie dürfen 
keine Tätigkeit ausüben, die ihre Unabhängigkeit bei der Beurteilung 
oder ihre Integrität im Zusammenhang mit den Tätigkeitskategorien, für 
die sie benannt werden, beeinträchtigen kann. 

(8) Technische Dienste schließen eine Haftpflichtversicherung für 
ihre Tätigkeiten ab, sofern die Haftpflicht nicht aufgrund der nationalen 
Rechtsvorschriften vom Mitgliedstaat übernommen wird oder der Mit­
gliedstaat selbst unmittelbar für die Konformitätsbewertung verantwort­
lich ist. 

(9) Informationen, welche die Mitarbeiter eines Technischen Dienstes 
bei der Durchführung ihrer Aufgaben gemäß dieser Verordnung oder 
einer nationalen Durchführungsvorschrift dazu erhalten, fallen unter die 
berufliche Schweigepflicht außer gegenüber der benennenden Genehmi­
gungsbehörde oder im Fall anderslautender Bestimmungen der Rechts­
vorschriften der Union oder des Mitgliedstaats. Eigentumsrechte müssen 
geschützt werden. 

Artikel 58 

Zweigunternehmen von Technischen Diensten und Vergabe von 
Unteraufträgen 

(1) Ein Technischer Dienst darf nur mit Zustimmung der benennen­
den Genehmigungsbehörde einige seiner Tätigkeiten, für die er gemäß 
Artikel 59 Absatz 1 benannt wurde, an einen Unterauftragnehmer ver­
geben oder von einem Zweigunternehmen durchführen lassen. 
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(2) Vergibt ein Technischer Dienst bestimmte Aufgaben im Zusam­
menhang mit den Tätigkeitskategorien, für die er benannt wurde, an 
Unterauftragnehmer oder überträgt er diese einem Zweigunternehmen, 
so stellt er sicher, dass der Unterauftragnehmer oder das Zweigunter­
nehmen die Anforderungen nach Artikel 57 erfüllt, und unterrichtet die 
benennende Genehmigungsbehörde entsprechend. 

(3) Der Technische Dienst trägt die volle Verantwortung für die 
Arbeiten, die von seinen Unterauftragnehmern oder Zweigunternehmen 
ausgeführt werden, unabhängig davon, wo diese niedergelassen sind. 

(4) Der Technische Dienst hält die einschlägigen Unterlagen über die 
Bewertung der Qualifikation des Unterauftragnehmers oder des Zweig­
unternehmens und die von ihm/ihr ausgeführten Aufgaben für die be­
nennende Genehmigungsbehörde bereit. 

Artikel 59 

Benennung von Technischen Diensten 

(1) Technische Dienste werden entsprechend ihrem Zuständigkeits­
bereich für eine oder mehrere der folgenden Tätigkeitskategorien be­
nannt: 

a) Kategorie A: Technische Dienste, die die Prüfungen, die in dieser 
Verordnung und in den in Anhang I aufgeführten Rechtsakten ge­
nannt sind, in eigenen Einrichtungen durchführen; 

b) Kategorie B: Technische Dienste, die die Prüfungen, die in dieser 
Verordnung und in den in Anhang I aufgeführten Rechtsakten ge­
nannt sind, beaufsichtigen, soweit diese Prüfungen in Einrichtungen 
des Herstellers oder eines Dritten durchgeführt werden; 

c) Kategorie C: Technische Dienste, die die Verfahren des Herstellers 
zur Kontrolle der Übereinstimmung der Produktion bewerten und 
regelmäßig überwachen; 

d) Kategorie D: Technische Dienste, die Prüfungen oder Kontrollen zur 
Überwachung der Übereinstimmung der Produktion beaufsichtigen 
oder durchführen. 

(2) Eine Genehmigungsbehörde darf für eine oder mehrere der in 
Absatz 1 genannten Tätigkeiten als Technischer Dienst benannt werden. 

(3) Technische Dienste eines Drittlandes, bei denen es sich nicht um 
nach Artikel 60 benannte Dienste handelt, dürfen nur im Einklang mit 
Artikel 63 notifiziert werden, wenn die Anerkennung technischer 
Dienste durch ein bilaterales Abkommen zwischen der Union und 
dem betreffenden Drittland geregelt ist. Dies hindert einen nach dem 
nationalen Recht eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 57 Absatz 2 ge­
gründeten Technischen Dienst nicht daran, Zweigunternehmen in Dritt­
ländern einzurichten, sofern diese Zweigunternehmen direkt vom be­
nannten Technischen Dienst verwaltet und überwacht werden. 
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Artikel 60 

Akkreditierte interne Technische Dienste des Herstellers 

(1) Ein akkreditierter interner Technischer Dienst eines Herstellers 
darf hinsichtlich der technischen Anforderungen, für die die Selbstprü­
fung gemäß einem gemäß dieser Verordnung erlassenen delegierten 
Rechtsakt zulässig ist, lediglich als Technischer Dienst für Tätigkeiten 
der Kategorie A benannt werden. Dieser Technische Dienst stellt einen 
eigenen und gesonderten Teil des Unternehmens dar und darf nicht an 
Entwurf, Herstellung, Lieferung oder Wartung der von ihm bewerteten 
Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder selbstständigen technischen Einhei­
ten beteiligt sein. 

(2) Ein akkreditierter interner Technischer Dienst erfüllt folgende 
Anforderungen: 

a) Zusätzlich zu seiner Benennung durch die Genehmigungsbehörde 
eines Mitgliedstaats wird er von einer nationalen Akkreditierungs­
stelle im Sinne des Artikels 2 Nummer 11 der Verordnung (EG) Nr. 
765/2008 in Übereinstimmung mit den in Artikel 61 dieser Verord­
nung genannten Normen und im Einklang mit dem dort genannten 
Verfahren akkreditiert; 

b) der akkreditierte interne Technische Dienst und seine Mitarbeiter 
sind organisatorisch abgrenzbar und verfügen innerhalb des Unter­
nehmens, dem sie angehören, über Berichtverfahren, die ihre Unpar­
teilichkeit gewährleisten, und weisen dies gegenüber der nationalen 
Akkreditierungsstelle nach; 

c) weder der akkreditierte interne Technische Dienst noch seine Mit­
arbeiter dürfen eine Tätigkeit ausüben, die ihre Unabhängigkeit bei 
der Beurteilung oder ihre Integrität im Zusammenhang mit den Tä­
tigkeitskategorien, für die sie benannt wurden, beeinträchtigen könn­
te; 

d) der akkreditierte interne Technische Dienst erbringt seine Leistungen 
ausschließlich für das Unternehmen, dem er angehört. 

(3) Ein akkreditierter interner Technischer Dienst muss für die Zwe­
cke des Artikels 63 der Kommission nicht notifiziert werden; allerdings 
werden der benennenden Genehmigungsbehörde auf deren Verlangen 
von dem Unternehmen, zu dem er gehört, oder von der nationalen 
Akkreditierungsstelle Informationen über die Akkreditierung übermittelt. 

Artikel 61 

Verfahren für Leistungsnormen und die Bewertung Technischer 
Dienste 

Um sicherzustellen, dass die Technischen Dienste in allen Mitgliedstaa­
ten dasselbe hohe Leistungsniveau aufweisen, wird der Kommission die 
Befugnis übertragen, gemäß Artikel 71 delegierte Rechtsakte in Bezug 
auf die Normen, die die Technischen Dienste einzuhalten haben, sowie 
das Verfahren zur Bewertung von Technischen Diensten nach Artikel 62 
und zu ihrer Akkreditierung nach Artikel 60 zu erlassen. 
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Artikel 62 

Bewertung der Fähigkeiten Technischer Dienste 

(1) Die benennende Genehmigungsbehörde erstellt einen Bewer­
tungsbericht als Nachweis der Bewertung des geprüften Technischen 
Dienstes im Hinblick auf die Einhaltung der Anforderungen dieser Ver­
ordnung und der gemäß dieser Verordnung erlassenen delegierten 
Rechtsakte. Dieser Bericht kann eine von einer Akkreditierungsstelle 
erstellte Akkreditierungsbescheinigung beinhalten. 

(2) Die Bewertung, auf die sich der in Absatz 1 genannte Bericht 
stützt, wird gemäß den Bestimmungen durchgeführt, die in einem ge­
mäß Artikel 61 erlassenen delegierten Rechtsakt festgelegt werden. Der 
Bewertungsbericht wird mindestens alle drei Jahre überprüft. 

(3) Der Bewertungsbericht wird der Kommission auf Anforderung 
übermittelt. Basiert die Bewertung nicht auf einer Akkreditierungs­
bescheinigung, die von einer nationalen Akkreditierungsstelle ausgestellt 
wurde und in der diese bescheinigt, dass der Technische Dienst die 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllt, so legt die benennende Ge­
nehmigungsbehörde der Kommission die Unterlagen vor, die die Kom­
petenz des Technischen Dienstes belegen, sowie die Vereinbarungen, 
die getroffen wurden, um sicherzustellen, dass der Technische Dienst 
regelmäßig von der benennenden Genehmigungsbehörde überwacht 
wird und den Anforderungen dieser Verordnung und der gemäß dieser 
Verordnung erlassenen delegierten Rechtsakte genügt. 

(4) Die Genehmigungsbehörde, die gemäß Artikel 59 Absatz 2 als 
Technischer Dienst benannt werden will, weist die Einhaltung der Vor­
schriften anhand einer Bewertung nach, die von Bewertern durchgeführt 
wird, die in keinerlei Verbindung mit der bewerteten Tätigkeit stehen. 
Diese Bewerter können derselben Organisation angehören, sofern sie in 
verwaltungstechnischer Hinsicht von dem Personal, das die bewertete 
Tätigkeit durchführt, getrennt sind. 

(5) Ein akkreditierter interner Technischer Dienst hat die einschlägi­
gen Bestimmungen dieses Artikels einzuhalten. 

Artikel 63 

Notifizierungsverfahren 

(1) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission den Namen, die 
Anschrift einschließlich der E-Mail-Adresse, die Namen der zuständigen 
Personen und die Tätigkeitskategorie(n) eines jeden Technischen Diens­
tes, den sie benannt haben, sowie alle anschließenden Änderungen die­
ser Benennungen. Bei der Notifizierung ist anzugeben, für welche in 
Anhang I aufgeführten Gegenstände die Technischen Dienste benannt 
wurden. 

(2) Ein Technischer Dienst darf die Tätigkeiten gemäß Artikel 59 
Absatz 1 für die benennende Genehmigungsbehörde, die für die Typ­
genehmigung zuständig ist, nur dann durchführen, wenn er der Kom­
mission zuvor gemäß Absatz 1 dieses Artikels notifiziert wurde. 
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(3) Ein und derselbe Technische Dienst kann ungeachtet der Katego­
rie(n) der Tätigkeiten, die er nach Artikel 59 Absatz 1 durchführen wird, 
von mehreren benennenden Genehmigungsbehörden benannt und von 
den Mitgliedstaaten dieser benennenden Genehmigungsbehörden notifi­
ziert werden. 

(4) Der Kommission werden alle späteren einschlägigen Änderungen 
der Benennung notifiziert. 

(5) Ist es in Anwendung eines in Anhang I aufgeführten Rechtsakts 
erforderlich, eine bestimmte Organisation oder zuständige Stelle, deren 
Tätigkeit nicht in Artikel 59 Absatz 1 erfasst ist, aufgrund des betref­
fenden Rechtsakts zu benennen, so erfolgt die Notifizierung gemäß 
diesem Artikel. 

(6) Die Kommission veröffentlicht die Liste der nach diesem Artikel 
notifizierten Technischen Dienste mit den dazugehörigen Angaben auf 
ihrer Internetseite. 

Artikel 64 

Änderungen der Benennungen 

(1) Falls eine benennende Genehmigungsbehörde feststellt oder da­
von unterrichtet wird, dass ein Technischer Dienst die in dieser Ver­
ordnung genannten Anforderungen nicht mehr erfüllt oder dass er sei­
nen Verpflichtungen nicht nachkommt, schränkt sie die Benennung ge­
gebenenfalls ein, setzt sie aus oder widerruft sie, wobei sie das Ausmaß 
berücksichtigt, in dem diesen Anforderungen nicht genügt oder diesen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen wurde. Der Mitgliedstaat, der 
diesen Technischen Dienst notifiziert hat, unterrichtet die Kommission 
unverzüglich davon. Die Kommission ändert die in Artikel 63 Absatz 6 
genannten veröffentlichten Informationen entsprechend ab. 

(2) Wird die Benennung eingeschränkt, ausgesetzt oder widerrufen 
oder stellt der Technische Dienst seine Tätigkeit ein, so trifft die be­
nennende Genehmigungsbehörde die geeigneten Maßnahmen, um zu 
gewährleisten, dass die Akten dieses Technischen Dienstes von einem 
anderen Technischen Dienst weiterbearbeitet bzw. für die benennende 
Genehmigungsbehörde oder für die Marktüberwachungsbehörden auf 
deren Verlangen bereitgehalten werden. 

Artikel 65 

Anfechtung der Kompetenz von Technischen Diensten 

(1) Die Kommission untersucht alle Fälle, in denen sie die Kom­
petenz eines Technischen Dienstes oder die dauerhafte Erfüllung der 
entsprechenden Anforderungen und Pflichten durch einen Technischen 
Dienst anzweifelt oder ihr Zweifel daran zur Kenntnis gebracht werden. 

(2) Der Mitgliedstaat der benennenden Genehmigungsbehörde erteilt 
der Kommission auf Ersuchen sämtliche Auskünfte über die Grundlage 
für die Benennung oder die Aufrechterhaltung der Benennung des 
betreffenden Technischen Dienstes. 
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(3) Die Kommission stellt sicher, dass alle im Verlauf ihrer Unter­
suchungen erlangten sensiblen Informationen vertraulich behandelt wer­
den. 

(4) Stellt die Kommission fest, dass ein Technischer Dienst die An­
forderungen für seine Benennung nicht oder nicht mehr erfüllt, setzt sie 
den Mitgliedstaat der benennenden Genehmigungsbehörde davon in 
Kenntnis, um in Zusammenarbeit mit diesem Mitgliedstaat die erforder­
lichen Korrekturmaßnahmen festzulegen, und fordert diesen Mitglied­
staat auf, diese Korrekturmaßnahmen zu treffen, erforderlichenfalls ein­
schließlich des Widerrufs der Benennung. 

Artikel 66 

Verpflichtungen der Technischen Dienste in Bezug auf ihre 
Tätigkeit 

(1) Ein Technischer Dienst führt die Tätigkeitskategorien, für die er 
benannt wurde, für die benennende Genehmigungsbehörde im Einklang 
mit den Bewertungs- und Prüfverfahren gemäß dieser Verordnung und 
den in Anhang I aufgeführten Rechtsakten durch. 

Ein Technischer Dienst führt die Genehmigungsprüfungen oder Kon­
trollen, die in dieser Verordnung oder einem der in Anhang I aufgeführ­
ten Rechtsakte festgelegt sind, selbst durch oder beaufsichtigt diese, es 
sei denn, dass alternative Verfahren zugelassen sind. Ein Technischer 
Dienst darf nur die Prüfungen, Bewertungen oder Kontrollen durchfüh­
ren, für die er von seiner Genehmigungsbehörde ordnungsgemäß be­
nannt wurde. 

(2) Ein Technischer Dienst muss stets 

a) seiner benennenden Genehmigungsbehörde gestatten, den Tech­
nischen Dienst gegebenenfalls bei der Konformitätsbewertung zu 
beaufsichtigen, und 

b) seiner benennenden Genehmigungsbehörde unbeschadet des Artikels 
57 Absatz 9 und des Artikels 67 auf Anforderung Informationen 
über seine unter den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen­
den Tätigkeitskategorien bereitstellen. 

(3) Stellt ein Technischer Dienst fest, dass ein Hersteller die Anfor­
derungen dieser Verordnung nicht erfüllt hat, so teilt er dies der benen­
nenden Genehmigungsbehörde mit, damit diese vom Hersteller verlangt, 
angemessene Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, und erst dann einen 
Typgenehmigungsbogen ausstellt, wenn die angemessenen Korrektur­
maßnahmen zur Zufriedenheit der Genehmigungsbehörde getroffen wur­
den. 

(4) Wurde bereits ein Typgenehmigungsbogen ausgestellt und stellt 
ein für eine benennende Genehmigungsbehörde tätiger Technischer 
Dienst im Rahmen der Überwachung der Übereinstimmung der Produk­
tion fest, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine selbstständige 
technische Einheit die Anforderungen dieser Verordnung nicht mehr 
erfüllt, so teilt er dies der benennenden Genehmigungsbehörde mit. 
Die Genehmigungsbehörde ergreift die in Artikel 28 vorgesehenen ge­
eigneten Maßnahmen. 
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Artikel 67 

Informationspflichten der Technischen Dienste 

(1) Die Technischen Dienste melden ihrer benennenden Genehmi­
gungsbehörde: 

a) jede festgestellte Nichtübereinstimmung, die eine Verweigerung, Ein­
schränkung, Aussetzung oder Rücknahme eines Typgenehmigungs­
bogens erfordern kann, 

b) alle Umstände, die Folgen für den Geltungsbereich und die Bedin­
gungen ihrer Benennung haben, 

c) jedes Auskunftsersuchen über ihre Tätigkeiten, das sie von einer 
Marktüberwachungsbehörde erhalten haben. 

(2) Auf Verlangen ihrer benennenden Genehmigungsbehörde legen 
die Technischen Dienste Informationen über die Tätigkeiten im Rahmen 
ihrer Benennung und alle ihre anderen Tätigkeiten vor, einschließlich 
grenzüberschreitender Tätigkeiten und Vergabe von Unteraufträgen. 

KAPITEL XVII 

DURCHFÜHRUNGSRECHTSAKTE UND DELEGIERTE RECHTSAKTE 

Artikel 68 

Durchführungsrechtsakte 

Damit die Ziele dieser Verordnung erreicht werden, und zur Festlegung 
einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung er­
lässt die Kommission nach dem in Artikel 69 Absatz 2 genannten Prüf­
verfahren Durchführungsrechtsakte zur Festlegung folgender Durchfüh­
rungsmaßnahmen: 

a) die Muster für den Beschreibungsbogen und die Beschreibungs­
mappe gemäß Artikel 22, 

b) das Nummerierungssystem für die EU-Typgenehmigungsbögen ge­
mäß Artikel 24 Absatz 4, 

c) das Muster für den EU-Typgenehmigungsbogen gemäß Artikel 25 
Absatz 2, 

d) das Muster für die Anlage des EU-Typgenehmigungsbogens mit den 
Prüfergebnissen gemäß Artikel 25 Absatz 3, 

e) das Muster für die Aufstellung der geltenden Anforderungen oder 
Rechtsakte gemäß Artikel 25 Absatz 6, 

f) die allgemeinen Anforderungen an die Form des Prüfberichts gemäß 
Artikel 27 Absatz 1, 

g) das Muster für die Übereinstimmungsbescheinigung gemäß Arti­
kel 33 Absatz 2, 

h) das Muster für das EU-Typgenehmigungszeichen gemäß Artikel 34, 
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i) die Autorisierungen einer Ausnahme von den EU-Typgenehmigun­
gen für neue Techniken oder neue Konzepte gemäß Artikel 35 Ab­
satz 3, 

j) die Muster für den Typgenehmigungsbogen und die Übereinstim­
mungsbescheinigung hinsichtlich neuer Techniken oder neuer Kon­
zepte gemäß Artikel 35 Absatz 4, 

k) die Autorisierungen für Mitgliedstaaten in Bezug auf die Verlänge­
rung der Typgenehmigung gemäß Artikel 36 Absatz 2, 

l) die Liste der Teile und Ausrüstungen gemäß Artikel 45 Absatz 2, 

m) das Muster und das Nummerierungssystem für die Bescheinigung 
gemäß Artikel 46 Absatz 3 sowie alle Aspekte des Verfahrens zur 
Erteilung der Autorisierung nach jenem Artikel, 

n) das Muster für die Bescheinigung, mit der gegenüber der Genehmi­
gungsbehörde die Einhaltung dieser Verordnung nachgewiesen wird, 
gemäß Artikel 53 Absatz 8. 

Artikel 69 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von dem „Technischen Ausschuss — 
Landwirtschaftliche Fahrzeuge“ (TC-AV) unterstützt. Dieser Ausschuss 
ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, so erlässt die Kommission 
den Durchführungsrechtsakt nicht und Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 
der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet Anwendung. 

Artikel 70 

Änderung der Anhänge 

Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieser Verordnung bezüglich 
der Änderung ihrer Anhänge wird der Kommission auch die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 71 in Bezug auf die Änderung von Anhang I 
dieser Verordnung delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Angaben zu 
Rechtsakten aufzunehmen und Berichtigungen zu berücksichtigen. 

Artikel 71 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

▼M5 
(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 17 
Absatz 5, Artikel 18 Absatz 4, Artikel 19 Absatz 6, Artikel 20 Absatz 8, 
Artikel 27 Absatz 6, Artikel 28 Absatz 6, Artikel 45 Absatz 4, Arti­
kel 49 Absatz 3, Artikel 53 Absatz 12, Artikel 61 und Artikel 70 wird 
der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 22. März 
2013 übertragen. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschwei­
gend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Par­
lament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätes­
tens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. Die Kommission 
erstellt spätestens am 22. Juni 2022 und neun Monate vor Ablauf jedes 
weiteren Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnis­
übertragung. 
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(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 17 Absatz 5, Artikel 18 
Absatz 4, Artikel 19 Absatz 6, Artikel 20 Absatz 8, Artikel 27 Absatz 6, 
Artikel 28 Absatz 6, Artikel 45 Absatz 4, Artikel 49 Absatz 3, Artikel 53 
Absatz 12, Artikel 61 und Artikel 70 kann vom Europäischen Parlament 
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den 
Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen 
Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den Widerruf 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegier­
ten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über 
den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 17 Absatz 5, Arti­
kel 18 Absatz 4, Artikel 19 Absatz 6, Artikel 20 Absatz 8, Artikel 27 
Absatz 6, Artikel 28 Absatz 6, Artikel 45 Absatz 4, Artikel 49 Absatz 3, 
Artikel 53 Absatz 12, Artikel 61 und Artikel 70 erlassen wurde, tritt nur 
in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb 
einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an 
das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben, oder 
wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erhe­
ben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 
wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

KAPITEL XVIII 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 72 

Sanktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen für Verstöße von Wirtschaftsakteuren 
gegen diese Verordnung und die gemäß dieser Verordnung erlassenen 
delegierten Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte Sanktionen vor. 
Sie ergreifen alle notwendigen Maßnahmen, um die Durchführung die­
ser Sanktionen sicherzustellen. Die Sanktionen müssen wirksam, ver­
hältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission diese Vorschriften bis zum 23. März 2015 mit und melden 
ihr unverzüglich spätere Änderungen. 

(2) Zu den Verstößen, die Sanktionen nach sich ziehen, gehören 

a) die Abgabe falscher Erklärungen während der Genehmigungsverfah­
ren oder der Verfahren, die zu einem Rückruf führen; 

b) die Fälschung von Prüfergebnissen für die Typgenehmigung oder die 
Übereinstimmung in Betrieb befindlicher Fahrzeuge; 

c) die Vorenthaltung von Daten oder technischen Spezifikationen, die 
zu einem Rückruf, einer Verweigerung oder einem Entzug der Typ­
genehmigung führen könnten; 

d) die Verwendung von Abschalteinrichtungen; 

e) die Weigerung, Informationen zugänglich zu machen; 
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f) die Bereitstellung auf dem Markt von genehmigungspflichtigen Fahr­
zeugen, Systemen, Bauteilen oder selbstständigen technischen Ein­
heiten ohne Genehmigung oder Fälschung von Dokumenten oder 
Kennzeichnungen in dieser Absicht durch Wirtschaftsakteure. 

Artikel 73 

Übergangsbestimmungen 

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieser Verordnung 
wird durch diese Verordnung keine EU-Typgenehmigung ungültig, die 
vor dem 1. Januar 2016 für Fahrzeuge oder für Systeme, Bauteile oder 
selbstständige technische Einheiten erteilt wurde. 

(2) Die Genehmigungsbehörden genehmigen weiterhin Erweiterun­
gen von Genehmigungen für die Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder 
selbstständigen technischen Einheiten nach Absatz 1 gemäß den Bestim­
mungen der Richtlinie 2003/37/EG und der in Artikel 76 Absatz 1 
aufgeführten Richtlinien. Diese Genehmigungen dürfen jedoch nicht 
dazu verwendet werden, eine Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung gemäß 
dieser Verordnung zu erhalten. 

(3) Abweichend von dieser Verordnung können bis zum 31. Dezem­
ber 2017 neue Systeme, Bauteile, selbstständige technische Einheiten 
oder Fahrzeuge der Typen, die die Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung 
gemäß der Richtlinie 2003/37/EG erhalten haben, weiterhin zugelassen, 
in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen werden. Neue Fahr­
zeuge der Typen, die nicht der Typgenehmigung nach der Richtlinie 
2003/37/EG unterlagen, können bis zu diesem Zeitpunkt ebenfalls nach 
dem Recht des Mitgliedstaats, in dem sie in Betrieb genommen oder 
zugelassen werden, weiterhin zugelassen oder in Betrieb genommen 
werden. 

Die nationalen Behörden dürfen in diesem Fall die Zulassung, das In­
verkehrbringen oder die Inbetriebnahme von Fahrzeugen, die dem ge­
nehmigten Typ entsprechen, nicht untersagen, einschränken oder behin­
dern. 

Artikel 74 

Bericht 

(1) Bis zum 31. Dezember 2019 unterrichten die Mitgliedstaaten die 
Kommission über die Anwendung der in dieser Verordnung vorgesehe­
nen Typgenehmigungsverfahren. 

(2) Auf der Grundlage der nach Absatz 1 übermittelten Informatio­
nen legt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat bis 
zum 31. Dezember 2020 einen Bericht über die Anwendung dieser 
Verordnung vor. 

Artikel 75 

Überprüfung 

(1) Bis zum 31. Dezember 2022 legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über die in Absatz 3 genannten 
Aspekte vor. 

(2) Der Bericht beruht auf einer Konsultation der maßgeblichen In­
teressenträger und berücksichtigt die bestehenden einschlägigen europäi­
schen und internationalen Normen. 
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(3) Bis zum 31. Dezember 2021 berichten die Mitgliedstaaten der 
Kommission über Folgendes: 

a) die Zahl der Einzelgenehmigungen für unter diese Verordnung fal­
lende Fahrzeuge, die die nationalen Behörden des betreffenden Mit­
gliedstaats vor deren Erstzulassung seit dem 1. Januar 2016 jährlich 
erteilt haben; 

b) die nationalen Kriterien, auf die sich diese Genehmigungen stützten, 
sofern diese Kriterien von den verbindlichen Anforderungen für eine 
EU-Typgenehmigung abweichen. 

(4) Dem Bericht werden gegebenenfalls Gesetzgebungsvorschläge 
beigefügt; zudem wird in dem Bericht geprüft, ob Einzelgenehmigungen 
auf der Grundlage harmonisierter Anforderungen in diese Verordnung 
aufgenommen werden sollten. 

Artikel 76 

Aufhebung 

▼M5 
(1) Unbeschadet des Artikels 73 Absatz 2 dieser Verordnung werden 
die Richtlinien 76/432/EWG, 76/763/EWG, 77/537/EWG, 78/764/EWG, 
80/720/EWG, 86/297/EWG, 86/298/EWG, 86/415/EWG, 87/402/EWG, 
2000/25/EG, 2003/37/EG, 2008/2/EG, 2009/57/EG, 2009/58/EG, 
2009/59/EG, 2009/60/EG, 2009/61/EG, 2009/63/EG, 2009/64/EG, 
2009/66/EG, 2009/68/EG, 2009/75/EG, 2009/76/EG und 2009/144/EG 
mit Wirkung vom 1. Januar 2016 aufgehoben. 

▼B 
(2) Bezugnahmen auf die aufgehobenen Richtlinien gelten als Bezug­
nahmen auf diese Verordnung und sind in Bezug auf die Richtlinie 
2003/37/EG nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang III zu 
lesen. 

Artikel 77 

Änderung der Richtlinie 2006/42/EG 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe e erster Gedankenstrich der Richtlinie 
2006/42/EG erhält folgende Fassung: 

„— land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, mit Ausnahme der 
auf diesen Fahrzeugen angebrachten Maschinen,“. 

Artikel 78 

Inkrafttreten und Anwendung 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2) Sie gilt ab dem 1. Januar 2016. 

Ab dem 22. März 2013 dürfen nationale Behörden weder die Erteilung 
einer EU-Typgenehmigung oder einer nationalen Typgenehmigung für 
einen neuen Fahrzeugtyp verweigern noch die Zulassung, das Inverkehr­
bringen oder die Inbetriebnahme eines neuen Fahrzeugs untersagen, 
wenn ein Hersteller dies beantragt, sofern das betreffende Fahrzeug 
dieser Verordnung und den gemäß dieser Verordnung erlassenen dele­
gierten Rechtsakten und Durchführungsakten entspricht. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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ANHANG I 

AUFSTELLUNG DER FÜR DIE TYPGENEHMIGUNG VON FAHRZEUGEN GELTENDEN ANFORDERUNGEN 

Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

1 17(2)(a) Festigkeit der 
Fahrzeugstruk­
tur 

RVFSR X X X X X X X X X X X X I I X X X X 

2 17(2)(b) Bauartbedingte 
Höchst­
geschwindig­
keit, Geschwin­
digkeitsregler 
und -begren­
zungseinrichtun­
gen 

RVFSR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

3 17(2)(b) Bremsanlage 
und Anhänger­
bremsverbin­
dung 

RVBR X X X X X X X X X X X X X X X X X X 

4 17(2)(b) Lenkanlagen für 
schnelle Zug­
maschinen 

RVFSR (auf 
Grundlage von ECE 
79 Rev. [neue 
Nummer]) 

Y n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. I n.z. n.z. n.z. n.z. 

5 17(2)(b) Lenkanlagen RVFSR Y X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. I n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. 

6 17(2)(b) Geschwindig­
keitsmesser 

►M3 RVFSR ◄ X X X X X X X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

7 17(2)(c) Sichtfeld und 
Scheibenwi­
scher 

RVFSR (auf 
Grundlage von ECE 
71 Rev. 1) 

Y X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

8 17(2)(c) Verglasung RVFSR (auf 
Grundlage von ECE 
43 Rev. 2 Änd. 3 
Erg. 11) 

X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

9 17(2)(c) Rückspiegel RVFSR Y X X X X ►M3 X ◄ X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

10 17(2)(c) Fahrerinformati­
onssysteme 

RVFSR Y X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

11 17(2)(d) Beleuchtungs- 
und Lichtsignal­
einrichtungen 
und deren 
Lichtquellen 

RVFSR (auf 
Grundlage von 
ECE 3 Rev. 3 Änd. 
Erg. 11; ECE 4 Rev. 4 
Erg. 14; 
ECE 5 Erg. 7 zur 
Änderungsserie 02; 
ECE 6 Rev. 4 Erg. 17; 
ECE 7 Rev. 4 Erg. 15; 
ECE 19 Rev. 5 Erg. 1; 
ECE 23 Rev. 2 
Erg. 15; 
ECE 31 Erg. 7 zur 
Änderungsserie 02; 
ECE 37 Erg. 36 zur 
Änderungsserie 03; 
ECE 38 Rev. 2 Erg. 
14; ECE 98 Rev. 1 
Erg. 11; 

Y X X X X X X X X X X X X X X X X X X 
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

ECE 99 Erg. 6 zur 
ursprünglichen 
Fassung der 
Regelung; 
ECE 112 
Änderungsserie 01; 
ECE 113 Erg. 9 zur 
ursprünglichen 
Fassung der 
Regelung) 

12 17(2)(d) Anbau der Be­
leuchtungsein­
richtungen 

RVFSR (auf 
Grundlage von ECE 
86 Änd. [neue 
Nummer]) 

X X X X X X X X X X X X I I X X X X 

13 17(2)(e) Insassenschutz­
systeme ein­
schließlich In­
nenausstattung, 
Kopfstützen, Si­
cherheitsgurten 
und Fahrzeug­
türen 

RVFSR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

14 17(2)(f) Fahrzeugaußen­
seite und Zu­
behörteile 

RVFSR X X X X X X X X X X X X X X X X X X 

15 17(2)(g) Elektromagneti­
sche Verträg­
lichkeit 

RVFSR Y X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

16 17(2)(h) Einrichtung für 
Schallzeichen 

RVFSR Y X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

17 17(2)(i) Heizungsanla­
gen 

RVFSR Y X X X X X ►M3 X ◄ X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

18 17(2)(j) Sicherungen ge­
gen unbefugte 
Benutzung 

RVFSR Y (nur 
für die 
Klas­
sen T 
und 
C) 

X X X X X X X X X X X X I I Z Z X X 

19 17(2)(k) Amtliche Kenn­
zeichen 

RVFSR X X X X X X X X X X X X I I X X X X 

20 17(2)(k) Gesetzlich vor­
geschriebene 
Schilder und 
Kennzeichnun­
gen 

RVFSR X X X X X X X X X X X X I I X X X X 

21 17(2)(l) Abmessungen 
und Anhänge­
last 

RVFSR X X X X X X X X X X X X I I X X X X 

22 17(2)(l) Gesamtmasse in 
beladenem Zu­
stand 

RVFSR X X X X X X X X X X X X X X X X X X 

23 17(2)(l) Belastungs­
gewichte 

RVFSR X X X X ►M3 X ◄ ►M3 X ◄ X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

24 17(2)(m) Sicherheit der 
elektrischen 
Systeme 

RVFSR X X X X X X X X X X X X X X X X X X 

25 17(2)(a), 
17(2)(m), 
18(2)(l) 

Kraftstofftank RVFSR X X X X X X X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

26 17(2)(n) Hinterer Unter­
fahrschutz 

RVFSR n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. X X n.z. n.z. 
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

27 17(2)(o) Seitliche 
Schutzvorrich­
tungen 

RVFSR n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. X n.z. n.z. 

28 17(2)(p) Ladepritschen RVFSR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

29 17(2)(q) Abschleppein­
richtungen 

RVFSR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

30 17(2)(r) Reifen RVFSR (auf 
Grundlage von ECE 
106 Änd. 5 Erg. 6) 

X X X X X X X X X X X X ►M3 X ◄ ►M3 X ◄ X X X X 

31 17(2)(s) Spritzschutzsys­
teme 

RVFSR Y n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. X n.z. n.z. n.z. X n.z. n.z. 

32 17(2)(t) Rückwärtsgang RVFSR X X X X X X X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

33 17(2)(u) Gleisketten RVFSR n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

34 17(2)(v) Mechanische 
Verbindungsein­
richtungen 

RVFSR X X X X X ►M3 X ◄ X X X X X X I I X X X X 

35 18(2)(a) ROPS RVCR (alternativer 
Prüfbericht zu jenem 
im 
Anwendungsbereich 
von OECD-Kodex 3, 
in der aktuellen 
Fassung) 

X X n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. 

36 18(2)(a) ROPS (Zug­
maschinen auf 
Gleisketten) 

RVCR (alternativer 
Prüfbericht zu jenem 
im 
Anwendungsbereich 
von OECD-Kodex 8, 
in der aktuellen 
Fassung) 

n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. X X n.z. n.z. n.z. n.z. 
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

37 18(2)(a) ROPS (Stati­
sche Prüfungen) 

RVCR (alternativer 
Prüfbericht zu jenem 
im 
Anwendungsbereich 
von OECD-Kodex 4, 
in der aktuellen 
Fassung) 

X X n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. n.z. X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

38 18(2)(a) ROPS, vorn an­
gebracht 
(Schmalspur­
zugmaschinen) 

RVCR (alternativer 
Prüfbericht zu jenem 
im 
Anwendungsbereich 
von OECD-Kodex 6, 
in der aktuellen 
Fassung) 

n.z. n.z. X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. X X ►M4 X ◄ ►M4 X ◄ n.z. n.z. n.z. n.z. 

39 18(2)(a) ROPS, hinten 
angebracht 
(Schmalspur­
zugmaschinen) 

RVCR (alternativer 
Prüfbericht zu jenem 
im 
Anwendungsbereich 
von OECD-Kodex 7, 
in der aktuellen 
Fassung) 

n.z. n.z. X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. X X ►M1 X ◄ ►M1 X ◄ n.z. n.z. n.z. n.z. 

40 18(2)(b) FOPS, Schutz­
aufbau gegen 
herabfallende 
Gegenstände 

RVCR (alternativer 
Prüfbericht zu jenem 
im 
Anwendungsbereich 
von OECD-Kodex 
10, in der aktuellen 
Fassung) 

X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

41 18(2)(c) Beifahrersitze RVCR X X ►M1 X ◄ ►M1 X ◄ X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

42 18(2)(d) Exposition des 
Fahrers gegen­
über dem Ge­
räuschpegel 

RVCR X X X X X X X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

43 18(2)(e) Fahrersitz und 
-position 

RVCR X X X X X X X X X X X X ►M1 X ◄ ►M1 X ◄ n.z. n.z. n.z. n.z. 

44 18(2)(f) Betätigungs­
raum und Zu­
gang zum Fah­
rerplatz 

RVCR X X X X X X X X X X X X ►M1 X ◄ ►M1 X ◄ n.z. n.z. n.z. n.z. 

45 18(2)(g) Zapfwellen RVCR X X X X X X X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

46 18(2)(h) Schutz von An­
triebselementen 

RVCR X X X X X X X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

47 18(2)(i) Verankerung 
der Sicherheits­
gurte 

RVCR (alternativer 
Prüfbericht zu jenem 
im 
Anwendungsbereich 
von OECD-Kodizes 
3, 4, 6, 7, 8, in der 
aktuellen Fassung) 

X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

48 18(2)(j) Sicherheitsgurte RVCR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

49 18(2)(k) OPS, Schutz 
gegen das Ein­
dringen von 
Gegenständen 

RVCR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

50 18(2)(l) Auspuffanlage RVCR X X X X X X X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 

51 18(2)(l), 
18(2)(n), 
18(2)(q), 
18(4) 

Betriebsanlei­
tung 

RVCR X X X X X X X X X X X X X X X X X X 

▼B
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

52 18(2)(o) Bedienungsele­
mente ein­
schließlich ins­
besondere Not­
stoppvorrichtun­
gen und selbst­
tätiger Abstell­
vorrichtungen 

RVCR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

53 18(2)(p) Schutz vor an­
deren als den in 
Artikel 18(2)(a), 
(b), (g) und (k) 
genannten me­
chanischen Ge­
fahren, ein­
schließlich des 
Schutzes vor 
Reißen von mit 
Flüssigkeit ge­
füllten Leitun­
gen und unkon­
trollierter Bewe­
gung des Fahr­
zeugs 

RVCR X X X X X X X X X X X X I I Z Z X X 

54 18(2)(r), 
18(2)(p) 

Trennende und 
nichttrennende 
Schutzeinrich­
tungen 

RVCR X X X X X X X X X X X X I I Z Z X X 

55 18(2)(l), 
18(2)(s), 
18(2)(q), 
18(4) 

Hinweise, War­
nungen und 
Kennzeichnun­
gen 

RVCR X X X X X X X X X X X X I I Z Z X X 

▼B
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

56 18(2)(t) Materialien und 
Produkte 

RVCR Y X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

57 18(2)(u) Batterien RVCR Y X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

58 18(4) Notausstieg RVCR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. 

59 18(2)(l), 
18(4) 

Kabinenbelüf­
tungs- und -fil­
tersystem 

RVCR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

60 18(4) Brenngeschwin­
digkeit des Ka­
binenmaterials 

RVCR X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

61 19(2)(a) Schadstoffemis­
sionen 

REPPR 
(Emissionsstufen 
nach 2000/25/EG 
und 97/68/EG) 

X X X X X 
sofern im 
Anwen­

dungsbereich 
der Richtlinie 

X 
sofern im 
Anwen­

dungsbereich 
der Richtlinie 

X X X X X X X X n.z. n.z. n.z. n.z. 
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Nr. Artikel Gegenstand Angabe des Rechtsakts Kraft­
fahrzeuge 

Fahrzeugklassen 

T1a T1b T2a T2b T3a T3b T4.1a T4.1b 
(+) T4.2a T4.2b 

(+) T4.3a T4.3b Ca Cb 
(++) Ra Rb Sa Sb 

62 19(2)(b) Geräuschpegel 
(außen) 

REPPR (Grenzwerte 
nach 2009/63/EG) 

Y X X X X X X X X X X X X I I n.z. n.z. n.z. n.z. 

Legende: 

(+) = wenn in dieser Klasse eine solche Unterklasse geschaffen wird. 
(++) = nur für Unterklassen, die jenen mit Index b in der Klasse T entsprechen. 
X = zutreffend. 
I = wie für T, je nach Klasse. 
Y = einschlägige Rechtsakte für Kraftfahrzeuge gelten als gleichwertig, wie im delegierten Rechtsakt festgelegt. 
Z = zutreffend nur für gezogene austauschbare Geräte der Klasse R; Verhältnis zwischen der technisch zulässigen Gesamtmasse in beladenem Zustand und der Leermasse mindestens 3,0 (Artikel 3 Nummer 9). 
n.z. = nicht zutreffend. 
RVFSR = Verordnung mit Anforderungen für die funktionale Sicherheit von Fahrzeugen (delegierter Rechtsakt). 
RVCR = Verordnung mit Anforderungen für die Bauweise von Fahrzeugen (delegierter Rechtsakt). 
REPPR = Verordnung mit Anforderungen für Umweltverträglichkeit und Antriebsleistung (delegierter Rechtsakt). 
RVBR = Verordnung mit Bremsvorschriften für Fahrzeuge (delegierter Rechtsakt). 

▼B
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ANHANG II 

HÖCHSTZULÄSSIGE STÜCKZAHLEN FÜR KLEINSERIEN 

Die Zahl von Fahrzeugen eines Typs, die jährlich in jedem Mitgliedstaat auf dem 
Markt bereitgestellt, zugelassen oder in Betrieb genommen werden dürfen, ist je 
nach Fahrzeugklasse wie folgt begrenzt: 

Klasse Stückzahl (je Typ) 

T 150 

C 50 

▼B
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ANHANG III 

Entsprechungstabelle 

(gemäß Artikel 76) 

Richtlinie 2003/37/EG Diese Verordnung 

Artikel 1 Artikel 1 und 2 

Artikel 2 Artikel 3 

Artikel 3 Artikel 20 bis 23 

Artikel 4 Artikel 22, 24 und 26 

Artikel 5 Artikel 29 bis 31 

Artikel 6 Artikel 33 und 34 

Artikel 7 Artikel 5, 38 und 40 

Artikel 8 Absatz 1 
Artikel 8 Absatz 2 

Artikel 38 Absatz 2 
Artikel 35 bis 37 und 39 

Artikel 9 Artikel 37 

Artikel 10 Artikel 39 

Artikel 11 Artikel 35 und 36 

Artikel 12 Artikel 49 und 50 

Artikel 13 Artikel 8 und 28 

Artikel 14 Artikel 24 

Artikel 15 Artikel 41 bis 48 

Artikel 16 Artikel 41 und 44 

Artikel 17 Artikel 44 

Artikel 18 Artikel 48 

Artikel 19 Artikel 68, 70 und 71 

Artikel 20 Artikel 69 

Artikel 21 Artikel 5 und Artikel 57 bis 67 

Artikel 22 — 

Artikel 23 — 

Artikel 24 — 

Artikel 25 — 

Artikel 26 — 

▼B
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